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so bis zu 15 Experten mit unterschied-
lichem Hintergrund zusammen. Auch 
niedergelassene Ärzte und ihre Patien-
ten können davon profitieren – schwie-
rige Fälle aus der Rheumatologie kön-
nen dem Clusterteam vorgestellt wer-
den. Der interdisziplinäre Austausch ist 
ein Schritt auf dem Weg zur individua-
lisierten Therapie, die ein Ziel des Clus-
ters bildet.

Das Cluster wirkt aber auch nach 
innen. Cluster-Sprecher Prof. Stephan 
Schreiber nennt „Translation“ als Motto 
für die neue Förderperiode. Dabei hilft 
ein Modell, an dem die Ärztekammer 
mitwirkt: Das Clinical Scientist-Mo-
dell ermöglicht jungen Ärzten, Weiter-

D
as schleswig-holsteinische For-
schungscluster „Inflammation at 
Interfaces“ ist zum dritten Mal in 
Folge unter den geförderten Pro-
jekten der Exzellenzstrategie des 
Bundes und der Länder. In der 
Entzündungsmedizin hat sich im 

Zuge der seit 2007 laufenden Förderung 
ein Verbund gebildet, der Wissenschaft-
ler aus anderen Bundesländern anzieht 
und der Fachleuten unterschiedlicher 
Richtungen interdisziplinäres Arbeiten 
ermöglicht. Ein Beispiel sind die Fall-
konferenzen, für die Rheumatologen ge-
zielt Augenärzte, Dermatologen oder an-
dere Fachrichtungen hinzuziehen kön-
nen. Je nach Art der Erkrankung sitzen 

bildung und Forschung zu kombinieren. 
Die Weiterbildung verlängert sich damit 
um bis zu drei Jahre, um Forschungs-
projekte abzuschließen. Die Ärzte be-
kommen in diesem Modell geschützte 
Zeit für ihre Forschung, die im norma-
len klinischen Alltag schwer zu verfolgen 
ist. Senior-Clinical-Scientist Dr. Konrad 
Aden etwa ist als Facharzt an der Klinik 
für Innere Medizin am UKSH tätig, aber 
auch als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Institut für Klinische Molekularbio-
logie in Kiel. Solche Brücken zwischen 
Klinik und wissenschaftlicher Karrie-
re hält Aden für einen echten Standort-
vorteil.
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Exzellente Teamarbeit lockt 
Nachwuchs in den Norden
Cluster erhält erneut Förderung über die Exzellenzstrategie des Bundes und 
der Länder. Patienten aus Arztpraxen profitieren u. a. von Fallkonferenzen. 
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elf mal im Jahr über 
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.
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Jedem Beginn wohnt eine neue Erfahrung inne. In den letz-
ten Wochen habe ich viele Briefe und Rückmeldungen erhal-
ten, mit Glückwünschen und bestärkendem Zuspruch. Be-
reits in der ersten Sitzung des neuen Kammervorstands konn-
ten wir Entscheidungen auf den Weg bringen. Ein Beispiel: Die 
Prüfung für den Erhalt der Fachkunde Strahlenschutz nach der 
Röntgenverordnung haben wir ersatzlos gestrichen. Andere 
Themen wurden diskutiert, die in Vorbereitung auf die Kam-
merversammlung am 28.11.18 in einer Vorstandsklausur Ende 
Oktober präzisiert wurden. Zu dieser Kammerversammlung, 
in denen unsere weiteren Gremien gewählt werden, möchten 
wir möglichst viele Kolleginnen und Kollegen aktiv einbinden – 
Sie sind herzlich willkommen!
Auch auf Bundesebene bewegt sich zurzeit viel. Gefühlt ver-
geht keine Woche ohne ein neues gesundheitspolitisches Ge-
setz oder eine neue Verordnung. Eines wird immer deutlicher: 
Wenn die Selbstverwaltung keine Lösungen erarbeitet, schrei-
tet der Gesetzgeber ein, ohne unsere Expertise zu berücksich-
tigen. Ob solche Regelungen den Fachkräftemangel beheben 
oder die Versorgung verbessern, darf bezweifelt werden. Fest 
steht aber: Der Gesetzgeber greift in die Selbstverwaltung ein 
und gibt Normen vor, mit denen wir zurechtkommen müssen. 
Zum Beispiel die vom Ansatz her richtigen Pflegepersonalun-
tergrenzen: Manche halten sie für zu niedrig angesetzt, andere 
sehen einen Versorgungsengpass, weitere Auswirkungen sind 
nicht ausgeschlossen. Uns interessiert, wie unsere Kranken-
häuser im Norden damit umgehen. Das Schleswig-Holsteini-
sche Ärzteblatt wird in der Dezemberausgabe berichten.
Die Flut an Gesetzen zeigt aber auch, dass grundlegend Re-
gelungsbedarf besteht. Die Ärztekammer Schleswig-Holstein 
wird deutlich machen, dass ein Schrauben an einzelnen Pro-
blembereichen nicht ausreicht. Die Kammer fordert, die Ur-
sachen anzugehen: differenzierte stufenweise Reduktion der 
Budgetierung, Ausgliederung aller Personalkosten aus den 
DRGs, Umsetzung von übergreifender interprofessioneller 
Versorgung, grundlegende Überarbeitung des fünften mit In-
tegration des elften Sozialgesetzbuches. 

Ursachen bekämpfen

Freundliche Grüße
Ihr

Dr. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t
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„Der Gesetzgeber 
schreitet ein, ohne 
unsere Expertise zu 
berücksichtigen.“
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D
as Land stellt Geld für die medizini-
sche Grundversorgung bereit. Auf 
den Versorgungssicherungsfonds 
hatte sich zuvor die Regierungko-

alition verständigt. Die Förderrichtli-
nie sieht Mittel in Höhe von zwei Millio-
nen Euro noch für das laufende Jahr vor. 
2019 stehen 3,5 Millionen Euro und für 
die Jahre 2020 bis 2022 jeweils fünf Mil-
lionen Euro jährlich zur Verfügung. Ne-
ben ärztlichen Institutionen und Trä-
gern von Krankenhäusern oder Pflege-
einrichtungen sind auch Vertragsärzte, 
MVZ und Kommunen antragsberech-
tigt. Die Einzelförderung erstreckt sich 
über maximal drei Jahre und hat eine 
Obergrenze von 500.000 Euro. Förder-
fähig sind 
u	bestehende Konzepte, wenn die Not-

wendigkeit der weiteren Versor-
gungssicherung besteht und damit 
die medizinische Grundversorgung 
der Bevölkerung im ländlichen Raum 
anders als bislang erhalten werden 
kann,

u	Konzepte zur Initiierung oder Wei-
terentwicklung der sektorenübergrei-
fenden Versorgung mit dem Ziel, die 
Sektorentrennung zu überwinden, 

u	Konzepte zum Transfer neuer wis-
senschaftlicher Erkenntnisse, deren 
Übertragung in den ambulanten und 
stationären Versorgungsalltag den 
medizinischen Fortschritt beschleu-
nigt, die sektorenübergreifende Ver-
sorgung besonders im ländlichen 
Raum verbessert und die das Potenzi-
al haben, in der Regelversorgung An-
wendung zu finden, 

u	Konzepte zur Verbesserung der am-
bulanten, stationären oder sektoren-
übergreifenden Patientenversorgung 
besonders im ländlichen Raum durch 
mobile, technische und digitale Lö-
sungen mit dem Potenzial, in der Re-
gelversorgung Anwendung zu finden. 

Voraussetzung für eine Förderung ist, 
dass es sich bei den Projekten nicht um 
schon bestehende Angebote in der Re-
gelversorgung handelt. (PM/RED) 
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Zusätzliches Geld für die Grundversorgung

D
ie Ausgaben für Arzneimittel sind im 
ersten Halbjahr 2018 in Schleswig-
Holstein um 3,9 Prozent gestiegen. 
Nach Angaben der AOK Nordwest 

stiegen die Gesamtausgaben im Halb-
jahr damit auf 660 Millionen Euro. Die 
Kasse beruft sich auf eine Statistik des 
GKV-Spitzenverbandes. 

Als wichtigsten Grund für den An-
stieg nannte die AOK höhere Preise 
für neue patentgeschützte Arzneimit-
tel. „Waren diese hochpreisigen Arznei-
mittel vor einigen Jahren die Ausnah-
me, sind sie heute die Regel geworden 
und den Preisvorgaben der Hersteller 
sind nach oben offenbar keine Grenzen 
gesetzt“, sagte der AOK-Vorstandsvor-
sitzende Tom Ackermann. Nach seiner 
Darstellung ist der deutsche Markt für 
die Pharmaindustrie „besonders inter-

essant und lukrativ “. „Nur hier wird je-
des zugelassene Arzneimittel mit dem 
Markteintritt vollständig von der gesetz-
lichen Krankenversicherung erstattet, in 
den ersten zwölf Monaten zu dem Preis, 
den der Pharmahersteller festlegt. Und 
das unabhängig davon, welchen Zusatz-
nutzen das Medikament für den Patien-
ten hat. Erst nach einem Jahr gilt ein zwi-
schen dem Anbieter und dem GKV-Spit-
zenverband auf der Grundlage der ‚Frü-
hen Nutzenbewertung‘ ausgehandelter 
Erstattungspreis“, kritisierte die AOK in 
einer Pressemitteilung. 

Die Kasse fordert rückwirkende 
Preise für alle neuen Arzneimittel zum 
ersten Tag des Markteintritts. Weiterer 
Kritikpunkt sind die verkürzten Zulas-
sungsverfahren bei patentgeschützten 
Arzneimitteln. (PM/RED)

AOK kritisiert Arzneimittelkostenanstieg



N A C H R I C H T E N  // 5N OV E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 1

K U R Z  N O T I E R T

Ärzteblatt mit neuer Anzeigenagentur 
Die Anzeigenagentur Elbbüro in Hamburg kümmert sich ab 
der Januarausgabe 2019 um die Anzeigen im Schleswig-Hol-
steinischen Ärzteblatt. Stefanie Hoffmann, Inhaberin von Elb-
büro, vermarktet bereits seit fünf Jahren erfolgreich das Ham-
burger Ärzteblatt und wird künftig für beide Publikationen tä-
tig sein. „Ich freue mich auf die neue Herausforderung. Das 
Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt bietet Anzeigenkunden ein 
hochwertiges redaktionelles Umfeld", sagte Hoffmann. Neben 
gezielten Anzeigen in den jeweiligen Bundesländern will Hoff-
mann es künftig auch ermöglichen, dass Anzeigenkunden mit 
einer Schaltung in beiden Ärzteblättern rund 33.000 Ärztin-
nen und Ärzte in ganz Schleswig-Holstein und Hamburg er-
reichen. Anzeigenschluss für die Januarausgabe ist der 17. De-
zember. Hoffmann und ihre Mitarbeiter sind unter Telefon 
040 3348 5711, Fax 040 3348 5714 oder per E-Mail info@elbbu-
ero.com zu erreichen. Die Adresse lautet Bismarckstr. 2, 20259 
Hamburg. (RED)

Neue Endoskopie in Grosshansdorf
Die LungenClinic Grosshansdorf hat den Umbau ihrer Endo-
skopie abgeschlossen. An gleicher Stelle sind laut Klinik neue 
Räumlichkeiten entstanden, die die Patientenwege optimieren 
und sich stärker an heutigen Arbeitsprozessen orientieren. Im 
Vergleich zu früher sind die Untersuchungsräume heute baug-
leich und verfügen über die gleiche Ausstattung. Auch die Ge-
räteausstattung wurde erneuert. Eine neu installierte Video-
managementtechnologie ermöglicht nun die zentrale Steue-
rung aller Bildquellen auf unterschiedliche Bildschirme und 
Monitore im Saal. Insgesamt investierte das Krankenhaus 
rund 3,5 Millionen Euro. (PM/RED)

Zufriedene Patientinnen 
Nach Mitteilung des Brustzentrums Herzogtum Lauenburg/
östliches Hamburg würden sich 94,4 Prozent der dort befrag-
ten Patientinnen aktuell wieder für eine Behandlung in einem 
der Standorte entscheiden. Danach gibt es weder in der zeitli-
chen Betrachtung der vergangenen zehn Jahre, noch im Ver-
gleich der Standorte nennenswerte Unterschiede. Das Brust-
zentrum befragt seit 2007 die entlassenen Patienteninnen kon-
tinueirlich zu vier Zeitpunkten: Bei Entlassung, nach sechs 
Monaten, nach einem Jahr und drei Jahre nach Entlassung. 
Bislang sind Antworten von 1.114 Patientinnen in die Auswer-
tung eingeflossen. Handlungsbedarf sehen sie u.a. bei den ge-
nauen Informationen über den organisatorischen Ablauf im 
Krankenhaus. Zum Verbund zählen die Kliniken in Geest-
hacht, Mölln-Ratzeburg, Reinbek und Bergedorf. (PM/RED)

AOK registriert mehr Pflegeleistungen
Seit Einführung der neuen Pflegegrade Anfang vergangenen 
Jahres erhalten in Schleswig-Holstein mehr Menschen Pflege-
leistungen. Dies berichtet die AOK Nordwest. Nach ihren An-
gaben ist die Zahl der Leistungsempfänger bei ihnen inner-
halb eines Jahres um 4,7 Prozent gestiegen. In der vollstationä-
ren Pflege stieg die Zahl der Leistungsempfänger um 3,9 Pro-
zent, in der ambulanten Pflege um 7,5 Prozent. Fast 60 Prozent 
der Pflegebedürftigen werden in Schleswig-Holstein zu Hau-
se gepflegt, mehr als zwei Drittel davon ausschließlich von ih-
ren Angehörigen oder nahestehenden Personen. Lediglich ein 
Drittel wird in Pflegeeinrichtungen betreut. „Ohne Angehöri-
ge wäre die Pflege nicht leistbar“, so AOK-Vorstandschef Tom 
Ackermann. (PM/RED)

W
as ist sexuelle Belästigung? Wie oft 
kommt sexuelle Belästigung im 
Medizinbetrieb vor? Solche Fra-
gen beantwortet ein Flyer des Deut-

schen Ärztinnenbundes (DÄB), der sich 
in der Definition von sexueller Belästi-
gung an die Uni Freiburg anlehnt und 
u. a. sexistische Kommentare, ehrver-
letzende Bemerkungen, aufdringliche 
Fragen zum Privatleben, unerwünsch-
te, eventuell als „versehentlich“ getarnte 
Berührungen, obszöne Witze und Sprü-
che oder Versprechen beruflicher Vor-
teile bei sexuellem Entgegenkommen 
nennt. Auch auf rechtliche Grundlagen 
und die Pflichten des Arbeitgebers wird 
hingewiesen. „Wer im Medizinbetrieb 
gegenüber Ärztinnen übergriffig wird, 

hat zudem in der Regel eine höhere Posi-
tion. Gerade junge Ärztinnen fürchten, 
als zickig und nicht kooperativ zu gel-
ten und sind von Vorgesetzten abhängi-
ger als langjährig Beschäftigte“, heißt es 
in dem Flyer. 

Bei der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes haben sich bisher rund zwei 
Dutzend Frauen aus dem medizinischen 
Bereich mit Bitte um Beratung wegen se-
xueller Belästigung gemeldet – neben 
Ärztinnen auch Krankenschwestern, 
Rettungsassistentinnen und Pflegekräf-
te. Der Flyer, der auch Anlaufstellen für 
Unterstützung nennt, steht unter https://
www.aerztinnenbund.de/downloads/5/
Faltblatt_MeToo.pdf zum Download be-
reit. (PM/RED)

Me too: Hilfe bei sexueller Belästigung
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Ärzte blicken skeptisch 
in die Zukunft

B
ei der Bewertung ihrer wirtschaft-
lichen Situation bleiben Mediziner 
in Deutschland überwiegend pessi-
mistisch. Der im Auftrag der Ham-

burger Stiftung Gesundheit zwei Mal 
im Jahr ermittelte Medizinklimain-
dex (MKI) kommt in der diesjährigen 
Herbst umfrage auf einen Wert von mi-
nus 0,7 und liegt damit nur leicht über 
dem Frühjahrswert (minus eins).

Rund die Hälfte der teilnehmenden 
Ärzte, Zahnärzte und psychologischen 
Psychotherapeuten - insgesamt waren 
dies nur etwas über 200 - halten ihre ak-
tuelle wirtschaftliche Lage zwar für be-
friedigend und 36 Prozent nennen sie 
sogar „gut“. Aber 14 Prozent beurteilen 
sie auch als „schlecht“. 29 Prozent ver-
muten, dass sich ihre wirtschaftliche Si-
tuation verschlechtert, nur fünf Prozent 
glauben an eine Verbesserung. 

Der daraus ermittelte Gesamt-
wert ist erneut negativ, weil insbeson-
dere Haus- und Fachärzte pessimistisch 
in die Zukunft schauen. 35 Prozent der 
Hausärzte und 23 Prozent der Fachärzte 
erwarten in den kommenden sechs Mo-
naten eine Verschlechterung ihrer wirt-

schaftlichen Situation. 62 Prozent der 
Haus- und 70 Prozent der Fachärzte er-
warten keine Veränderungen. Nur drei 
Prozent der Haus- und sechs Prozent 
der Fachärzte rechnen mit einer Verbes-
serung. Aktuell dagegen schätzen  
40 Prozent der Hausärzte und 29 Pro-
zent der Fachärzte ihre wirtschaftliche 
Situation als gut ein. Jeder zehnte Haus-
arzt und 14 Prozent der Fachärzte beur-
teilen ihre aktuelle wirtschaftliche Situa-
tion als schlecht. Für die Hausärzte liegt 
der Gesamtwert bei minus 1,1, der der 
Fachärzte bei minus 4,1 - Zahnärzte und 
Psychotherapeuten sind optimistischer.

Der MKI soll auch als Vergleich zu 
anderen Branchen dienen, deren Stim-
mung über den IFO-Geschäftsklimain-
dex abgebildet wird. Anders als im Me-
dizinbereich sind hier alle Werte im po-
sitiven Bereich. Die Mediziner sind auch 
in den vergangenen Jahren eher skep-
tisch gewesen. Bei den bislang 15 Be-
fragungen seit 2011 lag der MKI bislang 
erst vier Mal im positiven Bereich. Auf-
fallend ist aber der deutliche Rückgang 
seit Herbst 2017 – vor einem Jahr lag der 
Wert noch bei plus 7,4. (PM/RED)

ungünstiger (29 %)

gleich (65,7 %)

günstiger (5,3 %)
5,3 %

65,7 %

29 %

Zwei Drittel der Befragten (65,7 Prozent) erwarten kei-
ne Veränderung der wirtschaftlichen Lage. 29 Prozent 
vermuten, dass sie sich verschlechtern wird. Lediglich 
5,3 Prozent rechnen mit einer wirtschaftlichen Verbes-
serung.



V
on Berlin nach Kiel – und das im 
November. Von der altehrwür
digen Charité auf einen Cam
pus, der zurzeit eine Großbaustel
le ist. Ein wenig gewöhnungsbe
dürftig sei das schon gewesen, sagt 
Professor Bimba Hoyer. „Aber das 

Cluster bot einen starken Anreiz, hier
her zu kommen.“ Seit einem Jahr hält 
sie den Lehrstuhl für Rheumatologie in 
Kiel und leitet das Exzellenzzentrum für 
Entzündungsmedizin auf dem Gelände 
des UKSH, ein Gebäude im Schatten des 
Hochhauses, in dem die Abteilungen für 
die Innere Medizin untergebracht sind. 
Ein Jahr nach ihrem Umzug zieht die 
Medizinerin und Wissenschaftlerin eine 
positive Bilanz: „Was sich hier tut, ist ex
trem spannend.“

Es bleibt auch in den kommenden 
Jahren spannend. Zum dritten Mal in 
Folge hat der schleswigholsteinische 
Forschungsverbund, der sich mit Ent
zündungskrankheiten befasst, den Zu
schlag für eine Förderung im Rahmen 
der Exzellenzstrategie des Bundes und 
der Länder erhalten. Es ist damit eines 
von 57 Projekten bundesweit, die die Ex
zellenzkommission Ende September 

E N T Z Ü N D U N G S M E D I Z I N

Über den Tellerrand
Die Arbeit im Exzellenzcluster Entzündungsforschung geht auch nach 2019 weiter. 
Patienten profitieren schon von ersten Ergebnissen der Forschung in Kiel und Lübeck. 
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ausgewählt hat. In diesem Gremium sit
zen Wissenschaftler und die Wissen
schaftsminister des Bundes und der Län
der. Sie mussten über knapp 200 Anträ
ge entscheiden, die für diese Förderperi
ode vorlagen. An die erfolgreichen Pro
jekte werden in den kommenden sieben 
Jahren insgesamt 385 Millionen Euro 
ausgeschüttet. 

„Kennzeichnend für die ausgewähl
ten Cluster ist die durchgehend hohe Be
teiligung außeruniversitärer Partner so
wie die Multidisziplinarität der Mehr
zahl der Konzepte, die auch weit über die 
einzelnen großen Wissenschaftsberei
che hinausgeht“, heißt es in der Mittei
lung der Deutschen Forschungsgemein
schaft, die als Selbstverwaltung der Wis
senschaft die wettbewerbliche Auswahl 
der besten Forschungsprojekte im gan
zen Land organisiert.

Multidisziplinär und interdiszipli
när: Dieser Grundsatz gilt auch für das 
Cluster zur Entzündungsforschung an 
Grenzflächen, „Inflammation at Inter
faces“, das seit 2007 Fördermittel aus 
dem Exzellenzprogramm erhält. In die
sen mehr als zehn Jahren hat sich ein 
breiter Verbund gebildet, an dem neben 
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Fotos aus einer Forschungsarbeit von Senior Clinical Scientist Dr. Kon-
rad Aden, der neben seiner Arbeit an der Klinik für Innere Medizin des 
UKSH als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Klinische Mo-
lekularbiologie (IKMB) der CAU tätig ist.  
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den beiden Universitäten in Kiel und Lü
beck, dem UKSH und dem MaxPlanck
Institut auch Partner wie die Muthesius
Kunsthochschule in Kiel und Kooperati
onspartner in Frankreich und Südafrika 
beteiligt sind.

Aus dem Cluster heraus sind eige
ne Institute entstanden, darunter das Ex
zellenzzentrum für Entzündungsmedi
zin. Auch die Fragen der beteiligten For
schungsteams haben sich gewandelt und 
ausgeweitet. So geht es ab 2019 an den 
beiden Standorten des Exzellenzclus
ters in Kiel und Lübeck unter dem Titel 

„Präzisionsmedizin für chronische Ent
zündungserkrankungen / Precision Me
dicine in Chronic Inflammation“ (PMI) 
nicht mehr allein um die Entstehung von 
Entzündungskrankheiten, sondern um 
Datensammlungen und die Anfänge der 
Präzisionsmedizin, sprich um die auf 
den Patienten zugeschnittene Therapie.

Er habe ein „gutes Gefühl gehabt“, 
dass SchleswigHolstein mit dem Cluster 
zur Entzündungsforschung zum dritten 
Mal in Folge eine Förderung erhält, so 
Professor Stefan Schreiber, Sprecher des 
Clusters. Aber dass SchleswigHolstein 
wieder mit dabei sei, sei durchaus kein 
Selbstgänger gewesen, sagte er dem Ärz
teblatt im Interview (Seite 11).

Wie groß die Möglichkeit des Schei
terns ist, zeigt das Beispiel des ebenfalls 
breit aufgestellten Programms zur Mee
resforschung in Kiel: Die interdisziplinä
re Studie zum „Ozean der Zukunft“ galt 
bisher ebenfalls als exzellent, verliert 
diesen Status aber in der neuen Förder
periode. Dafür konnte SchleswigHol
stein mit einem neuen Projekt punkten: 

„Roots“ wird künftig die sozialen, um
weltbedingten und kulturellen Wurzeln 
erforschen, die die menschliche Ent
wicklung geprägt haben und prägen. 

Für beide Projekte zusammen flie
ßen in den kommenden Jahren rund 100 
Millionen Euro nach SchleswigHol
stein, wobei das Land einen Teil der Gel
der trägt. Darüber hinaus aber hilft das 
Projekt, weitere Drittmittel einzuspielen. 
Das Land fördert die Spitzenforschung 
in der Medizin zudem über eigens für 
das Cluster eingerichtete Lehrstühle.

Noch wichtiger als das Geld aber 
sind die Köpfe. Denn die Chance, auf ei
nem Forschungsfeld ganz vorn dabei zu 
sein, lockt Fachleute aus ganz Deutsch
land in den hohen Norden. 

 „Man merkt allmählich, dass Schles
wigHolstein eine Marke wird, die ge
sehen wird – deutschland und euro
paweit“, sagt Dr. Konrad Aden, der sich 
auf entzündliche Darmkrankheiten spe
zialisiert hat. Der junge Wissenschaft
ler gehört zum Team von Professor Phi
lipp Rosenstiel, das entzündliche Darm
krankheiten erforscht. 

Die Sichtbarkeit des Clusters wird 
durch regelmäßige Veröffentlichungen 
gefördert. So stellte das RosenstielTeam Fo
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Der Exzellenzcluster hat Zugriff auf diverse große Biobanken, in denen Blut-, Stuhl-, Gewebe- oder DNA-Proben von Kran-
ken und Gesunden für Forschungszwecke gesammelt und aufbewahrt werden.  Die Bioproben sind die Grundlage für indi-
vidualisiertere Behandlungsstrategien
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vor wenigen Wochen eine neue Studie 
vor. Demnach lässt sich bei einem Vier
tel aller an Morbus Crohn Erkrankten 
eine Veränderung an einem bestimm
ten Gen feststellen, das Teil des Verdau
ungsmechanismus in Zellen ist. Diese 
Erkenntnis kann helfen, die Prozesse in 
den Zellen besser zu verstehen. Mittel
fristig könnten vielleicht Botenstoffe, de
ren Wirkung bereits heute  getestet wird, 
gezielt eingesetzt werden, um bei Men
schen mit dieser GenVeränderung eine 
Entzündung zu verhindern.

8 
Lehrstühle gibt es 
bundesweit für 
das Fach Rheu-
matologie. 

2
davon befinden 
sich in Schleswig-
Holstein – beide 
werden von 
Frauen geleitet. 

tet hat, bewegt sich an der Schnittstel
le zwischen Spitzenforschung und Pati
entenversorgung. In ihrer wissenschaft
lichen Arbeit befasst sie sich mit langle
bigen Plasmazellen, die als körpereigene 
Informationsspeicher dienen und bei 
Autoimmunkrankheiten als Teil der The
rapie eliminiert werden müssen (siehe 
Kasten).

Neben den Möglichkeiten der For
schung biete die Arbeit in Kiel aber noch 
einen weiteren Vorteil, sagt Hoyer: „Im 
Lauf der Jahre hat sich hier eine Infra
struktur gebildet, die ein wirklich inter
disziplinäres Arbeiten ermöglicht. Die 
Art und Weise, wie das hier geschieht, 
ist ein Alleinstellungsmerkmal.“ Bei der 
Systemkrankheit Rheuma, die jedes Or
gan befallen kann, sei es zwar normal, 
den ganzen Körper im Blick zu behalten, 
sagt die Medizinerin. Trotzdem  bieten 
die Fallkonferenzen in Kiel einen gro
ßen Vorteil: „Wir können mal eben den 
Haut oder den Augenarzt dazu holen“, 
sagt Hoyer. „So selbstverständlich klappt 

Dass es eines Tages die eine große Ent
deckung gibt, die Entzündungskrank
heiten heilen hilft, glauben weder Kon
rad Aden noch Bimba Hoyer. Aber bei
de sehen Erfolge durch die vielen klei
nen Schritte, die Forscher weltweit in 
diesem Feld vorankommen. „In der 
Summe kommen wir weiter“, sagt Aden, 
und Hoyer findet: „Wir haben bereits 
viel erreicht.“

Schon heute sei es in vielen Fällen 
möglich, Rheumakranke so zu behan
deln, dass ihre Lebensqualität kaum ein
geschränkt ist: „Es ist schön, wenn mir 
Leute von ihren Urlauben oder beruf
lichen Erfolgen berichten oder Frauen 
trotz der  Krankheit gesunde Kinder be
kommen“, sagt Hoyer.

Nur acht Lehrstühle für das Fach 
Rheumatologie gibt es bundesweit, zwei 
davon befinden in SchleswigHolstein – 
es sind übrigens die einzigen in Deutsch
land, die von Frauen geleitet werden. Dr. 
Hoyer, die vor dem Ruf nach Kiel 15 Jah
re lang an der Berliner Charité gearbei

Prof. Bimba Hoyer 
(oben) im Gespräch 
mit einem Patien-
ten. Für die Rheuma-
tologin war der Clus-
ter Entzündungsme-
dizin ein starker An-
reiz, von Berlin nach 
Kiel zu kommen. 

L A N G L E B I G E  P L A S M A Z E L L E N
Leukozyten sind die Körperpolizei: T-Leukozyten erkennen Störungen, bekämpfen sie 
als „Fresszellen“ selbst oder holen sich die Hilfe der B-Leukozyten, die sich in Plasma-
zellen verwandeln und Antikörper gegen einen Eindringling bilden. Bis 1997 ging die 
Forschung davon aus, dass diese Plasmazellen nach ihrem Einsatz schnell absterben. 
Inzwischen ist bekannt, dass einige dieser Zellen im Körper überleben. In ihrer Dok-
torarbeit wies Bimba Hoyer nach, dass dies auch für die Autoimmunkrankheit Lu-
pus erythematodes gilt. Für die Therapie solcher Entzündungskrankheiten ist es da-
her notwendig, auch die langlebigen Zellen zu vernichten. Neue Medikamente schaf-
fen das – schädigen allerdings die gesamte körpereigene Verteidigung. Professor Hoy-
ers Team in Kiel arbeitet im Verein mit anderen Forschungsverbünden aktuell in zwei 
Richtungen. Erstens geht es darum, die Plasmazellen besser zu verstehen: Welche Zel-
len verwandeln sich in „langlebige“? Lässt sich dieser Mechanismus unterbrechen 
oder umkehren? Zweitens wird daran geforscht, Zellen gezielt zu eliminieren. „In der 
Maus kriegen wir das bereits hin“, sagt Hoyer. Zwar werde es noch Jahre dauern, bis 
menschliche Patienten davon profitieren, „aber die Ideen sind schon da“.
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das in anderen Kliniken nicht.“ Bis zu 
15 Fachleute sitzen je nach Art der Fäl
le am Tisch.

Das Besondere dabei ist, dass nie
dergelassene Ärzte in SchleswigHol
stein auf diese Infrastruktur zugreifen 
und ihre schwierigen Fälle dem Cluster
Team im Bereich Rheumatologie vor
stellen können. Denn neben den Akten 
der Ratsuchenden, die direkt den Weg in 
die ExzellenzAmbulanz gefunden ha
ben, werden die Fälle von Patienten nie
dergelassener Praxen beraten. Das Ver
fahren ist einfach: Kommt ein Haus 
oder Facharzt bei der Diagnose nicht 
weiter oder gestaltet sich ein Krankheits
verlauf kompliziert, kann er die Patien
tenakte nach Kiel schicken und telefo
nisch oder persönlich an der Konferenz 
teilnehmen, um den Fall zu diskutieren. 
Hoyer bittet darum, die Fälle rechtzei
tig vorher per Mail anzumelden und das 
Material einzureichen: „Idealerweise 
sind die Akten dann allen bekannt.“ Für 
bloße Zweitmeinungen stehe die Kon
ferenz allerdings nicht zur Verfügung: 

„Wenn ein Arzt bereits diagnostiziert hat, 
dass es sich nicht um Rheuma, sondern 
um eine Arthrose handelt, müssen wir 
das nicht wiederholen.“

Bei schwierigen Fällen aber führt der 
gemeinsame Blick auf den Patienten oft 
zu einer anderen Art von Behandlung, 
als wenn nur ein Spezialist sein Fachge
biet im Blick hat: „Wir schauen auf alle 
Beschwerden und wählen die Therapie, 
die eben nicht nur die Gelenkbeschwer
den, sondern auch die Hautverände
rung angreift“, nennt Hoyer ein Beispiel. 
Ohne diesen gemeinsamen Ansatz dau
ere es in anderen Kliniken oft länger, bis 
ein Patient die für ihn optimalen Medi
kamente erhält, meint die Professorin. 
Das interdisziplinäre Verfahren ist da
mit ein Schritt auf dem Weg zur indivi
dualisierten Therapie, die ein Leitziel der 
Arbeit im Cluster ist.

Aber auch nach innen, sprich in die 
Abläufe des UKSH und der Universitä
ten, wirkt sich das Cluster aus. „Transla
tion“ nennt ClusterSprecher Professor 
Stefan Schreiber als Motto für die neue 
Förderperiode. „Wir bauen eine Exzel
lenzstruktur in die Klinik ein und rü
cken den Forschernachwuchs in den 
Vordergrund.“ 

Dabei hilft ein neues Modell, bei 
dem die Ärztekammer SchleswigHol
stein mit im Boot sitzt: Mit dem Cli
nicialScientistProgramm sollen jun
ge Mediziner auf allen Stufen ihres Aus
bildungsweges die Chance haben, For
schung und Ausbildung zu verbinden. 

Bisher müssen Jungmediziner, die 
neben ihrer Weiterbildung klinische 
Forschung betreiben wollen, sich die 
Zeit dafür mühsam abknapsen. Da sie 
in den Kliniken eingespannt sind, blei
ben für Arbeiten im Labor oft nur Stun
den am Abend oder an Wochenen

den. „Ein harter Weg“, weiß Dr. Konrad 
Aden. „Darum haben wir so wenig wis
senschaftlichen Nachwuchs.“ Besonders 
im Vergleich mit anderen Ländern sieht 
Deutschland schlecht aus, sagt Aden: 

„Man braucht Zeit, um Risiken einzu
gehen.“ Schließlich ist bei neuen For
schungszweigen nicht garantiert, dass 
jedes Experiment zum Erfolg führt.

Im Exzellenzcluster gehen Kiel und 
Lübeck nun einen anderen Weg, und 
Aden profitiert davon. Der bereits mehr
fach mit Preisen ausgezeichnete Inter
nist und Gastroenterologe hat den Sta
tus eines Senior Clinical Scientist. Damit 
arbeitet er als wissenschaftlicher Mitar
beiter am Institut für Klinische Moleku
larbiologie (IKMB) der ChristianAlb
rechtsUniversität und gleichzeitig als 
Facharzt an der Klinik für Innere Medi
zin am UKSH und teilt seine Arbeitswo
che gleichmäßig zwischen Krankenbett 
und Labor auf. „Man braucht geschütz
te Zeit für die Forschung“, sagt Aden, der 
sich aktuell mit so genannten Organoi
den befasst, in denen sich Entzündungs
krankheiten des Darms in der Petrischa
le nachstellen und behandeln lassen (sie
he Kasten Seite 10). 

Aden freut sich, dass inzwischen be
reits die nächste Generation von Nach
wuchsärzten in das Förderprogramm 

nachrückt: „Toll, wenn man andere von 
der Forschung begeistern kann, und toll, 
dass es die Infrastruktur gibt, um län
ger hier zu bleiben. Das stellt für Schles
wigHolstein einen echten Standortvor
teil dar.“ 

Auch in anderen Universitäten gibt 
es Modelle zur Nachwuchsförderung, 
aber „in Kiel ist besonders, dass die Ärz
tekammer von Anfang an dabei ist und 
diese Kombination aus Facharztweiter
bildung und klinischer Forschung an
erkennt“, sagt Schreiber. Die Zeit bis zur 
Facharztprüfung verlängert sich dabei 
zwar, bietet aber den Junior Clinical Sci
entists Möglichkeiten, ein Forschungs
projekt voranzutreiben. Über die gesam
te Weiterbildungszeit verteilt stehen bis 
zu drei Jahre für wissenschaftliche Ar
beit zur Verfügung. Die „Senioren“, zu 
denen Konrad Aden inzwischen zählt, 

57 
Projekte wurden 
bundesweit von 
der Exzellenz-
kommission unter 
rund 200 Anträ-
gen ausgewählt. 

385
Millionen Euro 
werden für die Ar-
beit in den ausge-
wählten Projekten 
bereitgestellt. 

2007
seit diesem Jahr 
gehört die Ent-
zündungsmedi-
zin in Kiel zu den 
geförderten Pro-
jekten. 

„Wir können mal eben 
den Haut- oder den 
Augenarzt dazuholen. “   

Bei den Konferenzen können auch niederge-
lassene Ärzte ihre Patienten vorstellen. Der ge-
meinsame Blick, so die Erfahrung in Kiel, führt 
oft zu neuen Erkenntnissen.  
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geht es um höchst sensible Informatio
nen, etwa über akute Beschwerden oder 
die Wirkung eines Medikaments. Da
mit diese Daten sicher von der App in 
die Klinik übertragen werden können 
und zudem alle Standards der Universi
tätsklinik zur Datensicherheit eingehal
ten werden, brauchte es spezielle tech
nische Voraussetzungen und Firewalls. 
Die Mühe lohnt sich aber, meinen die 
Verantwortlichen. Denn für die maßge
schneiderte Therapie, die Ziel der  indi
vidualisierten Medizin ist, „brauchen be
handelnde Ärztinnen und Ärzte ein sehr 
umfangreiches Bild der Erkrankten“, so 
Professor Andre Franke vom Institut für 
Klinische Molekularbiologie (IKMB) in 
Kiel bei der Vorstellung der von ihm ge
leiteten eHealthStudie. „Dafür reichen 
die Daten, die während der Klinikauf
enthalte gewonnen werden, häufig nicht 
aus.“

Mit 100 Freiwilligen, die an ei
ner entzündlichen Darmkrankheit lei
den, sollen nun erste Praxistests star
ten. Das Ziel sei, „die Therapie chroni
scher Erkrankungen zu optimieren und 
vor allem den Erfolg einer Behandlung 
zu messen“, sagte Professor Schreiber.  
Schließlich messe sich der Erfolg einer 
Behandlung daran, ob der Patient sich 
nach einer Therapie gesünder und bes
ser fühle. 

Esther Geisslinger

können dadurch weiter forschen, ob
wohl sie in der Klinik mehr Verantwor
tung übernehmen. Das könne eine Brü
cke von der Klinik zur wissenschaftli
chen Karriere und zu einer späteren Pro
fessur sein, glaubt Aden.

Gleichzeitig können Forscher, die 
parallel in der Klinik tätig sind, eine Brü
cke „zwischen Grundlagenforschung 
und Krankenversorgung“ bauen, die den 
Kranken zugute kommt, weil Erkennt
nisse schnell am Patientenbett landen, 
heißt es in einer Pressemitteilung zum 
neuen Ausbildungsprogramms.

Aus der Arbeit im Forschungsver
bund wachsen auch Ideen, die im ersten 
Moment eher mit Technik als mit medi
zinischer Versorgung zu tun haben, die 
sich aber als praktische Hilfe im Alltag 
erweisen können. 

Gerade in der Erprobungsphase be
findet sich eine SmartphoneApp, mit 
der Patienten Daten über aktuelle Be
schwerden oder ihr Befinden in Echt
zeit an die Klinik schicken können. Sol
che FitnessTracker, die den Puls messen 
oder Schritte zählen, tragen bereits Men
schen; mit dem Projekt in Kiel sollen 
diese Zahlen aber direkt in wissenschaft
liche Forschung und Behandlung einflie
ßen. „Der Datenschutz hatte von Anfang 
an höchste Priorität bei der Entwicklung 
des Systems“, hieß es in einer Mitteilung 
zum Start der Studie. Denn schließlich 

App
Eine Smartphone-
App, mit der Patien-
ten Daten über ak-
tuelle Beschwerden 
oder Wohlbefinden in 
Echtzeit an die Klinik 
schicken können, be-
findet sich in der Er-
probung. 

100
Freiwillige, die an ei-
ner entzündlichen 
Darmerkrankung lei-
den, nehmen an ei-
nem Praxistest teil. 
Ziel: Die Therapie 
chronischer Erkran-
kungen optimieren. 

D E R  D A R M  I N  D E R  S C H A L E
Welche Therapie hilft? Das herauszu-
finden, ohne Medikamente am Patien-
ten ausprobieren zu müssen, ist ein Ärz-
tetraum – an dessen Verwirklichung Dr. 
Konrad Aden arbeitet. Der Internist und 
Gastroenterologe, der einem Team um 
Professor Philipp Rosenstiel angehört, ar-
beitet mit „Organoiden“. Dabei handelt 
es sich um Klumpen aus 100 bis 200 Zel-
len, die entweder aus einer Maus oder di-
rekt an den Stammzellen eines Patienten 
gewonnen werden und auf einer Nährlö-
sung heranwachsen. Zu sehen sind die-
se Strukturen nur unter dem Mikroskop. 
Dennoch funktionieren sie wie ein Mini-
Modell eines ganzen Organs, etwa eines 
entzündeten Darms. Damit lassen sich an 
einem Organoid Therapieansätze durch-
spielen und testen, wie der Darm auf die-
ses oder jenes Medikament reagiert.  Der 
Patient erhält am Ende das jeweils pas-
sende Mittel – das spart ihm Frust, dem 
Arzt Zeit und dem Gesundheitssystem 
Kosten.

„Toll, wenn man andere von der Forschung 
begeistern kann, und toll, dass es hier 
die Infrastruktur gibt, um länger hier zu 
bleiben.“

Dr. Konrad Aden 
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P
rofessor Stefan Schreiber, Sprecher 
des Exzellenzclusters „Inflammation 
at interfaces“ über unerwartete Ent
wicklungen und die neuen Förder

möglichkeiten für wissenschaftlichen 
Nachwuchs

Herr Professor Schreiber, das Clus-
ter hat zum dritten Mal den Zuschlag 
für die Förderung erhalten. War es ein 
Selbstgänger oder haben Sie gezittert, 
ob es wieder klappt?

Stefan Schreiber: Ein Selbstgän
ger ist so eine Bewerbung nie. Man kann 
zwar nach objektiven Kriterien sagen, 
dass wir sehr gute Arbeit leisten, aber die 
exzellente Performance ist nur ein Teil, 
sozusagen das Pflichtprogramm. Die 
Kür ist, ob die hinter dem Projekt ste
hende Idee innovativ genug ist und an
dere überzeugen kann. Es geht schließ
lich um einen Wettbewerb zwischen den 
Besten der Besten. Aber ich hatte ein gu
tes Gefühl, dass wir es schaffen können.

Was wäre passiert, wenn es nicht ge-
klappt hätte? Immerhin ist im Lauf der 
vergangenen Jahre eine Infrastruktur 
an Gebäuden und vor allem Personen 
entstanden – bricht so eine Struktur 
sofort auseinander?

Schreiber: Nein, natürlich fällt so 
etwas nicht sofort auseinander, aber es 
wäre ein deutlicher Schlag gewesen, von 
dem sich die Arbeit erst hätte erholen 
müssen.

Die bisherigen Förderperioden stan-
den jeweils unter einem Leitthema. Zu-
erst ging es um Ursachenforschung, 
grob gesagt: Woher kommt die Ent-
zündung eigentlich? In der zweiten Pe-
riode stand im Mittelpunkt, angesichts 
der neuen Erkenntnisse eine For-
schungsstrategie zu entwickeln. Gibt es 
ein Thema für die dritte Periode? 

Schreiber: In einem Wort: Transla
tion. Es geht um eine neue Struktur, in 
die das UKSH ganz massiv involviert ist. 
Wir bauen eine Exzellenzstruktur für 
die klinische Forschung in die Fakultä
ten ein, dafür wird ein Teil der Förder

mittel verwendet. Das ist von der He
rangehensweise revolutionär. Hier gibt 
es Geld, übrigens aus Landesmitteln, das 
mit dem Ziel exzellenter Forschung di
rekt an die Leistungsträger zur Vertei
lung gelenkt wird. 

Sie meinen die so genannten „Schles-
wig-Holstein Chairs“, Lehrstühle, die 
das Land eingerichtet hat, bevor die 
Entscheidung für die Exzellenzförde-
rung gefallen war?

Schreiber: Richtig. Das eigentlich 
Revolutionäre liegt aber darin, dass wir 
junge Forscher auf Augenhöhe derer 
heben, die schon lange dabei sind. Be
kanntlich ist jedes Mitglied eines Lehr
stuhls in seinem Fach der Allerbeste 
und bringt beständig TopLeistungen. 
Hier halten es die Fakultäten aus, dass 
der Nachwuchs so schnell nach vorn ge
rückt wird, über eigenes Geld in größe
rem Umfang verfügt und erheblich Sozi
alprestige geniesst, das mit der Arbeit in 
einem Exzellenzcluster verbunden ist.

Wird dieses Modell von anderen Uni-
versitäten übernommen werden?
Schreiber: Sicher. Jedenfalls, wenn es 
funktioniert. 

Dass jüngeren Forschern sehr gro-
ße Möglichkeiten für ihre Arbeit ein-
geräumt wird, sollte eigentlich auf der 
Hand liegen. Überlassen die Professo-
ren den Jüngeren ungern die Spielwiese? 

Schreiber: Systeme sind immer be
harrlich, Jüngere müssen sich überall ih
ren Platz erkämpfen. Hier geben wir eine 
Struktur vor, in der der Nachwuchs sich 
beweisen kann. Nicht zu vergessen, es 
geht um die Besten, und die werden nach 
klaren Kriterien ausgewählt. Wer dabei 
ist, steht unter hohem Leistungsdruck. 
Aber damit bauen wir einen Exzellenz
kern von jungen Leuten auf, die sich 
nicht in erster Linie als Kieler oder Lü
becker empfinden, sondern als Mitglied 
des Clusters.
Sie sprechen vom Modell des Clinicial 
Scientist, einem Förderprogramm für 
Doktoranden. Gibt es so etwas nicht 
auch in anderen Bundesländern? 

Schreiber: In Kiel ist besonders, dass 
die Ärztekammer von Anfang an dabei 
war und diese Kombination aus Facharz
tausbildung und klinischer Forschung 
anerkennt. Beide Bestandteile sind in ei
nem Guss vereint, drei Jahre Forschung 
sind fest verankert. Dazu kommt ein 
Mentoring.

Die Arbeit im Cluster hat ganz ver-
schiedene Aspekte, von der interdiszip-
linären Zusammenarbeit bis zu techni-
schen Komponenten wie einer Smart-
phone-App, mit der Patienten ihre Er-
gebnisse an den Arzt schicken könn-
ten. War das alles so geplant, oder sind 
Sie selbst überrascht, wie es sich entwi-
ckelt hat?

Schreiber: Beides. Es gab einen lan
gen BottomupProzess, bei dem wir 
Stärken und Schwächen analysiert ha
ben, und eine massive interne Auswahl 
der besten Forschungsansätze, also viel 
Vorbereitung und Planung. Gleichzei
tig ist es ein sich spontan entwickelndes 
System. Anfangs haben wir gedacht, wir 
finden ein paar entscheidende Gene und 
entwickeln daraus eine Therapie. Dass 
wir heute vor einem Translationsprozess 
stehen und über Fragen wie den Einfluss 
von moldekularen Ernährungxinter
ventionen nachdenken, hätte sich keiner 
träumen lassen.

Gibt es auch Dinge, die schiefgelau-
fen sind?

Schreiber: Ja, aber ich werde nichts 
benennen, weil das unfair wäre. Die Leu
te haben nicht schlecht gearbeitet oder 
Fehler gemacht, sondern es ist bei die
ser Art Forschung einfach nicht vorher
sehbar, was gelingt.  Manchmal geht man 
durch die Tür, aber dahinter liegt nur 
eine Wand. Man darf nicht vergessen: 
Wer bei so einem Projekt dabei ist, geht 
ein Wagnis ein. Zur Leistung muss auch 
etwas Glück kommen.

I N T E R V I E W

„Revolutionäre 
Herangehensweise“
Prof. Stefan Schreiber im Interview mit Esther Geisslinger 
über die Entzündungsmedizin an der Kieler Universität. 

Zur Person
Prof. Stefan Schrei-
ber wurde in Ham-
burg zum Internisten 
ausgebildet und arbei-
tete anschließend an 
der Charité in Berlin. 
1998 bekam er einen 
Ruf der Kieler Christi-
an-Albrechts-Univer-
sität als Professor für 
Innere Medizin und 
Gastroenterologie.

Prof. Stefan Schreiber  
ist Sprecher des Exzel-
lenzclusters „Inflam-
mation at interfaces“. 
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D
ie Schweizer Ameos-Klinikgruppe 
übernimmt die Anteile der Sana 
Kliniken Ostholstein. Sana zieht 
sich damit nach 15 Jahren komplett 
aus der Region zurück. Zu den 
Ostholstein Kliniken zählen Kli-
nikstandorte in Eutin, Oldenburg, 

Fehmarn und Middelburg. 
Sana begründete den Schritt mit 

dem „zunehmend schwierigen Balan-
ceakt zwischen der gewünschten Ver-
sorgung einerseits und den realistischen 
Umsetzungsmöglichkeiten anderer-
seits“. Ameos könne die bisherigen Sa-
na-Standorte in eine bestehende Versor-
gungsstruktur in der Region einpassen, 
hieß es. 

Ameos will alle Mitarbeiter von Sana 
übernehmen. Ein Minderheitenanteil 
in Höhe von 5,2 Prozent der Anteile ver-
bleibt weiterhin beim Kreis Ostholstein, 
der über eine der höchsten Klinikdich-
ten in Deutschland verfügt – allerdings 
mit meist kleinen Häusern. Zu den Be-
treibern im Kreis zählen u. a. die priva-
te Schön Kliniken Gruppe mit der größ-
ten Klinik des Kreises in Neustadt (rund 
370 Betten) und der frei-gemeinnützi-

K L I N I K E N

Ameos löst Sana 
in Ostholstein ab
Trägerwechsel überrascht Belegschaft. Beschäftigte sollen 
übernommen werden. Kreis bleibt Minderheits-Anteilseigner. 

ge Elisabeth Vinzenz Verbund mit einem 
Haus in Eutin.

In der Vergangenheit hatte es erste 
Bemühungen um eine Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen Trägern im 
Kreis gegeben. Insbesondere der Aus-
tausch mit Sana wurde aber mehrfach als 
problematisch geschildert. Dies bestä-
tigte auch das Kieler Gesundheitsminis-
terium: „Der Rückzug von Sana ist nach 
den Kommunikationsschwierigkeiten 
der letzten Monate ein nachvollziehbarer 
Schritt. Damit ist die Chance verbunden, 
dass das Vertrauen der Bevölkerung in 
eine stabile medizinische Versorgung in 
Ostholstein wiederhergestellt wird“, sag-
te Staatssekretär Dr. Matthias Badenhop 
nach der Übernahme, die man im Minis-
terium ansonsten „zur Kenntnis genom-
men“ hat. Ameos-Vorstand Michael  
Dieckmann ließ verlauten, er erwarte 
nach der Übernahme eine deutlich ver-
besserte Versorgung in Ostholstein.  

Der Konzern ist bereits mit zahlrei-
chen Einrichtungen in Schleswig-Hol-
stein vertreten, in Ostholstein schon vor 
der Übernahme in Heiligenhafen und 
Neustadt. 

Die Sana-Klinik in 
Eutin ist sanierungs-
bedürftig. Anfang 
2019 wird es auch für 
dieses Haus einen 
Trägerwechsel geben. 
Im Zuge der Über-
nahme der Sana Kli-
niken Ostholstein 
wird der Schweizer 
Ameos-Konzern neu-
er Eigentümer. 

Dr. Joachim Schur aus dem Landesvor-
stand des MB sagte zum Eigentümer-
wechsel: „Der neue Träger wird sich 
auch daran messen lassen müssen, ob es 
ihm gelingt, motivierte Ärzte für die Ar-
beit in Krankenhäusern in einem eher 
ländlichen Bereich wie Ostholstein zu 
gewinnen. Hilfreich ist unserer Auffas-
sung nach dabei, dass sich die Arbeitsbe-
dingungen an den besagten Kliniken in 
Ostholstein auch weiterhin nach einem 
Tarifvertrag des Marburger Bundes rich-
ten. Im besten Fall sollte der derzeit an-
zuwendende Tarifvertrag für kommu-
nale Krankenhäuser (TV-Ärzte/VKA) 
auch weiterhin maßgeblich sein.“

In der Landespolitik gingen die Mei-
nungen über den Eigentümerwechsel 
auseinander. Katja Rathje-Hoffmann, 
sozialpolitische Sprecherin der CDU-
Landtagsfraktion, sieht „keinerlei Anlass 
zu befürchten, dass durch den Wech-
sel des Klinikeigentümers Gefahren für 
die Versorgung in der Region und Strei-
chungen entstehen werden.“ Für „Mut-
maßungen oder Angstschürung“ habe 
man keine Anhaltspunkte.

Bernd Heinemann, gesundheitspoli-
tischer Sprecher der SPD-Landtagsfrak-
tion, betonte: „Die Arbeitsplätze müssen 
in jedem Fall erhalten bleiben. Auch die 
Fortbildung der Mitarbeiter und die me-
dizinische Qualität müssen in den Fokus 
genommen werden. Wir erwarten von 
der Landesregierung einen strengen und 
konstruktiven Blick auf die Weiterent-
wicklung – auch in Richtung Infrastruk-
tur der Gebäude. Wichtig ist aber vor al-
lem, dass die Qualität der medizinischen 
Versorgung nicht der privatwirtschaftli-
chen Rendite geopfert wird.“ Dr. Marret 
Bohn von den Grünen sagte: „Das An-
liegen der Grünen war und ist, eine gute 
medizinische Versorgung für alle Bür-
ger im Flächenkreis Ostholstein sicher-
zustellen. Wir erwarten, dass die Ameos 
Gruppe dieses Ziel teilt und entspre-
chend handeln wird. Das im September 
vorgelegte IGES-Gutachten zur medizi-
nischen Versorgung in Ostholstein bietet 
hierfür eine gute Grundlage.“

In Ostholstein hatte es wie berichtet 
in den vergangenen Monaten öffentliche 
Diskussionen über die Zukunft einzelner 
Standorte gegeben. Fest steht, dass das 
Klinikgebäude von Sana in Eutin umfas-
send saniert werden muss. Die Schlie-
ßung des Standortes auf Fehmarn wird 
von externen Gutachtern empfohlen, die 
Zukunft der Fachklinik in Middelburg 
ist ebenfalls fraglich. Empfohlen wird 
die Konzentration von Leistungen zwi-
schen den Standorten Oldenburg, Eutin 
und Neustadt. Diese drei Standorte hat-
ten während einer Informationsveran-
staltung vor wenigen Wochen im Eutiner 
Kreishaus von Landesgesundheitsminis-
ter Dr. Heiner Garg eine Bestandsgaran-
tie erhalten. 

Dirk Schnack Fo
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S c h l e s w i g - H o l s t e i n s  b e s t e r  W e r b e t r ä g e r  f ü r  Ä r z t e

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elfmal im Jahr über  
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.
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I
nsbesondere in ländlichen und struk-
turschwachen Regionen haben Kran-
kenhäuser Probleme, wirtschaftlich 
zu arbeiten. Sie finden schwerer Per-
sonal, ihre Auslastung ist zu gering 
und die steigenden Qualitätsvorga-
ben sind schwer einzuhalten. Die Kas-

senärztliche Bundesvereinigung (KBV) 
hat kürzlich ein Konzept vorgestellt, wie 
solche Krankenhäuser in intersekto-
rale Gesundheitszentren (IGZ) umge-
wandelt werden könnten. Kernidee ist 
eine erweiterte ambulante Versorgung 
(EAV) mit angeschlossenen Bettenab-
teilungen, in denen Patienten bei Bedarf 
auch einige Nächte betreut werden kön-
nen. Betreiber solcher Zentren im länd-
lichen Raum sollen laut KBV-Vorstellun-
gen Kommunen, KVen und private An-
bieter sein können. Finanziert werden 
sollen die Zentren durch Verträge zwi-
schen den Betreibern und den Kranken-
kassen vor Ort. 

Laut einem Gutachten der Uni Bay-
reuth gibt es bundesweit 75 Krankenh-
ausstandorte, die sich für eine Umwand-
lung in solche IGZ eignen würden. In 
Schleswig-Holstein würden höchstens 
fünf – von den Gutachtern nicht konkre-
ter benannte – Standorte für eine solche 
Umwandlung infrage kommen. Die Re-
aktionen in Schleswig-Holstein auf die 
Pläne fielen unterschiedlich aus. 

Für Landesgesundheitsminister Dr. 
Heiner Garg kann das Konzept zwar ein 
Beitrag zur Versorgungssicherung sein. 
Aber er betont:  „Es ist kein Konzept für 
eine allgemeine flächendeckende Ver-
besserung der Versorgung im ländlichen 
Raum.“ Nach Ansicht des Ministers wird 
die zentrale Versorgungsfrage offenge-
lassen: „Woher will man das benötigte 
Personal nehmen? Das ist in meinen Au-
gen die zentrale Schwäche des Konzep-
tes: Es fehlen Analysen und Vorschläge, 
wo denn die Kapazitäten für den ärztli-
chen wie auch nicht-ärztlichen Bereich 
herkommen sollen.“

Garg betont, dass Politik Planungs- 
und Finanzierungsinstrumente schaffen 

muss, die regionale Lösungen ermögli-
chen, ohne dass jedes Mal bundesrecht-
liche Regelungen in jahrelanger mühsa-
mer Kleinarbeit geändert werden müs-
sen. „Was wir brauchen, sind neue Struk-
turen in der Planung und Finanzierung, 
die sowohl ein IGZ ermöglichen wie 
auch ein kleines Krankenhaus oder ein 
MVZ mit ambulanter Notfallversorgung 
– je nachdem, was für die Region das je-
weils beste Versorgungskonzept ist.“

Dr. Henrik Herrmann, Präsident der 
Ärztekammer Schleswig-Holstein, be-
grüßt das IGZ-Konzept: „Es ist grund-
sätzlich richtig, die knappen Ressour-
cen im Gesundheitswesen zusammen-
zuführen, damit wir die Versorgung wei-
terhin auf hohem Niveau leisten kön-
nen. Ambulanter und stationärer Sektor 
sollten dafür aufeinander zugehen“, sagt 
Herrmann. Er wünscht sich, dass solche 
Konzepte gemeinsam von Akteuren aus 
dem stationären und ambulanten Sek-
tor erarbeitet werden. IGZ ausschließ-
lich in ambulanter Hand hält er dagegen 
für schwierig. 

Herrmann, der die Umwandlung des 
Brunsbütteler Krankenhauses in ein In-
tegratives Versorgungszentrum eng be-
gleitet hat, weiß um die Detailprobleme 

bei solchen Modellen. Um der intersek-
toralen Zusammenarbeit einen echten 
Schub zu geben, hält er eine Änderung 
des Sozialgesetzbuches V für erforder-
lich. Bestätigt sieht er sich von der gerin-
gen Zahl der im Gutachten genannten 
Standorte, die in Schleswig-Holstein da-
für infrage kommen: „Das mag in Bal-
lungsräumen anders aussehen.“  

Auch Schleswig-Holsteins KV-Vor-
sitzende Dr. Monika Schliffke begrüßt 
das Modell grundsätzlich, benennt aber 
Detailprobleme: „Es müssten in erheb-
lichem Umfang ärztliche Ressourcen im 
ambulanten Bereich generiert werden. 
Schon heute arbeiten die ambulant tä-
tigen Kollegen am Limit, sodass ich im 
ambulanten Bereich in seiner jetzigen 
Aufstellung für eine Beteiligung an ei-
nem IGZ nur sehr begrenzte Spielräu-
me sehe.“ Für die IGZ-Planung braucht 
es nach ihrer Auffassung Vor-Ort-Mach-
barkeitsstudien, um Grundlagen und 
Voraussetzungen definieren zu können. 
Zunächst zu klären wäre auch, wer den 
Investitionsbedarf übernimmt: „Dabei 
käme zunächst ein Bundesland infrage, 
weil es sich um die Ablösung stationärer 
Leistungen und damit um Daseinsfür-
sorge handelt. Was die ärztlichen Leis-
tungen nach der Implementierung ei-
nes IGZ angeht, so ist derzeit noch völlig 
ungeklärt, ob oder mit welchen Finanz-
transfers vom stationären in den ambu-
lanten Sektor zu rechnen ist.“

Bei der Frage nach möglichen Betrei-
bern sieht Schliffke Optionen für Ärzte-
kooperationen, die in der Lage sind, zu-
sätzliche ärztliche Ressourcen zu gewin-
nen und eine Organisation inklusive Ka-
pitalbasis aufzustellen. „Größere Be-
rufsausübungsgemeinschaften (BAG) 
oder Medizinische Versorgungszentren 
(MVZ) unter ärztlicher Regie wären prä-
destiniert dafür. Ungern sähen wir hier 
Hedgefonds oder Private Equity Gesell-
schaften, die IGZs als Renditeobjekte be-
trachten könnten“, sagte Schliffke. Vor-
stellbar ist für sie auch, dass nach der sta-
tionären Privatisierungswelle eine neue 
kommunale Verantwortlichkeit entste-
hen könnte, denn: „Das Schließen eines 
Krankenhauses bedeutet nicht zwangs-
läufig die Übertragung des Sicherstel-
lungsauftrages an die KV.“

Bei der Krankenhausgesellschaft 
Schleswig-Holstein (KGSH) hält Ge-

V E R S O R G U N G

Gute Idee lässt 
Fragen offen 
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat mit einem Gutachten 
über Intersektorale Gesundheitszentren (IGZ) die Diskussion über 
die Sektoren neu entfacht. Reaktionen aus Schleswig-Holstein. 

Info 
Das komplette im 
Auftrag der KBV er-
stellte Gutachten um-
fasst 154 Seiten und 
ist im Internet-Auf-
tritt der KBV zu fin-
den: http://www.kbv.
de/html/igz-gutach-
ten.php

Gesundheitsminister Dr. Heiner Garg  vermisst 
im KBV-Konzept Antworten auf die Personal-
probleme im Gesundheitswesen. „Es ist kein Konzept für eine 

allgemeine flächendeckende 
Verbesserung der Versorgung 
im ländlichen Raum.“ 

Dr. Heiner Garg 
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schäftsführer Patrick Reimund die IGZ 
zwar für eine Alternative zur vollstän-
digen Aufgabe von Standorten, und er 
kann sich auch vorstellen, dass sie Struk-
turen für die Notfallversorgung even-
tuell ergänzen. Aber er stellt auch klar:  
„Dass für die Notfallversorgung not-
wendige Krankenhäuser durch die IGZ 
gleichwertig ersetzt werden könnten, ist 
nicht erkennbar. Wichtiger wäre es, die 
Vorhaltefinanzierung für diese Kranken-
häuser sicherzustellen.“ Weitere Hür-
den: „Die Umsetzbarkeit des Konzepts 
hängt nicht zuletzt von der Verfügbar-
keit von Ärztinnen und Ärzten ab“, sag-
te Reimund. Er fordert vor der Umset-
zung einen tragfähigen rechtlichen Rah-
men und eine „auskömmliche Finan-
zierung“. „IV-Verträge können diesen 
Rahmen nicht nachhaltig bieten“, so Rei-
mund. Er kann sich vorstellen, dass auch 
Krankenhausträger solche IGZ betrei-
ben könnten. 

Thomas Rampoldt, Geschäftsfüh-
rer der Ärztegenossenschaft Nord, kann 
sich dagegen zertifizierte Praxisnetze 
und die eigene Organisation als Betrei-
ber von IGZ vorstellen, was aber Ände-
rungen am Sozialgesetzbuch V erfordern 
würde. „Auf jeden Fall sollte man nicht 
den Fehler begehen und jetzt schon etab-
lierte Betreiber mit einer solchen Aufga-
be betrauen.“ Als Grundvoraussetzung 
für die Etablierung von IGZ nennt er die 
„Bereitschaft der verschiedenen heu-
te etablierten Versorgungsbereiche, sich 
auf eine solche Diskussion einzulassen“. 
Vor Ort hat die Genossenschaft mit regi-
onalen Projekte zwar gute Erfahrungen 
gesammelt, wenn Versorgungsprobleme 
zwischen den Akteuren vor Ort disku-
tiert werden. Rampoldt warnt aber: „Will 
man auf Bundesebene Rahmenbedin-
gungen für alle entwickeln, wird es ver-
mutlich nichts werden. Die Bemühun-
gen um die ASV haben ja gezeigt, dass 

dann eher Bürokratiemonster entstehen, 
die niemand umsetzen will. Die Planung 
und Entwicklung solcher Zentren gehört 
in die Region.“

Außerdem müssten komplett neue 
Vergütungsmodalitäten entwickelt wer-
den, die weder Fehlanreize aus dem 
EBM noch aus dem DRG-System über-
nehmen. „Wir brauchen in solchen Zen-
tren Vergütungsregelungen, die sich am 
Versorgungsbedarf der Patienten aus-
richten, nicht nur an Arzt-/Patienten-
kontakten.“

Dr. Roland Ventzke, Vorstandsvor-
sitzender des 6K-Verbundes, hält das 
IGZ-Modell für eine „spannende Idee“. 
„Wirklich intersektoral zu arbeiten, wäre 
klug“, steht für ihn fest. Als Problem für 
die Umsetzung sieht er neben dem Be-
harrungsvermögen im Gesundheits-
wesen auch die Ängste von Beteiligten, 
die durch Veränderungen Nachteile er-
warten. Er sieht aber auch Stärken: „Ich 
kann mir vorstellen, dass das Modell 

für Ärzte attraktiv ist, die ambulant tä-
tig sein wollen, ohne unternehmerische 
Risiken tragen zu müssen“, sagte Ventz-
ke dem Schleswig-Holsteinischen Ärz-
teblatt. Primär Kommunen, gemeinsam 
mit der KV, hält er als Betreiber für ge-
eignet. Offen ist für ihn aber die Frage 
der Finanzierung: „Wie ist die laufende 
Vergütung organisiert und wer kommt 
für die Anschubfinanzierung auf?“ Der 

6K-Vorsitzende ist skeptisch, ob die 
Krankenkassen bereit wären, in solche 
Modelle zu investieren. 

Aus Sicht des Ersatzkassenver-
bandes vdek besteht kein Zweifel, dass 
Krankenhausüberkapazitäten in den 
nächsten Jahren abgebaut werden müs-
sen. Die Einrichtung von IGZ kann 
dazu „unter Umständen ein geeigne-
tes Mittel sein“, wie vdek-Leiter Ar-
min Tank sagte. „Die Ergänzung ambu-
lanter Angebote um Übernachtungs-
möglichkeiten kann sinnvoll sein, um 
eine Überwachung von Patienten zu er-
möglichen und auch ambulante Ope-
rationsangebote zu stärken. Allerdings 
sollten dadurch keine Krankenhäuser 
„light“ entstehen“, steht für Tank fest. 

Rechtlich hält er die Umsetzung für 
problematisch, weil die Abgrenzung 
zur Krankenhausbehandlung schwierig 
ist: „Das könnte einer Umsetzung allein 
durch Vertragsärzte entgegenstehen.“  

Tank stellt außerdem klar: „Wenn 
eine stationäre Behandlung medizi-
nisch notwendig ist, dann muss sie 
auch stationär erfolgen. Die Schlie-
ßung von Krankenhaus-Standorten per 
se spart den Krankenkassen kein Geld, 
weil die notwendigen stationären Be-
handlungen dann in einem anderen 
Haus erbracht und identisch vergütet 
werden.“  

Dirk Schnack

Dr. Henrik Herrmann  
begrüßt, dass das 
KBV-Konzept eine 
Diskussion über neue 
Formen der intersek-
toralen Zusammenar-
beit angestoßen hat. 

Patrick Reimund, 
Geschäftsführer der 
Krankenhausge-
sellschaft, hält auch 
Krankenhausträger 
für geeignete IGZ-
Betreiber. 

„Die Umsetzbarkeit des Konzepts hängt nicht zuletzt 
von der Verfügbarkeit von Ärztinnen und Ärzten ab.“ 
  

patrick Reimund

„Es ist grundsätzlich richtig, die knappen Ressourcen 
im Gesundheitswesen zusammenzuführen, damit wir 
die Versorgung weiterhin auf einem hohen Niveau 
leisten können.“ 

Dr. Henrik Herrmann
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W
enn Dr. Ulrich von Rath aus 
seinem Sprechzimmer im 
zweiten Stock des Travemün-
der Hafenhauses blickt, bie-
tet sich ihm  freie Sicht auf das 
maritime Herzstück der Han-
sestadt. Aus dieser Perspektive 

fällt es ihm leichter, die Gedanken vom 
bisweilen hektischen Alltag in der Praxis 
darauf zu richten, was kommt: Die Haus-
arztmedizin im Jahr 2025 ist ein Thema, 
das den Allgemeinmediziner und Inter-
nisten schon heute umtreibt.

 Seine Praxis hat von Rath ganz be-
wusst vor einem Jahr an diesen besonde-
ren Standort etwas außerhalb des Stadt-
teils verlegt. Denn das Hafenhaus bie-
tet nicht nur einen außergewöhnlichen 
Blick und gute Verkehrsanbindungen, 
sondern auch Entfaltungsmöglichkeiten 
für seine Praxis. 

Diese Entfaltungsmöglichkeiten 
sind ihm wichtig – neben dem Alltag will 
der Mediziner auch die wichtigen Lini-
en für die Versorgung im Blick behalten. 
Dazu gehören die Aus- und Weiterbil-
dung sowie Versorgungsforschung. Bei-
de Themen sind als feste Säulen in der 
Praxis verankert. Dritte Säule: die Tele-
medizin. In der Praxis sind Mitarbeite-
rinnen beschäftigt, die Telemedizin nicht 
als unabwendbare Entwicklung, sondern 
als Chance für die Patientenversorgung 
begreifen.  Zwei von ihnen fahren mit ei-
nem Telerucksack zu Patienten, damit  
diese in ihrer häuslichen Umgebung ver-
sorgt werden können. Bei Bedarf schal-

ten sie von Rath über ein Tablet hin-
zu. Bis zu 50 solcher Besuche im Quar-
tal machen Karola Tiedemann und ihre 
Kollegin inzwischen. Vielen ersparen sie 
damit den Besuch in der Praxis – oder 
dem Arzt den Hausbesuch. 

Ein anderes Instrument ist die Liai-
son-Sprechstunde mit einer augenärzt-
lichen Praxis in Rendsburg. Wie das hel-
fen kann, zeigt das Beispiel eines am 
Auge verletzten Hafenarbeiters, der als 
Notfall in seine Praxis kam. Von Rath 
schaltete seinen Kollegen Dr. Jon Heisler 
aus Rendsburg per Video ein. Der konn-
te sich über die Entfernung von über 100 
Kilometern ein erstes Bild machen und 
den Patienten in die Uniklinik verwei-
sen. Das hätte von Rath zwar auch ma-
chen können, aber die Erstdiagnose 
durch den Augenarzt nahm dem Patien-
ten die größten Ängste. „Er konnte weni-
ge Minuten nach dem Arbeitsunfall be-
ruhigt in die Uniklinik gebracht werden“, 
erinnert sich von Rath. Ein weiteres tele-
medizinisches Instrument soll in Kürze 
folgen: Die elektronische Visite (elVi) im 
Pflegeheim will von Rath einsetzen, so-
bald die Rahmenbedingungen ihm das 
erlauben. 

In den Rahmenbedingungen sieht 
von Rath auch das größte Hindernis. 
„Wir werden für die heutige Versorgung, 
nicht für die Entwicklung bezahlt. Wir 
erfahren Wertschätzung, nur nicht fi-
nanziell“, lautet seine Erfahrung. Bislang 
rechnet sich der Einsatz der Telemedizin 
nach seinen Angaben nicht. 

Nur: Ohne Ärzte wie von Rath wüsste 
man nicht, ob der Einsatz der telemedizi-
nischen Instrumente in der Versorgung 
Sinn macht und was eventuell verändert 
werden müsste. „Wenn man etwas testet, 
muss man auch scheitern dürfen, ohne 
dafür in finanzielle Schieflage zu geraten“, 
fordert von Rath. 

Ihm ist wichtig, dass im deutschen 
Gesundheitswesen stärker als bislang re-
flektiert wird, wie Instrumente in der Ver-
sorgung wirken. Seine Praxis arbeitet des-
halb eng mit dem Institut für Allgemein-
medizin der Universität Lübeck zusam-
men, dort wurden die hier angewandten 
telemedizinischen Projekte entwickelt. 
Neben Fragen der Telemedizin interes-
siert den Arzt auch die integrative Medi-
zin – ein Feld, auf dem er mit den Lübe-
cker Wissenschaftlern kooperiert und auf 
dem er derzeit an einer Pilotstudie über 
Atemwegsinfektionen teilnimmt.

Auch der ärztliche Nachwuchs zeigt 
sich an der Ausrichtung der Praxis inte-
ressiert. Neben einer angestellten Kolle-
gin beschäftigt von Rath regelmäßig Wei-
terbildungsassistenten. Die Praxis ist in-
zwischen so stark frequentiert, dass seine 
Arbeitstage seit dem Umzug in das Ha-
fenhaus immer länger wurden. „Ich ar-
beite gerne“, betont er. Wenn die derzeiti-
gen Honorarregelungen für die Teleme-
dizin – Rath spricht von „betriebswirt-
schaftlichem Harakiri“ – geändert wer-
den, könnte dies auch in den künftigen 
Jahren so bleiben. 

Dirk schnack
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Hausbesuche mit dem 
Telerucksack absol-
vieren die NäPA‘s in 
der Praxis von Dr. Ul-
rich von Rath derzeit 
pro Quartal. Bei ge-
änderten Honorarbe-
dingungen könnten 
dies mehr werden. 

Dr. Ulrich von Rath in seiner 
Travemünder Praxis mit NäPa 
Karola Tiedemann, die den Te-
lerucksack schultert.  
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In der Praxis von Dr. Ulrich von Rath in Lübeck-Travemünde setzen 
die Verantwortlichen in der Versorgung auf Telemedizin. Ihre 
Vision: schon heute die Hausarztmedizin des Jahres 2025 anbieten.  

T E L E M E D I Z I N

Praxis 2025
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I
mmer mehr Kommunen in Schles-
wig-Holstein erkennen, wie wich-
tig die ambulante Versorgung für ihre 
Region ist. Die Gemeinde Hohen-
lockstedt im Kreis Steinburg hat sich 
frühzeitig Gedanken gemacht, wie die 
Versorgung in ihrem Ort aussehen 

wird, wenn die jetzt noch vor Ort täti-
gen Ärzte die Altersgrenze erreichen. Er-
gebnis der Überlegungen ist ein Gesund-
heitshaus, das künftig niedergelassene 
und angestellte Ärzte, aber auch ande-
re Gesundheitsberufe unter einem Dach 
vereint. 

Um das Konzept zu realisieren, war 
zunächst der Austausch zwischen Ge-
meinde und Ärztegenossenschaft Nord 
erforderlich. Im Zuge dieses Austauschs 
fanden sich dann eine Investorin und ein 
Arzt-Ehepaar, das langfristig nicht nur 
am Standort bleiben, sondern seine Pra-
xis erweitern will. Nun geht die Gruppe 
in die konkrete Umsetzung und sucht ei-
nen angestellten Arzt. Die Chance, die-
sen auch zu finden, beurteilt Praxisinha-
ber Arkadi Isaak als gut: „Wir sind auf-
geschlossen für technische Neuerun-
gen und arbeiten im Team etwa mit einer 
NäPa“, so Isaak zu Vorteilen, die junge 
Ärzte oft überzeugen. 

Isaak und seine Frau arbeiten in Ge-
meinschaftspraxis in Itzehoe und betrei-
ben in Hohenlockstedt eine Zweigpraxis. 
Ihre zu kleinen Räume verlegen sie in 
das Gesundheitshaus. „Wir wollen min-
destens einen Arzt anstellen. Die Räu-
me im Gesundheitshaus bieten uns aber 
weitere Optionen für die Zukunft“, sagt 
der Allgemeinmediziner. Die voraus-
schauende Planung ist wichtig, weil der 
52-Jährige derzeit der jüngste unter den 
ortsansässigen Hausärzten ist.

Dass er diese Optionen bekommt, 
liegt am Zusammenwirken von Gemein-
de und Ärztegenossenschaft. „Wir sind 
in den Dialog getreten und haben mög-
liche Alternativen aufgezeigt“, sagt Ha-
rald Stender, der als hausärztlicher Ko-
ordinator auch in anderen Regionen des 
Landes zusammen mit der Ärztegenos-
senschaft neue Versorgungskonzepte re-

G E S U N D H E I T S Z E N T R U M

Im Austausch zum 
neuen Konzept
In Hohenlockstedt ziehen Arzt, Apothekerin und Gemeinde an einem Strang für 
ein Gesundheitshaus. Ärztegenossenschaft Nord hilft bei der Umsetzung.  

alisiert. Bei der Lösungssuche stand im 
Vordergrund, dass die Betreiber eines 
Gesundheitszentrums möglichst aus den 
Reihen der freiberuflichen Heilberufe 
kommen sollten. Die ortsansässige Apo-
thekerin Elisabeth Mürnseer erkannte 
das Potenzial. Sie investiert eine sieben-
stellige Summe. Das Gesundheitshaus 
wird eine Nutzfläche von rund 500 Qua-
dratmeter umfassen und auf dem Ge-
lände ihrer Apotheke mitten im Ort er-
richtet. In den Plänen sind vier ärztliche 
Sprechzimmer vorgesehen. „Mindestens 
ein weiterer Gesundheitsberuf wird ne-
ben den Ärzten in das Gesundheitshaus 
einziehen“, sagt Mürnseer. Auch eine 
fachärztliche Präsenz kann sie sich in 
dem Gesundheitshaus vorstellen. 

Stender und die bei der Genossen-
schaft für das Konzept verantwortliche 
Laura Löffler sehen mittelfristig eben-
falls die Chance, dass mehrere ergänzen-
de Angebote hinzukommen. „Im Ärz-
tezentrum Büsum erweitern wir auch 
ständig. Wenn das Haus erstmal steht 
und das Konzept funktioniert, kommen 
weitere Interessenten“, sagen sie. Damit 
dieser Sogeffekt auch in Hohenlockstedt 

Bürgermeister Wolf-
gang Wein, Laura 
Löffler von der Ärz-
tegenossenschaft 
Nord, Hausarzt Ar-
kadi Isaak, Apotheke-
rin Elisabeth Mürn-
seer und Koordinator 
Harald Stender (von 
links) wollen gemein-
sam das Gesund-
heitshaus in Hohen-
lockstedt realisieren. 

entsteht, bietet die Gemeinde nach An-
sicht von Mürnseer gute Voraussetzun-
gen. Erst kürzlich hat sich eine Kinder-
ärztin neu in dem Ort niedergelassen. 
Bürgermeister Wolfgang Wein plant 
ein Neubaugebiet, sodass mit weiterem 
Wachstum zu rechnen ist. Die Kommu-
ne übernimmt auch die Kosten für die 
Arztsuche und würde bei einem Schei-
tern eine alternative Nutzungsmöglich-
keit für die dann überdimensionierten 
Praxisräume schaffen.

Damit wird vor Ort getan, was mög-
lich ist. Was aber ist mit den gesund-
heitspolitischen Rahmenbedingungen? 
Hier verweisen Isaak und seine Partner 
in Hohenlockstedt auf die Abrechnungs-
möglichkeiten in der Telemedizin: „Die 
Honoraranreize, Telemedizin im Praxi-
salltag einzusetzen, müssen verbessert 
werden.“ Auch Löffler, die an mehreren 
Standorten in Schleswig-Holstein für die 
Ärztegenossenschaft mit jungen Ärzten 
über eine Beschäftigung im ambulanten 
Sektor spricht, ist sich sicher: „Telemedi-
zin ist ein ganz wichtiger Anreiz für die 
jungen Ärzte.“

Dirk Schnack Fo
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A
ls „Vollversammlung“ des nord-
deutschen Gesundheitswesens be-
zeichnete Hamburgs Gesundheits-
senatorin Cornelia Prüfer-Storcks 
(SPD) die Veranstaltung im gro-
ßen Festsaal des Hamburger Rat-
hauses:  Der Sachverständigenrat 

(SVR) zur Begutachtung der Entwick-
lung im deutschen Gesundheitswesen 
hatte zur Diskussion mit den norddeut-
schen Landesgesundheitsministern bzw. 
Senatoren geladen und zahlreiche Betei-
ligte aus der Selbstverwaltung des nord-
deutschen Gesundheitswesens waren ge-
kommen. 

Viele von ihnen stellten hinterher 
fest, dass sie weder von Wissenschaft-
lern, noch von Politikern an diesem Tag 
Neues vernommen hätten. Ein Grund 
für die Enttäuschung könnte die erneu-
te Kritik an der angeblich sich gegensei-
tig blockierenden Selbstverwaltung ge-
wesen  sein. Als Konsequenz aus dieser 
Beobachtung leiten Gesundheitspoliti-
ker wie Prüfer-Storcks die Notwendig-
keit von stärkeren Eingriffen durch die 
Behörden ab. 

Prüfer-Storcks geht es dabei insbe-
sondere um Fortschritte in der sektoren-
übergreifenden Zusammenarbeit. Hier 
sieht die SPD-Politikerin seit vielen Jah-
ren Handlungsbedarf, aber kaum Be-
wegung in der Selbstverwaltung. Prü-
fer-Storcks fordert deshalb mehr Ge-
staltungsspielräume für die Bundeslän-
der, um Gesundheitsversorgung regional 
planen zu können. Unter ihren Kollegen 
in der Politik erwartet sie dabei keinen 
Widerstand: „Ich habe das Gefühl, dass 
alle bereit sind, mehr Verantwortung zu 
übernehmen.“ 

Selbst Schleswig-Holsteins FDP-Ge-
sundheitsminister Dr. Heiner Garg, als 
Anhänger der gemeinsamen Selbstver-
waltung bekannt, widersprach an die-
ser Stelle nicht. Er nutzte die Diskussion 
mit den Professoren Ferdinand Gerlach, 
Eberhard Wille und Jonas Schreyögg, 
um für eine Neuordnung der Notfallver-
sorgung zu werben. Der schleswig-hol-
steinische Vorstoß zu diesem Thema ist 

in Teilen deckungsgleich mit den Emp-
fehlungen der Sachverständigen. Garg 
warnte in diesem Zusammenhang aber 
davor, einen dritten Sektor zu schaffen. 
„Ich sehe die Gefahr, weil bei vielen Be-
teiligten die Bereitschaft zu echten Re-
formen unterausgeprägt ist“, sagte Garg 
in Hamburg. 

Auch Wille brachte ein Beispiel für 
die verbreitete Wahrnehmung, dass der 
Selbstverwaltung konstruktive Lösun-
gen zunehmend schwerer fallen. Mit 
Blick auf die Ambulante Spezialfachärzt-
liche Versorgung (ASV) hat Wille „das 
Gefühl, dass sich Deutsche Krankenh-
ausgesellschaft (DKG) und Kassenärztli-
che Bundesveeinigung (KBV) gegensei-
tig blockieren“. 

Nur an wenigen Stellen der Diskussi-
on wurde deutlich, dass die Versorgung 
ganz ohne oder gar gegen die Entschei-
dungen der Selbstverwaltung wohl doch 
nicht zu organisieren ist. Mecklenburg-
Vorpommerns Gesundheitsminister 
Harry Glawe (CDU)  sprach zwar eben-
falls von „Blockaden“, stellte aber auch 
fest: „Es braucht Vertrauen in die Kran-
kenhausgesellschaften und in die KVen.“ 
Niedersachsens Gesundheitsministerin 
Carola Reimann (SPD) berichtete von 
einer Initiaitve in ihrem Bundesland, wo 
sektorenübergreifende Konzepte vor Ort 
von den Beteiligten der Gesundheitsver-
sorgung mitgestaltet werden.  

Zuvor hatten die drei Ratsmitglieder 
einen Kurzüberblick über die wichtigs-
ten Empfehlungen ihres Gutachtens ge-
geben. Der Rat hat erneut Über-, Unter- 
und Fehlversorgung im deutschen Ge-
sundheitswesen festgestellt und fordert 
eine Vermeidung. Er hält eine bedarfsge-
rechte Steuerung für erforderlich, damit 
das Patientenwohl gestärkt wird. Not-
wendig ist aus seiner Sicht aber auch eine 
stärkere Gesundheitskompetenz der Pa-
tienten - flankiert von Lotsen, die durch 
das zunehmend komplexer werdende 
Gesundheitssystem führen.

Zu den von Gerlach, Wille und 
Schreyögg vorgestellten Einzelmaßnah-
men zählten u.a.:

u	Versorgungsstufen im DRG-System, 
zum Beispiel durch Multiplikatoren 
auf die Relativgewichte.

u	Stärkung pauschaler Vergütungsele-
mente. Die soll einher gehen mit ei-
ner gezielten Berücksichtigung der 
Besonderheiten in der Versorgungs-
landschaft.

u	Sicherung der Indikationsqualität: 
Ein Zweitmeinungsverfahren bei aus-
gewählten Indikationen soll obligato-
risch sein.

u	Einheitliche Vergütung für ambulan-
te Operationen im Krankenhaus und 
im vertragsärztlichen Bereich.  

u	Bundeseinheitlicher Basisfallwert, 
der mit Hilfe eines repräsentativen, 
krankenhausspezifischen Warenkor-
bes und Regionalisierungsfaktoren 
ermittelt wird. 

Der SVR hält zur Umsetzung einheit-
liche Rahmenbedingungen etwa durch 
eine gemeinsame Bedarfsplanung, ge-
meinsame Standards in der Qualitäts-
sicherung, gleiche Vergütung, gleiche 
Zugangsmöglichkeiten und Genehmi-
gungsbedingungen bei den neuen Un-
tersuchungs- und Behandlungsmetho-
den (NUB), gleiche Preise bei Arznei- 
und Heilmitteln und gleiche Abschluss-
möglichkeiten bei Selektivverträgen für 
erforderlich. 

Die von den Sachverständigen vor-
gestellten Empfehlungen wurden von 
den Politikern ohne großen Wider-
spruch zur Kenntnis genommen. Ob al-
lerdings der vom SVR vorgeschlagene 
bundeseinheitliche Basisfallwert mit Re-
gionalisierungsfaktoren Chance auf Re-
alisierung hat, wurde in Hamburg von 
den politisch Verantwortlichen in Fra-
ge gestellt. Denn für die meisten nord-
deutschen Bundesländer hat der Kampf 
um eine Angleichung der Landesbasis-
fallwerte an die besser gestellten Bun-
desländer zu lange gedauert. Ausgerech-
net zu einem Zeitpunkt über Regionali-
sierungsfaktoren zu diskutieren, an dem 
endlich eine Annäherung an die Werte 
der besser ausgestatteten Länder gelun-
gen ist, erschien den norddeutschen Po-
litikern unabhängig von der Parteizuge-
hörigkeit wenig reizvoll. 

Keinen Widerspruch gab es dage-
gen für die Feststellung der Sachverstän-
digen, dass es noch erhebliches Potenzi-
al im deutschen Gesundheitswesen gibt, 
die sektorenübergreifende Versorgung 
zu verbessern. Dafür sehen die Gutach-
ter zahlreiche Möglichkeiten und  von 
MVZ bis zu den Praxisnetzen auch viele 
Beteiligte, die an dieser Schnittstelle et-
was bewegen könnten. Die dafür erfor-
derlichen Gesetzesänderungen – etwa 
den von den SVR genannten Leistungs-
erbringerstatus für Praxisnetze – griffen 
die Politiker in dieser Runde allerdings 
nicht auf.

Dirk Schnack    
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Gutachten hat der  
Sachverständigenrat 
bislang erstellt. Der 
SVR hat die Aufga-
be, im Abstand von 
zwei Jahren Gutach-
ten zu erstellen und 
die Entwicklung in 
der gesundheitlichen 
Versorgung mit ih-
ren medizinischen 
und wirtschaftlichen 
Auswirkungen zu 
analysieren,unter Be-
rücksichtigung der fi-
nanziellen Rahmen-
bedingungen und vor-
handenen Wirtschaft-
lichkeitsreserven Prio-
ritäten für den Abbau 
von Versorgungsdefi-
ziten und bestehenden 
Überversorgungen zu 
entwickeln,Vorschläge 
für medizinische und 
ökonomische Orien-
tierungsdaten vorzu-
legen, sowie Möglich-
keiten und Wege zur 
Weiterentwicklung 
des Gesundheitswe-
sens aufzuzeigen. Die 
Gutachten werden 
dem Bundesgesund-
heitsminister über-
geben. 

G U T A C H T E N 

Der SVR als 
Blockadebrecher
Sachverständigenrat  stellte Gutachten in Hamburg vor.  
Diskussion mit den Gesundheitsministern aus dem Norden. 
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G
eografisch liegen Schleswig-Hol-
stein und Dänemark dicht beiei-
nander. Im Gesundheitswesen je-
doch tun sich Unterschiede auf. 
Ob sich von den Nachbarn etwas 
lernen lässt, das wollte die däni-
sche Gesundheitsministerin Ellen 

Trane Nørby bei einem Besuch im Städ-
tischen Krankenhaus Kiel herausfinden. 
Schwerpunkt war dabei das Thema Ge-
burtshilfe.

Durchaus kontrovers wurde hier-
zulande diskutiert, als vor 18 Jahren in 
Hamburg und Lübeck die ersten Baby-
klappen eingerichtet wurden. Auch in 
Kiel, das im Jahr 2008 nachzog und eine 
derartige Möglichkeit im Städtischen 
Krankenhaus schuf, gingen die Meinun-
gen stark auseinander. Verzweifelte Müt-
ter sollten eine sichere Alternative zum 
Aussetzen von Neugeborenen erhalten 
und vor Kindstötung bewahrt werden, 
argumentierte die eine Seite. Auf der an-
deren Seite wurden ethische Bedenken 
gegen einen derart geförderten Rück-
zug aus der ureigenen Verantwortung 
geltend gemacht. Rechtlich sind Babyk-
lappen zudem nach wie vor heikel, weil 
sie im Widerspruch zum Anspruch ste-
hen, über die eigene Herkunft Bescheid 
zu wissen. 

„Genau darüber diskutieren wir ge-
rade“, beschrieb die von ihrem schles-
wig-holsteinischen Amtskollegen Dr. 
Heiner Garg (FDP) begleitete Ministerin 
aus Dänemark den Stand in ihrem Land. 
Sie interessierte sich vor allem dafür, wie 
die Babyklappe in Kiel logistisch und 
rechtlich organisiert ist. An einer gesetz-
lichen Grundlage, so erläuterte Petra 
Willig vom Vorstand der Klinik, fehle es 
in Deutschland wegen der familien- und 
verfassungsrechtlichen Bedenken nach 
wie vor. Das Städtische Krankenhaus be-
treibe die Klappe deshalb nicht in eige-
ner Regie, sondern im Auftrag der Kom-
mune. Zudem ist es laut Pflegedienst-
leiterin Sabine Schmidt aus sachlichen 
Gründen so geregelt, dass die Babyklap-
pe jedem zugänglich ist, ohne das Kran-
kenhaus selbst betreten zu müssen.

G E B U R T S H I L F E

Ministerin inspizierte 
Kieler Babyklappe
Die dänische Gesundheitsministerin Ellen Trane Nørby war auf Infor-
mationsbesuch im Städtischen Krankenhaus Kiel.  

In zwei Fällen wurde die Einrichtung seit 
2008 genutzt, die Säuglinge wurden in 
ein gutes Zuhause weitervermittelt. Ein 
weiteres Mal hat eine verzweifelte Mut-
ter die Klappe nicht gefunden und ihr 
Kind in die Eingangshalle des Kranken-
hauses gelegt.

Garg bezeichnet die Kieler Babyk-
lappe als „ideale Lösung“. Durch die An-
gliederung ans Krankenhaus sieht er ein 
Optimum an Sicherheit gewährleistet. 
Zugleich stellte Garg klar, dass Babyklap-
pen nur ein kleiner Teil der Lösung sein 
können. Entscheidend sei das in Kiel ge-
schaffene Netzwerk für frühe Hilfen, das 
durch Unterstützung und Beratung wer-
denden Müttern in schwierigen sozialen 
Lagen hilft, ihr Kind anzunehmen oder 
es nach der Geburt zur Adoption freizu-
geben. Seit vier Jahren gibt es in Kiel au-
ßerdem die Möglichkeit zur sogenann-
ten vertraulichen Geburt, der dann eine 
Adoption folgt. Der Name der Mutter ist 
nur der Klinik bekannt und wird streng 
unter Verschluss gehalten. In Anspruch 
genommen wurde diese Möglichkeit bis-
her von vier Frauen, wobei die Zahl der 
Anfragen deutlich höher ist. Oft aber 

Gesundheitsminister 
Dr. Heiner Garg im 
Gespräch mit seiner 
dänischen Amtskolle-
gin Ellen Trane Nørby 
(rechts im Bild). 

können die Betroffenen davon überzeugt 
werden, dass sich eine ganz normale 
Entbindung mit ihrer Situation ebenfalls 
in Einklang bringen lässt.

Umstritten ist die von den dortigen 
Sozialdemokraten in die Diskussion ge-
brachte Babyklappe in Dänemark alle-
mal. Es gibt rechtliche Bedenken, ein 
Gutachten rät ausdrücklich davon ab, 
entsprechende Pläne weiter zu verfol-
gen. Die Ministerin wagte in Kiel keine 
Prognose, wie sich die Dänen entschei-
den, zumal sie in Kiel keine echten Be-
lege für die Wirksamkeit der Babyklap-
pe finden konnte. Ob sie zu einem Rück-
gang von wilden Kindesaussetzungen 
oder Tötungen führt, können die Verant-
wortlichen nicht sagen, weil die Fallzah-
len für belastbare Schlussfolgerungen zu 
gering sind.

Neben der Babyklappe interessier-
te sich die Ministerin auch für den vor 
einem Jahr eröffneten hebammengelei-
teten Kreißsaal. In Dänemark ist die-
ses Modell schon lange üblich; umso er-
staunter war der Gast, dass dieses Ange-
bot in Kiel bislang nur verhalten ange-
nommen wird               Martin GeistFo
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N
ur in wenigen Ländern ist der Be-
ruf der Hebamme ein reiner Aus-
bildungsberuf. In der EU nur in 
Deutschland, in allen anderen 
EU-Ländern erfolgt die Ausbil-
dung an Hochschulen. Nun soll 
auch in der Bundesrepublik die 

Hebammenausbildung akademisiert 
werden, Stichtag zur Umsetzung ist ge-
mäß EU-Richtlinie der 18. Januar 2020. 
An der Universität Lübeck startet zum 
Wintersemester 2018/2019 bereits der 
zweite Durchgang des Studienganges 
Hebammenwissenschaft. Im April dieses 
Jahres hat die Universität zu Lübeck die 
bundesweit erste universitäre Professur 
für Hebammenwissenschaften besetzt. 
Astrid Schock vom Schleswig-Holsteini-
schen Ärzteblatt hat Professor Christia-
ne Schwarz zum Studiengang befragt. 

Ärzteblatt: Ein Abschluss als Bache-
lor of Science für Hebammen: War-
um braucht dieser Beruf nach so vielen 
Jahren nun eine wissenschaftliche Aus-
richtung, was hat sich in den letzten 
Jahren im Berufsbild verändert?

Professorin Christiane Schwarz: 
Gesellschaftlich haben sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten viele Dinge ver-
ändert: Die Lebenswelten der Frau-
en und ihrer Familien sind diverser und 
komplexer geworden. Daraus ergeben 
sich für Hebammen neue Herausforde-
rungen und Handlungsfelder. Mit Recht 
erwarten Schwangere und ihre Familien 
eine hochprofessionelle Betreuung auf 
dem aktuellen wissenschaftlichen Ni-
veau. Dazu gehören auch die angemes-
sene Aufbereitung von evidenzbasierten 
Informationen für die Frauen, umfang-
reiche Maßnahmen in Qualitätssiche-
rung und -management und eine rechts-
sichere Dokumentation. Jedes klinische 
Vorgehen bedarf einer kritischen Refle-
xion; „Best Practice“ muss implemen-
tiert und immer wieder aktualisiert wer-
den. Die gesamte Hebammenbetreuung 
wird eigenverantwortlich durchgeführt; 
das bedeutet ein hohes Maß an Verant-
wortung. Diese und viele weitere An-

H E B A M M E N

Uni Lübeck leistet 
Geburtshilfe  
Akademisierung der Hebammenausbildung: Lübeck ist schneller als die EU-Richtlinie. Erste 
Professur für Hebammenwissenschaften. Interview mit Professorin Christiane Schwarz. 

sprüche erfordern ein höheres Bildungs-
niveau als es in einer fachschulischen 
Ausbildung gewährleistet werden kann. 
Die EU hat das erkannt; in allen anderen 
Ländern Europas ist die Hebammenaus-
bildung längst akademisch.  

Was könnte eine angehende Hebamme 
reizen, ein Studium, das vier Jahre dau-
ert, einer dreijährigen Ausbildung vor-
zuziehen?

Schwarz: Die Möglichkeit, neben ei-
nem Berufsabschluss auch einen akade-
mischen Grad zu erwerben, ist für jun-
ge Frauen heutzutage sehr attraktiv. Ein 
Examen als Hebamme war in der Ver-
gangenheit eine Bildungssackgasse, die 
zudem zu einer Benachteiligung die-
ser Personengruppe in finanzieller und 
auch sozialer Hinsicht geführt hat. Die 
Bewerber*innenlage zeigt uns: Die jun-
gen Frauen stimmen mit den Füßen ab; 
wir haben eine sehr große Anzahl ex-
zellenter Bewerbungen für unseren Stu-
diengang. Es wird höchste Zeit, diesen 
Frauenberuf aus der Misere zu befreien.  

Welche Berufsperspektiven ergeben 
sich zusätzlich durch einen Hochschul-
abschluss?

Schwarz: Der Bachelor in Hebam-
menwissenschaft bereitet in erster Linie 
auf die praktische Tätigkeit als Hebam-
me vor. Zusätzlich können die so qua-
lifizierten Hebammen sich in Kreißsaal 
oder Praxis/Geburtshaus mit in die Aus-
gestaltung der strategischen und fachli-
chen Rahmenbedingungen der Geburts-
hilfe einbringen, da sie das Rüstzeug 
dazu haben. 

Alle BSc-Hebammen haben außer-
dem methodisch-didaktische Grund-
kenntnisse erworben, mit denen sie sich 
in der Ausbildung engagieren können. 
Und dann gibt es auch noch die Mög-
lichkeit, sich akademisch weiterzuent-
wickeln und einen Masterabschluss oder 
gar eine Promotion aufzusatteln.  

Warum muss vor Beginn des Studiums  
ein vierwöchiges Praktikum absolviert 
werden?

Schwarz: Die Kandidatinnen sol-

Professor Christiane 
Schwarz ist seit dem 
1. April 2018 Profes-
sorin für Hebam-
menwissenschaften 
an der Universität 
zu Lübeck.
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S T U D I E N G A N G  H E B A M M E N W I S S E N S C H A F T 
Die Absolventen des dualen Bachelorstu-
dienganges erlernen klinische und ethische 
Kompetenzen in der Praxis und organisa-
torische und wissenschaftliche Kompeten-
zen im Studium. Studium und Praxis lösen 
sich in den ersten drei Studienjahren mo-
natlich ab, im vierten Jahr erfolgt das Voll-
zeitstudium. Am Ende stehen der Berufs-
abschluss als staatlich geprüfte Hebamme/ 
Entbindungshelfer und der Hochschulgrad 
Bachelor of Science. 
 Die 24-Jährige Anneke Jost beginnt das 
Studium zum Wintersemester 2018/2019.  
„Die Kombination aus Praxis und Theorie 
überzeugen“, sagt sie. Aus Stuttgart stam-
mend hat sie im Vorwege ein Studium der Architektur abgeschlossen und ein Langzeitpraktikum in einer 
Zimmerei absolviert. Schon bald nach ihrem Abschluss war jedoch klar, dass sie sich einen Beruf am Schreib-
tisch nicht dauerhaft vorstellen kann. In Praktika bei zwei freiberuflichen und zwei klinischen Hebammen 
sowie in einem großen Geburtshaus in Villingen-Schwenningen war der Berufswunsch dann sehr deutlich. 
„Das Versicherungsproblem bzw. die Einführung eines neuen QM-Systems für Hebammen sind mir zwar be-
wusst, schrecken mich aber nicht ab. Ich möchte mit Menschen arbeiten und sie in einem der wichtigsten Mo-
mente in ihrem Leben begleiten.“

len wissen, worauf sie sich bei dem Be-
ruf einlassen. Es wäre eine scheußliche 
Verschwendung kostbarer Ressourcen, 
wenn jemand erst nach Studienbeginn 
merkt, dass dieser Beruf doch nicht die 
richtige Wahl ist.  

In den ersten sechs Semestern findet 
eine duale Ausbildung statt. Wie kön-
nen Studierende die räumlichen Dis-
tanzen zu den Praxispartnern in ganz 
Schleswig-Holstein bewältigen?

Schwarz:  Die Problematik der weit 
entfernten Einsatzorte regeln wir mit 
mehreren Schritten. Bei der Bewerbung 
können die Studierenden bereits ihre 
Präferenzen angeben; da gibt es oft be-
stehende Netzwerke, die genutzt wer-
den können. Dann haben wir die Pra-
xis so organisiert, dass die Studierenden 
immer blockweise über mehrere Wo-
chen an der Uni oder in der Klinik ein-
gesetzt sind, so dass das zu häufige Fah-
ren entfällt.  

Interprofessionalität ist an der Univer-
sität Lübeck Programm. Was verspre-
chen Sie sich davon, dass die angehen-
den Hebammen gemeinsam mit Hu-
manmedizinern unterrichtet werden?

Schwarz: Wir sind davon überzeugt, 
dass das interprofessionelle Studium ei-
nes der Kernprobleme der gesamten me-
dizinischen Versorgung in Deutsch-
land positiv beeinflussen kann und wird: 
Fragmentierung und Kommunikations-
probleme zwischen Berufsgruppen und 
Sektoren. Wer gemeinsam lernt, forscht, 
und in die Patientenversorgung einge-
bunden ist, lernt – mit unserer Modera-
tion – miteinander zu sprechen und zu 
arbeiten. Gegenseitige fachliche Wert-
schätzung und gelungene Kooperation 
führt letztendlich auch zu einer besseren 
Patientenversorgung.

Wird mit den Studierenden auch über 
Haftung, Versicherung und Wirt-
schaftlichkeit gesprochen?

Schwarz: Alle Inhalte zu gesetzli-
chen Rahmenbedingungen sowie Ethik 
und Gesundheitspolitik sind selbstver-
ständlich Themen in den entsprechen-
den Modulen. Dazu gehört insbesondere 
auch die Vorbereitung auf die freiberuf-
liche Tätigkeit, die ja zum Aufgabenbe-
reich der Hebammen gehört. 

Die Gruppenhaftpflichtversicherung 
des Deutschen Hebammenverban-
des ist 2016 ausgelaufen, freiberufli-
che Hebammen sind gezwungen, selbst 
eine meist kostspielige Haftpflichtver-
sicherung abzuschließen. Sehen Sie die 
veränderte Versicherungsthematik als 
Problem für die Zukunft des Berufes 
der freiberuflichen Hebamme?

Schwarz: Es gibt nach wie vor eine 
Gruppenhaftpflicht für Hebammen über 
den Berufsverband. Die Regierung hat 
hier nach viel Öffentlichkeitsarbeit der 
Bevölkerung und der Berufsverbände 
unter schwierigen Verhandlungen be-
reits reagiert und mit dem Sicherstel-
lungszuschlag dieses aktuelle Problem 
erst einmal entschärft. Langfristig muss 
natürlich noch eine dauerhafte, tragfähi-
ge Lösung gefunden werden. 

Auch freiberufliche Hebammen sind 
nun daran gebunden, ein QM-System 
einzuführen. Welche Vor- und Nachtei-
le sehen Sie in dieser Verpflichtung?

Schwarz: Davon abgesehen, dass das 
QM einmal, nämlich bei der erstmali-
gen Einrichtung, etwas Mühe macht, ist 
es- einmal implementiert- nicht nur eine 
großartige Arbeitshilfe. Es sorgt auch da-

„Ein Examen als Hebamme war in der Vergangenheit 
eine Bildungssackgasse [...].  Es wird höchste Zeit, 
diesen Frauenberuf aus der Misere zu befreien.“  

für, dass die gute Qualität der Hebam-
menarbeit transparent und nachvoll-
ziehbar wird. Das gilt sowohl für den 
Leistungserbringer, als auch für den Bei-
tragszahler der GKV und PKV. Für die 
betreuten Frauen wird ein Mindeststan-
dard an gleichbleibender Qualität und 
verlässlicher Struktur garantiert. 

Seit dem 1. April 2018 sind Sie Profes-
sorin für Hebammenwissenschaften an 
der Universität zu Lübeck. Was hat Sie 
an der Aufgabe gereizt?

Schwarz: Ich liebe Lehre, Forschung 
und Praxis gleichermaßen. Lübeck war 
bundesweit die erste Universität, die den 
mutigen Schritt gewagt hat, einen aus-
bildungsintegrierenden dualen Hebam-
menstudiengang in der Sektion Medi-
zin einzurichten. Mit dem Lehrstuhl hier 
kann ich rund um die Uhr Geburtshilfe 
leisten – praktisch und intellektuell. Ich 
kann meine (zukünftigen) Kolleginnen 
bei dem anstrengenden Prozess des Stu-
diums begleiten, aber auch Forschungs-
fragen generieren und explorieren. Eine 
Weiterqualifizierung ist hier bis hin zur 
Promotion möglich. Auch die Nähe 
zur Praxis ist unschätzbar wertvoll, der 
Austausch gelingt auf kurzem Dienst-
weg. Das Team im Studiengang und die 
Kolleg*innen an der Universität sind 
großartig. Hier schätzen wir gemeinsam 
Bewährtes und schaffen mutig und krea-
tiv Neues. Es ist eine große Ehre, auf die-
se Stelle berufen zu sein und zur Pro-
fessionalisierung unseres Berufes, aber 
auch zur Verbesserung der geburtshilfli-
chen Versorgung in Deutschland beitra-
gen zu können.   

Vielen Dank für das Gespräch.
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G
esetzliche Krankenkassen bewilli-
gen Anträge auf Kostenerstattung 
für ambulante Psychotherapi-
en in Privatpraxen in deutlich ge-
ringerem Umfang als früher. Dies 
zeigt eine Versorgungsstudie, die 
im Auftrag von zehn Landespsy-

chotherapeutenkammern, darunter auch 
die Psychotherapeutenkammer Schles-
wig-Holstein, durchgeführt wurde. Die 
Umfrage wurde unter rund 2.500 Psy-
chotherapeuten im ersten Quartal 2018 
vorgenommen. Das Ergebnis zeigt, dass 
die Bewilligungsquote von Anträgen auf 
Kostenerstattung binnen eines Jahres 
von 81% auf 47% gesunken ist. 

Der Rückgang alarmiert die Psycho-
therapeutenkammern in Deutschland, 
weil sich ihrer Beobachtung nach die ge-
sundheitliche Versorgung psychisch 
kranker, therapiesuchender Menschen 
schon 2017 gegenüber dem Vorjahr 
deutlich verschlechtert hatte. „Schon 
2017 hatten die gesetzlichen Kranken-
kassen trotz entsprechender gesetzli-
cher Verpflichtung deutlich mehr Anträ-
ge auf Kostenerstattung abgelehnt als im 
Jahr 2016“, informierte Dagmar Schulz, 
Vorstand der Psychotherapeutenkam-
mer Schleswig-Holstein, im Anschluss 
an eine Pressekonferenz der Kammern 
in Berlin. Die beteiligten Körperschaften 
fordern jetzt  „rasche Maßnahmen, um 
der Chronifizierung psychischer Erkran-
kungen vorzubeugen und einen schnel-
len Behandlungsbeginn ambulant vor 
stationär zu gewährleisten“.

Aus den ermittelten Zahlen leiten 
die Psychotherapeuten eine „restriktive 
Handhabung der Kostenerstattung für 
außervertragliche Psychotherapien“ ab. 
Den Krankenkassen werfen sie vor, da-
mit „ohnehin unzureichende ambulan-
te Behandlungsmöglichkeiten für Versi-
cherte der gesetzlichen Krankenkassen“ 
zu verknappen bzw. den Zugang zu ei-
ner notwendigen und leitliniengerech-
ten Behandlung zu verwehren. „Dabei 
verhalten sich einige Krankenkassen so-
gar gesetzwidrig, da sie gegenüber ihren 
Versicherten behaupten, die Kostener-

stattung von außervertraglichen psycho-
therapeutischen Behandlungen sei nach 
Einführung der neuen Psychotherapie-
Richtlinie abgeschafft worden“, heißt es 
im Ergebnisbericht der Befragung. 

Die Kammern verwiesen in die-
sem Zusammenhang auf die in Paragraf 
13 Absatz drei SGB V formulierte Ver-
pflichtung für gesetzliche Krankenkas-
sen, eine erforderliche ambulante Psy-
chotherapie als außervertragliche Be-
handlung im Wege der Kostenerstattung 
zu finanzieren, wenn die Sicherstellung 
der Behandlung im Rahmen der Ver-
tragspraxen nicht gewährleistet werden 
kann. Voraussetzung dafür ist die diag-
nostische Feststellung einer psychischen 
Erkrankung. 

Will ein GKV-Versicherter einen 
Antrag auf Kostenerstattung einer au-
ßervertraglichen Psychotherapie einrei-
chen, muss er je nach Krankenkasse zwi-
schen fünf und 15 Vertragspsychothera-
peuten nennen, die er angefragt hat und 
die ihm keine zeitnahe Behandlung an-
bieten können. 2017 wurden laut Umfra-
ge im Durchschnitt mehr als acht Anfra-
gen bei Vertragspsychotherapeuten ge-
nannt – 2016 waren es im Durchschnitt 
noch sechs. Dennoch begründen Kran-
kenkassen die verweigerte Kostenüber-
nahme oft mit dem Hinweis, es seien ge-
nug Kassenpraxen vorhanden oder die 
Wartezeit bei Vertragspsychotherapeu-
ten sei zumutbar. Auch die Einrichtung 
der Terminservicestellen führen sie als 
Begründung an. 80 Prozent der Befrag-
ten gaben an, dass die Kassen häufig mit-
teilen, die neu geschaffenen Terminser-
vicestellen würden nun alle Patienten 
„versorgen“. 

Interessant ist auch, welche Behand-
lungsalternativen die Kassen bei Ableh-
nung der Kostenerstattung nennen. Am 
häufigsten kommt der Verweis auf Klini-
kambulanzen (27%), stationäre Maßnah-
men (24%) und Psychiater (21%). Jeder 
zehnte antwortende Psychotherapeut 
gab an, dass von den Kassen auch On-
line-Programme, Beratungsstellen oder 
Beratungen durch geschulte Kassen-

mitarbeiter genannt wurden. „Abgese-
hen davon, dass eine entsprechende In-
dikation nur von einer Fachkraft gestellt 
werden kann, ist der Verweis auf stati-
onäre Maßnahmen gesundheitsökono-
misch schwer nachvollziehbar: Die stati-
onäre Behandlung ist in der Regel deut-
lich teurer als die ambulante. Wenn am-
bulante Maßnahmen indiziert sind, ist es 
auch nicht sinnvoll, diese aus Mangel an 
Therapieplätzen in stationäre Behand-
lungen umzuwandeln. Zudem sind bei 
stationär-psychiatrischen Behandlun-
gen auch unnötige Hospitalisierungsfol-
gen zu berücksichtigen“, heißt es im Er-
gebnisbericht. 

Die jüngsten Erweiterungen der 
Psychotherapie-Richtlinie durch nied-
rigschwellige Angebote führen nach 
Wahrnehmung der Kammern gleichzei-
tig zur Verknappung von Kapazitäten 
für Richtlinienpsychotherapie in den 
Vertragspraxen. Sie geben zu bedenken: 
„Dieses Problem wird durch die ver-
pflichtende Vermittlung von probato-
rischen Sitzungen über die Terminser-
vicestellen seit dem 1.10.2018 noch ver-
schärft, da hierfür in den Vertragspra-
xen zeitliche Kapazitäten freigehalten 
werden müssen, auch wenn keine indi-
zierte Anschlussbehandlung angebo-
ten werden kann.“ Als Ergebnis fordern 
sie, ambulante Behandlungsmöglich-
keiten auszubauen. Außerdem wollen 
sie eine Versorgungsplanung erreichen, 
die sich am konkreten Behandlungsbe-
darf der Patienten orientiert. Erforder-
lich ist aus ihrer Sicht auch die Aufhe-
bung von Beschränkungen beim Job-
sharing, bei Anstellungsverhältnissen 
in Praxen und bei der Nachbesetzung 
von Praxissitzen. 

Der Spitzenverband der gesetzli-
chen Krankenkassen beschreibt die Si-
tuation für psychotherapeutische Pa-
tienten aus einem ganz anderen Blick-
winkel. Nach seiner Darstellung nimmt 
die Versorgung mit psychotherapeuti-
schen Leistungen für GKV-Versicher-
te in Deutschland im internationalen 
Vergleich hinsichtlich des Umfangs der 
Versorgung und der Dichte an Psycho-
therapeuten in der Fläche eine Spitzen-
position ein: „In anderen Ländern müs-
sen Patienten in der Regel ihre psycho-
therapeutische Behandlung aus eige-
ner Tasche bezahlen. Eine vergleichbare 
Kostenübernahme wie in Deutschland 
gibt es in keinem anderen Land.“

Der Kassenverband sieht sich auch 
durch ein Gutachten des Sachverstän-
digenrates (SVR) zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen be-
stätigt, wonach es bei den psychologi-
schen Psychotherapeuten einen stetigen 
Zuwachs gegeben habe. Der Zuwachs 
wird mit 76 Prozent für den Zeitraum 
von 2000 bis 2016 angegeben. 

Dirk Schnack

60 
psychotherapeutische 
Praxen aus Schleswig-
Holstein beteiligten 
sich an der bundes-
weiten Umfrage der 
Psychotherapeuten-
kammern. 

47 
Prozent der Anträge 
auf Kostenerstattung 
psychotherapeutischer 
Leistungen in Privat-
praxen wurden bun-
desweit bewilligt - ein 
Jahr zuvor waren es 
noch 81 Prozent. 

8 
Anfragen bei Ver-
tragspsychotherapeu-
ten haben Patienten 
im Durchschnitt ge-
stellt, bevor sie einen 
Antrag auf Kostener-
stattung für die psy-
chotherapeutische 
Leistung in Privatpra-
xen stellen. 

P S Y C H O T H E R A P I E 

Dissens über 
Kostenerstattung
Gesetzliche Krankenkassen bewilligen die Kostenerstattung für 
ambulante Psychotherapie in Privatpraxen immer seltener. 
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I
n Schleswig-Holstein gibt es mehr als 
60.000 Menschen mit Demenzer-
krankungen. Rund zwei Drittel von 
ihnen sind Frauen. Prozentual gese-
hen leben die meisten Menschen mit 
Demenzdiagnose in den Kreisen Pin-
neberg und Rendsburg-Eckernförde. 

Solche und weitere Daten präsen-
tiert das Kompetenzzentrum Demenz in 
Schleswig-Holstein auf seiner „Demenz-
karte“ – allerdings mit dem Hinweis, 
dass es nach wie vor eine Herausforde-
rung ist, verlässliche Zahlen zu generie-
ren, weil viele Betroffene noch immer 
im Dunkeln bleiben. Sicher sind nach 
Wahrnehmung von Swen Staack, Ge-
schäftsführer der Alzheimergesellschaft 
Schleswig-Holstein, aber zwei Aussagen:
u	Demenz ist auch heute noch ein Ta-

buthema, das viele Betroffene und 
ihre Angehörigen ausgrenzt und stig-
matisiert. Zugleich werden Familien 
nach der meist verspäteten Diagnose 
alleingelassen.

u	Die Zahl der Betroffenen steigt. Seit 
Erfassung der Zahlen im Jahr 2003 
stiegen diese von damals landesweit 
36.304 auf 60.230 am Jahresende 2017 
(eingerechnet sind nur Betroffene ab 
dem 65. Lebensjahr). Damit gibt es 
heute rund 24.000 Demenzkranke 
mehr als vor 14 Jahren in Schleswig-
Holstein.

Staack hält solche Zahlen für wichtig, 
um der Politik, den Kranken- und Pfle-
gekassen und der gesamten Gesellschaft 
deutlich zu machen, dass reagiert wer-
den muss. „Demenz geht nicht nur die 
Betroffenen und ihre Angehörigen, son-
dern uns alle an“, sagt Staack. Er fordert 
deshalb Einrichtungen, Institutionen, 
Vereine, Behörden, Dienstleister, Ban-
ken, alle Akteure, die eine Kommune 
ausmachen und in ihr leben und arbei-
ten, auf, diese „demenzfreundlich“ zu ge-
stalten. „Nur so kann Solidarität gelebt 
werden und eine humanistisch geprägte 
Gesellschaft entstehen“, steht für ihn fest. 

Mit der vorgelegten Demenzkar-
te will das Kompetenzzentrum auch ein 
Bewusstsein dafür schaffen, dass es jeden 

D E M E N Z

Die Zahl der 
Betroffenen wächst 
Das Kompetenzzentrum Demenz legt eine „Demenzkarte“ vor.  Ermittlung verlässlicher Zahlen 
bleibt schwierig, weil Zentrum weiterhin von einer Dunkelziffer an Betroffenen ausgeht.   

treffen kann und schon heute viele Men-
schen in unserer Region betrifft. „Men-
schen mit Demenz leben nicht irgendwo. 
Es sind unsere Eltern und Großeltern, 
unsere Freunde, Nachbarn, Kollegen 
und Vereinskameraden“, teilte das De-
menzzentrum mit. Zugleich will es de-
nen, die sich tagtäglich den häufig ner-
venaufreibenden Aufgaben im Umgang 
mit Demenzerkrankungen stellen, sa-
gen: „Sie sind nicht allein.“

Das in Norderstedt angesiedelte 
Kompetenzzentrum Demenz versteht 
sich als Ansprechpartner für alle Fragen 
rund um Demenz. Es hat den Auftrag, 
die Versorgungsstrukturen im Land für 
Menschen mit Demenz und ihre Ange-
hörigen auszuweiten, zu verbessern und 
qualitätsgesichert zu erhalten. Es soll die 
die Vernetzung aller Akteure forcieren. 
Eingebunden werden neben Ärzten auch 
ambulante Pflegedienste und stationäre 
Pflegeeinrichtungen, Wohlfahrtsverbän-
de, Betreuer, Sozialarbeiter, ehrenamt-
liche Helfer und andere Akteure in den 
einzelnen Kommunen. Von ihnen er-
hofft sich das Zentrum auch eine Multi-
plikatorenwirkung.              Dirk Schnack

Swen Staack, Geschäftsführer der Alzheimergesellschaft Schleswig-
Holstein, nimmt Demenz auch heute noch als Tabuthema in der 
Gesellschaft wahr. Nach seiner Beobachtung fühlen sich viele Fami-
lien nach der Diagnose allein gelassen. Die Grafik unten zeigt, wie 
stark die Zahl der Demenz-Diagnosen in Schleswig-Hostein steigt. 
Der Zuwachs seit dem Jahr 2003 entspricht einer Steigerung um 
rund 66 Prozent. Die meisten Betroffenen im Norden leben in den 
Kreisen Pinneberg und Rendsburg-Eckernförde. 

0

10.000

20.000

30.000

40.000

50.000

60.000

70.000

20172015201320112009200720052003

36.304 38.625

40.569 41.699
45.328

53.533
57.600

60.230

Fo
to

/g
ra

fi
k:

 K
o

m
pe

te
nz

ze
nt

ru
m

 D
em

en
z 



2 4  //  I M  N O R D E N N OV E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 1

G
espannte Gesichter, munte-
res Stimmengemurmel und eine 
fröhliche Stimmung: Das Audi-
max der Universität Lübeck ist 
an diesem Donnerstag trotz bes-
ten Herbstwetters voll besetzt: 
Die Campus-Rallye für die Erst-

semester steht an. Die Studierenden 
der Bereiche Humanmedizin, Ergothe-
rapie, Hebammenwissenschaften, Lo-
gopädie, Pflege und Physiotherapie 
werden an diesem Tag in gemischten 
Gruppen den Campus kennenlernen. 
An verschiedenen Stationen sind Spie-
le und/oder Quizfragen zu lösen und 
Punkte zu sammeln, um das Ende der 
Rallye erreichen zu können und den 
Preis für die beste Punktzahl zu gewin-
nen. Die Herausforderungen bestehen 
an diesem Tag aus Aktionen wie Sack-
hüpfen, Selfie-Contest und Symbole 
deuten, um die nächste Station finden 
zu können. 

Die Campus-Rallye ist Teil der Einfüh-
rungswoche für die Erstsemester-Stu-
denten der Universität Lübeck, die am 
15. Oktober 2018 in das Wintersemester 
2018/2019 starten.

Alle Erstsemester sind sich einig: 
Die Einführungswoche der Universität 
Lübeck ist ein guter Mix aus Informati-
on, Unterhaltung und Kennenlernen. So 
wechselten die Angebote zwischen Vor-
trägen zu den Themen Ethik, der Weg 
zum Prof., Sozialpraktikum und Studi-
enfinanzierung und Unternehmungen 
wie Grillen mit Wohnungsbörse, Knei-
pentour, Ersti-Party, Campus-Rallye und 
Poetry-Slam. Für die Erstsemester eine 
runde Sache.

Geteilte Meinungen gab es dagegen 
zum Thema Auswahlgespräch. Dieses 
absolvierte ein großer Teil der 197 Erst-
semester im Studiengang Humanmedi-
zin vor Beginn ihres Studiums. Über das 
hochschuleigene Auswahlverfahren wer-

den 60 Prozent der Studienplätze ver-
geben, die doppelte Anzahl an Studi-
enplatzbewebern wurde zum Gespräch 
eingeladen. Inhalt dieses Termins ist ein 
Gespräch zwischen dem Bewerber, ei-
nem Studierenden und zwei Professo-
ren. Dem Bewerber wird die Möglich-
keit gegeben, seine Motivation und Iden-
tifikation mit dem Wunschberuf zu ver-
deutlichen. 

Einige der in diesem Rahmen ge-
stellten Fragen empfand Jette Ah-
rens als sehr persönlich. „Die Beschrei-
bung meines schlimmsten Erlebnisses 
empfand ich vor einer Gruppe Frem-
der eher als unangenehm.“ Die 19-Jäh-
rige stammt aus Lübeck und wohnt der-
zeit noch bei ihren Eltern, beide von Be-
ruf Arzt. „Dass meine Eltern beide Ärz-
te sind, war für mich immer Grund ge-
nug, nicht Humanmedizin zu studieren. 
Welcher Teenager möchte schon seinen 
Eltern nacheifern?“, sagte Ahrens dem 

S E M E S T E R S T A R T

Das Ziel klar vor 
Augen: Arzt werden
Standort Lübeck überzeugt mit Auswahlgesprächen und Persönlichkeit. 
197 Erstsemester in der Humanmedizin. In Kiel begannen 203 Studierende mit der Medizin. 

Eine von über 1.000 Erstsemestern in Lübeck: Jette Ahrens hat im Oktober mit dem Medizinstudium in der Hansestadt begonnen.

Rund 30
Aktionen standen den 
Erstmestern in der 
Einführungswoche 
zur Auswahl, um die 
Universität und ihr 
Studienfach kennen-
zulernen.
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ten, hat mir imponiert. Das möchte ich 
auch können“, sagt Hansen. Die Fachrich-
tung Unfall- und Neurochirurgie fesselt 
sie zwar. Weil sie aber auch Kontakt zu Pa-
tienten wünscht, könnte sie sich später 
auch eine Tätigkeit in der Allgemeinme-
dizin vorstellen. Für eine Niederlassung 
spreche sehr, dass der spätere Familienall-
tag sich vermutlich besser als mit Schicht-
dienst vereinbaren ließe. Auf dem Land 
sieht sich aber auch Emily Hansen eher 
nicht. „Ich würde das kulturelle und kuli-
narische Angebot in der Stadt nicht mis-
sen wollen.“

Christina Post absolvierte vor dem 
Auswahlgespräch an der Universität Lü-
beck zunächst den Test für Medizinische 
Studiengänge und verglich anschließend 
die infrage kommenden Universitäten. 
Die Universität Lübeck überzeugte sie mit 
der Nähe zum Meer und ihrer im Verhält-
nis zu anderen Universitäten kleinen Grö-
ße. „An einer kleinen Universität habe ich 
eher das Gefühl, Hilfe erhalten zu können, 
wenn ich sie brauche.“ Nach dem Abitur 
2016 bereiste Post Neuseeland und Süd-
ostasien und absolvierte sowohl ein Prak-
tikum in der Psychiatrie als auch ein Vor-
semester Medizin in Hamburg. „Natur-
wissenschaften haben mich schon immer 
interessiert, dabei noch anderen Men-
schen helfen zu können, hat mich dann 
überzeugt, dass Humanmedizin das Rich-
tige für mich ist.“ Als mögliche Fachrich-
tung könnte sie sich die Pädiatrie vorstel-
len, auch eine Tätigkeit bei Ärzte ohne 
Grenzen steht auf ihrem Wunschzettel. 

Astrid Schock

Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt. Bei 
der konkreten Berufswahl wurde aber 
schnell deutlich: „Im Studiengang Hu-
manmedizin steht das Ziel klar vor Au-
gen: Arzt werden. Dieses konkrete Ziel 
hat mir in allen anderen Studiengängen, 
die in die engere Auswahl kamen, ge-
fehlt.“ Auch die angestrebte Fachrich-
tung sieht sie schon klar vor sich: Pä-
diatrie. In einem halbjährigen Prakti-
kum im Kindergarten verfestigte sich 
der Wunsch, Kindern im späteren Be-
ruf begegnen zu können. Als Lübeckerin 
kann sich Jette Ahrens auch eine Nieder-
lassung auf dem Land in Schleswig-Hol-
stein vorstellen.

Merle Thomas dagegen empfand 
das Auswahlgespräch als sehr ange-
nehm und nennt es nicht zuletzt als Plus-
punkt bei der Auswahl der Universität. 
„Mir gefällt, dass die Universität Lübeck 
sich die Zeit nimmt, die Bewerber per-
sönlich anzuhören und auszuwählen. 
Als Bewerber bleibt man so nicht ein-
fach nur ein Schriftstück.“ Die 20-Jähri-
ge absolvierte in der 10. Klasse ein Prak-

tikum an der Charité in Berlin und war 
gefesselt von der septischen Unfallchi-
rurgie und Orthopädie. Ob die Unfall-
chirurgie auch ihre gewählte Fachrich-
tung sein wird, kann sie heute jedoch 
noch nicht sagen. „Das Feld der Human-
medizin ist so groß, ich möchte mir noch 
Zeit lassen, bevor ich mich festlege.“ In 
einem einjährigen Freiwilligendienst in 
Kenia und einem sechsmonatigen Prak-
tikum in der Physiotherapie sammel-
te sie in verschiedenen Bereichen Erfah-
rungen und legt sich heute schon fest. 
„Ein Auslandsaufenthalt während mei-
nes Studiums soll auf jeden Fall dazuge-
hören. Die russische Mentalität interes-
siert mich beispielsweise sehr, ich hätte 
große Lust, Einblick in die Medizin die-
ses Landes zu bekommen.“ Eine Nie-
derlassung oder angestellte Tätigkeit im 
ländlichen Bereich kann sich Thomas je-
doch für ihre Zukunft nicht vorstellen. 
„Ich bin mir bewusst, dass der Landarzt-
beruf sehr wichtig und gefragt ist. Aber 
das kulturelle Leben, das ich aus Berlin 
gewohnt bin, würde mir privat auf dem 
Land zu sehr fehlen.“

Auch Emily Hansen empfand das 
Auswahlgespräch als positiv und „auf Au-
genhöhe“. Die 19-Jährige Flensburgerin 
entdeckte ihren Wunsch, Ärztin zu wer-
den, erst vor zwei Jahren. Nach einem 
Verkehrsunfall litt sie an Hirnblutun-
gen und musste stationär versorgt wer-
den. „Das eine so schwerwiegende Ver-
letzung so schnell geheilt werden konn-
te und die Ärzte mich in nur zehn Tagen 
im Krankenhaus wiederherstellen konn-
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Links: Bei einer Campus-Rallye absolvieren die Erstsemester verschiedene Spiele und Quizfragen und lernen spielerisch den 
Campus kennen. Am 15. Oktober startete das erste Semester in Humanmedizin u.a. für (v.l.n.r.) Merle Thomas, Emily Han-
sen, Christina Post. 

203
Erstsemester-Studen-
ten begannen ihr Stu-
dium der Humanme-
dizin in Kiel. Damit 
ist das Fach Human-
medizin mit insge-
samt 1.980 Studie-
renden nach Deutsch 
und Rechtswissen-
schaft das stärkste 
Fach an der Christi-
an-Albrechts-Univer-
sität zu Kiel.
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S
chon 2014 hatte die Weltgesund-
heitsversammlung alle WHO-Mit-
gliedsstaaten aufgerufen, Men-
schen mit Schuppenflechten zu un-
terstützen und die Stigmatisierung 
der Betroffenen abzubauen. Zum 
Welt-Psoriasistag am 29. Oktober 

2018 haben Patienten, Ärzte und Wis-
senschaftler in Hamburg erneut auf die 
Stigmatisierung von Betroffenen hin-
gewiesen und Versorgungslücken kri-
tisiert. Es gab aber auch positive Bot-
schaften: „Unter dem Strich gibt es Ver-
besserungen in der Versorgung“, sagte 
Dr. Ralph von Kiedrowski vom Berufs-
verband der Deutschen Dermatologen 
(BVVD).

Kiedrowski erläuterte, warum ein 
vom Bundesgesundheitsministerium ge-
fördertes Projekt gegen die Stigmatisie-
rung von Menschen mit chronischen 
sichtbaren Hauterkrankungen notwen-
dig ist: Wissenslücken und Vorurteile in 
der Bevölkerung zum Thema Psoriasis 
sind noch immer groß. Laut Umfragen 
würden 20 Prozent der Deutschen mit 
einem von Schuppenflechte Betroffenen 
nicht ins Schwimmbad gehen. Rund ein 
Viertel der Befragten würde eine Part-
nerschaft mit einem Betroffenen mei-
den. Viele Menschen halten Schup-
penflechten für ansteckend und wissen 
nicht, dass es medikamentöse Therapi-
en gibt. Die zahlreichen Vorurteile äu-
ßern sich in Stigmatisierung und Diskri-
minierung. Zum Teil wird dies von den 
Betroffenen auch in den Praxen thema-
tisiert. So berichteten Ärzte dem Ver-
band, dass sie von Betroffenen nach At-
testen gefragt werden, weil sie wegen der 
Erkrankung am Arbeitsplatz gemobbt 
werden. Kindertagesstätten verlangen 
von Eltern betroffener Kinder Atteste, 
dass keine Ansteckungsgefahr von ihrem 
Kind ausgeht. Betroffene Schüler ziehen 
sich zum Teil auf der Toilette um, damit 
ihre Schuppenflechte in der Umkleide-
kabine nicht thematisiert wird.

Gegensteuern soll ein Konsortium 
aus 25 Versorgungsforschern, Patien-
tenvertretern, Dermatologen, Hausärz-

ten, Psychologen und Erziehungswissen-
schaftlern, die Konzepte gegen die Stig-
matisierung von Menschen mit chro-
nischen sichtbaren Hauterkrankungen 
entwickeln. Das Projekt über eine Lauf-
zeit von drei Jahren startete Anfang des 
Jahres unter der Abkürzung ECHT (Ent-
stigmatisierung bei Chronischen sicht-
baren HauTkrankheiten) und wird vom 
Bundesgesundheitsministerium geför-
dert. 

Kiedrowski hält aber auch eine bes-
sere Ausbildung an den Universitäten  
und eine sorgsame Wortwahl in den 
Arztpraxen für notwendig, um Betroffe-
ne nicht unbewusst zu verletzen. 

Der Geschäftsführer des Deutschen 
Psoriasis-Bundes (DPB), Hans-Detlev 
Kunz, kritisierte in Hamburg eine „er-
hebliche Schieflage in Deutschland beim 
Zugang zu den erforderlichen Therapi-
en“. Als Ursache hat er „weitgehend in-
transparente Versorgungsverträge“ in 
den einzelnen KVen und die Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen ausgemacht. Ärzte 
sieht er in einem Spagat zwischen Spar-
zwang und angemessener Versorgung. 
Um solche Zustände zu ändern, hält 
Kunz ein stärkeres Gewicht der Patien-
ten im Gemeinsamen Bundesausschuss 
für notwendig. Sein Eindruck: Deutsch-
land verfüge über ein „chronisch 
schlecht organisiertes Gesundheitswe-
sen“, in dem die Patienten „dumm gehal-
ten“ werden. 

Kunz treibt außerdem um, dass Pso-
riasis-Patienten oft mit hohen Kosten 
belastet werden. „Cremes, Salben und 
Shampoos zur Basispflege führen ohne-
hin schon zu hohen monatlichen Fixkos-
ten. Auf- oder Zuzahlungen in der Apo-
theke für die verschriebenen Therapi-
en belasten die Patienten zusätzlich“, be-
mängelte Kunz. Er sieht darin eine nicht 
hinnehmbare „Aushöhlung des Solidari-
tätscharakters der gesetzlichen Kranken-
versicherung“.

Deutlich wurde in Hamburg, dass 
auch unter Ärzten wenig Verständnis für 
die starken regionalen Unterschiede in 
der medikamentösen Therapie herrscht 

– „bei gleicher Ausbildung der Ärzte, 
bei gleichem Bedarf “, wie Prof. Matthias 
Augustin vom UKE betonte. In Bundes-
ländern, in denen zurückhaltender ver-
ordnet wird, beobachten die Ärzte eine 
deutlich größere Regressbedrohung und 
schärfere Prüfungen. „Aus Angst vor Re-
gressen besteht kein gleicher Zugang zur 
medikamentösen Therapie“, sagte Prof. 
Mrowietz, Leiter des Psoriasis-Zentrums 
am Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein in Kiel. 

Nach seiner Beobachtung hat sich 
die Behandlung von Menschen mit 
Schuppenflechte deutlich weiterent-
wickelt. „Psoriasis ist eine chronische 
Hautkrankheit, die bei den Betroffe-
nen durch vielfältige individuelle Fakto-
ren beeinflusst wird. Daher hat sich die 
Therapie vom reinen Verschreiben von 
Medikamenten zu einem Management-
Konzept gewandelt“, so Mrowietz. Die 
leichte Psoriasis, an der rund 70 Prozent 
der Betroffenen leiden, wird zumeist äu-
ßerlich behandelt. Hier gab es in den 
letzten Jahren keine neuen Medikamen-
tenentwicklungen. Er appellierte deshalb 
an die Industrie, ihre Bemühungen um 
Innovationen für die topische Therapie 
zu verstärken.

Etwa 30 Prozent der Menschen, die 
an Schuppenflechte leiden, haben einen 
mittelschweren bis schweren Verlauf. Sie 
können mit innerlich angewendeten Me-
dikamenten gut therapiert werden. „Bei 
der Behandlung der mittelschweren bis 
schweren Psoriasis ist es zu einem Zu-
lassungsboom vor allem von Biologika 
mit unterschiedlichen Wirkmechanis-
men gekommen“, sagte Mrowietz. Zu-
dem werde die Biologikatherapie durch 
die Verfügbarkeit von Biosimilars zu-
nehmend unübersichtlich. „Wichtige Pa-
rameter wie Effektivität und Verträg-
lichkeit, aber auch der Preis und die An-
wendungsfreundlichkeit spielen bei der 
Wahl des Medikamentes eine entschei-
dende Rolle“, erläuterte der Kieler Der-
matologe. Beim Management der Pso-
riasis gelte es aber auch, Risikofaktoren 
wie Übergewicht und Trigger wie Stress 
sowie weitere individuelle Faktoren zu 
beachten, die ebenfalls die Therapietreue 
maßgeblich beeinflussen. 

Augustin ist trotz der genannten 
Probleme optimistisch, dass sich die Ver-
sorgungslage in Deutschland weiter ver-
bessert. Als „Game-Changer“ schätzt er 
die Telemedizin ein – von ihr erwartet er 
massive Fortschritte etwa durch Video-
sprechstunden. „Telemedizin wird unser 
eigenes Handeln massiv verändern und 
dazu führen, dass wir uns verbessern“, 
prognostizierte Augustin. Grund für sei-
nen optimistischen Ausblick: Das Exper-
tenwissen der Ärzte wird mithilfe der Te-
lemedizin mehr Betroffenen zugänglich 
gemacht. 

Dirk Schnack 

10 %
der Körperoberfläche 
darf maximal befallen 
sein, damit noch von 
einer leichten Psoria-
sis gesprochen wird. 

30 %
der Patienten mit Pso-
riasis haben einen 
mittleren bis schweren 
Verlauf. 

50 %
der Patienten mit 
schwerer Psoriasis in 
Deutschland erhalten 
eine leitliniengerechte 
Behandlung.

P S O R I A S I S

Stigmatisierung 
und Vorurteile
Kampagne soll helfen. Versorgung regional stark unter-
schiedlich. Verbesserungen durch Telemedizin erwartet. 
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S c h l e s w i g - H o l s t e i n s  b e s t e r  W e r b e t r ä g e r  f ü r  Ä r z t e

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elfmal im Jahr über  
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.

U n s e r  n e u e r  A n z e i g e n p a r t n e r  a b  2 0 1 9
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J
unge Ärztinnen wollen sich meis-
tens nicht niederlassen. Wenn 
doch, nicht in Einzelpraxis. Aber 
ganz bestimmt nicht in der Provinz, 
sondern möglichst in einer Metro-
pole. Es sind Vorurteile wie diese, 
mit denen das Traineeprogramm 

der KV Schleswig-Holstein unter jungen 
Ärzten aufräumt. Seit 2014 lädt die KV in 
diesem Rahmen Ärzte, die sich für eine 
Niederlassung interessieren, ein, um In-
formationen von Experten und erfahre-
nen Kollegen zu bekommen. 

Neben Expertentipps u. a. zu Finan-
zen, Steuern, Abrechnung und EDV be-
kommen die Teilnehmer Erfahrungsbe-
richte aus erster Hand. Niedergelassene 
Kollegen aus Schleswig-Holstein berich-
ten den angehenden Vertragsärzten, wie 
sie den Weg in die Praxis bewältigt haben 
und wie sie die oft kritisierten Rahmen-
bedingungen in der ambulanten Versor-
gung wahrnehmen und im Alltag mit ih-
nen zurechtkommen. Eine von ihnen ist 
Eva-Maria Ebner. Die heute 38-jährige 
HNO-Ärztin entschied sich schon mit 33 
Jahren für die Niederlassung und hat die-
sen Schritt bis heute nicht bereut: „Ich 
würde mich jederzeit wieder niederlas-
sen“, sagt sie. Sie schätzt es, ihre eigenen 
Entscheidungen fällen zu können – des-
halb ist die Einzelpraxis auch fünf Jah-
re nach der Übernahme für sie noch die 
richtige Praxisform. Das schon unter-
breitete Angebot einer Teilhaberschaft 
lehnte sie ab, weil sie die Entscheidungen 
in ihrer Praxis auch künftig gerne selbst 
fällen möchte. 

Dass ihre Standortwahl ausgerechnet 
auf Oldenburg in Holstein fiel, verdankt 
sie dem ambulanten Abschnitt ihrer Wei-
terbildung. Der führte sie in die Einzel-
praxis eines Kollegen, der sich nach Süd-
deutschland verändern wollte. Ebner be-
schäftigte sich deshalb schon vor ihrer 
Facharztprüfung mit der Möglichkeit der 
Niederlassung und der Praxisübernah-
me. Die gebürtige Wolfsburgerin erlebte 
die Kleinstadt in Ostseenähe als lebens-
wert: „Ich fühle mich hier angekommen 
und angenommen“, sagt sie über das Le-
ben in Oldenburg, wo rund 10.000 Men-
schen leben.

Leicht fiel ihr der Praxisstart den-
noch nicht. Ebner hatte in den ersten 
Jahren ihrer Niederlassung eine Reihe 
von Hürden zu überwinden. Die wich-
tigsten:
u	Hoher Patientenandrang: Schon 

ihr Vorgänger hatte eine überdurch-
schnittlich gut frequentierte Praxis 
mit rund 1.600 Scheinen im Quartal 
geführt. Bei Ebner stieg die Patienten-
zahl noch einmal an – auf rund 2.100 
Scheine wurde die Praxis ausgebaut. 
Negative Folge dieser eigentlich posi-
tiven Resonanz: Abschläge in der Ab-
rechnung. Ebner bewältigte die Situa-
tion, indem sie eine Sonderbedarfszu-
lassung bei der KV beantragte und be-

willigt bekam. Sie fand einen erfahre-
nen Arzt, der seit Sommer angestellt 
bei ihr arbeitet.

u	Regress: Die Androhung eines Regres-
ses konnte Ebner abwehren, weil sie 
dokumentieren konnte, dass sie deut-
lich über Fachgruppendurchschnitt 
behandelt und die Überschreitungen 
durch den Schwerpunkt Allergologie 
und das damit verbundenen Patien-
tenvolumen deshalb gerechtfertigt wa-
ren. Die Regressandrohung wurde zu-
rückgenommen.

u	Wirtschaftliches Risiko: Die hohe 
sechsstellige Summe für die Praxis-
übernahme und die damit verbunde-
ne langfristige Verschuldung schreckte 
zunächst auch Ebner. Ihre Kalkulation 
ergab aber, dass sie den Kredit auch in 
kürzerer Zeit zurückzahlen könnte, als 
von den Banken empfohlen. Tatsäch-
lich erlaubten die Praxiserlöse dann 
eine Rückzahlung des Praxiskredits in-
nerhalb von fünf Jahren. 

Nach Bewältigung dieser Hürden blickt 
Ebner noch optimistischer in die Zu-
kunft. Mit der frei werdenden Liquidi-
tät will sie die technische Ausstattung ih-
rer Praxis weiter verbessern. „Mein Ziel 
ist es, die Patienten so gut wie möglich 
zu versorgen. Deshalb freue ich mich, 
dass ich jetzt neu investieren kann“, sagt 
Ebner.

Nichts verändern will sie an ihrem 
Praxisstandort im Ärztehaus Oldenburg 
auf dem Gelände des örtlichen Kranken-
hauses. Dort hat Ebner mehrere Beleg-
betten und damit die Möglichkeit, Ein-
griffe direkt neben ihrer Praxis durch-
führen zu können. Für das Krankenhaus, 
das auch die Praxisräume vermietet, ist 
sie außerdem konsiliarärztlich tätig. Da-
mit verfügt Ebner über verschiedene 
Standbeine, auf die sie das wirtschaftli-
che Risiko verteilen kann. 

Eine andere Konstellation als die 
Einzelpraxis in Oldenburg kann sich Eb-
ner derzeit schwer vorstellen: „Ich möch-
te hier noch rund 25 Jahre lang Patienten 
behandeln.“ Ob das immer in Einzelpra-
xis geschehen wird oder in anderen Kon-
stellationen, lässt sie offen. Wichtiger ist 
ihr, dass sie das für sie aktuell passende 
Praxismodell gefunden hat, auch wenn 
es nicht den gängigen Vorstellungen 
entspricht. Eine Einschränkung mach-
te sie bei ihrer insgesamt positiven Dar-
stellung vor den Kollegen: Die fünf Jah-
re bewältigte sie ohne Kinder. Als Mut-
ter, so lautete ihre Einschätzung, wäre 
der Schritt in die Niederlassung sicher-
lich schwerer gewesen. Damit bestätig-
te sie die Skepsis mancher Teilnehmerin-
nen, denen die Niederlassung als junge 
Mutter oft als zu große Hürde erscheint. 
Speziell auf die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Praxis ist die in der Akademie der 
Ärztekammer stattfindende Reihe des-
halb auch schon eingegangen. 

Dirk Schnack 

24.11.
An diesem Tag findet 
das nächste Trainee-
programm für jun-
ge Ärzte statt. Dies-
mal stehen wirt-
schaftliche und steu-
erliche Aspekte bei ei-
ner Praxisübernahme 
im Mittelpunkt. An-
meldungen bei Bär-
bel Dargel-Mikkelsen, 
Ärztekammer Schles-
wig-Holstein, 
Tel. 04551 803 754 
oder per E-Mail:
 baerbel.dargel-mik-
kelsen@aeksh.de

HNO-Ärztin Eva-Maria Ebner in 
ihrer Praxis in Oldenburg. 

P O R T R A I T

Gegen 
den Trend 
glücklich 

Einzelpraxis in der Provinz? HNO-Ärztin 
Eva-Maria Ebner entschied sich mit 33 
Jahren für ein vermeintliches Auslauf-

modell und hat ihre Wahl nicht bereut. 
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E
ine schwere Traumatisierung kann 
jedes Kind treffen: Verkehrsunfall, 
Mobbing in der Schule, Missbrauch 
oder Flutkatastrophe – es gibt tau-
send Möglichkeiten, die die See-
le brechen können. Täglich werden 
Kinder und Jugendliche psychisch 

schwer verletzt. Allein in Hamburg sind 
es nach aktuellen Schätzungen jedes Jahr 
mehrere Tausend.

Seit 2011 gibt es die Ankerland Trau-
maTage. Nach Einschätzung der Initia-
toren ist dies die größte Informations- 
und Diskussionsplattform im Kinder- 
und Jugendbereich, die sich in Deutsch-
land mit diesem Thema beschäftigt und 
sowohl an Profis als auch an Laien adres-
siert ist. Rund 500 Zuhörer waren zu den 
TraumaTagen in das Helmut Schmidt 
Auditorium auf dem Campus der Buce-
rius Law School gekommen. Das The-
ma der TraumaTage 2018: „Langzeitfol-
gen psychischer Traumatisierung junger 
Menschen für die Betroffenen, ihre Fa-
milien und die Gesellschaft.“ 

Traumaexperte Dr. Andreas Krüger 
ist Initiator vom Ankerland e. V. – För-
derverein zur Hilfe schwer traumatisier-
ter Kinder und Jugendlicher. Er fordert 
den konsequenten Ausbau eines profes-
sionellen Versorgungsnetzes für betrof-
fene Kinder: „Wie der Körper, braucht 
auch die Seele nach schwerer Verletzung 
eine Behandlung. Aber umfassende Hil-
fe steht bislang nur unzureichend zur 
Verfügung. Aufgrund der Versorgungs-
lücke bleibt das Trauma der Betroffenen 
viel zu oft unerkannt oder wird nur un-
zureichend therapiert.“ Bleiben psychi-
sche Traumatisierungen unbehandelt, 
leiden die Betroffenen häufig ein Leben 
lang an psychischen und körperlichen 
Folgeerkrankungen. Zu den psychischen 
Langzeitfolgen gehört unter anderem 
die Posttraumatische Belastungsstörung. 
Studien verweisen auf ein vermehrtes 
Auftreten körperlicher Erkrankungen 
wie Krebs, Herz-Kreislauferkrankun-
gen und Rheuma. Hinzu kommt ein er-
höhtes Suchtrisiko: Erwachsene rauchen 
etwa doppelt so häufig oder entwickeln 

eine Abhängigkeit von sogenannten har-
ten Drogen.

Prof. Andreas Maercker aus Zürich 
referierte zum Thema „Psychische Er-
krankungen im Erwachsenenalter als 
Folge kindlicher Traumatisierung – lan-
ges Leiden an sich selbst und Leid für die 
soziale Umgebung.“ Hat Suchtverhalten 
etwas mit Trauma zu tun? Hierzu kam 
ein klares „Ja“ von Prof. Ingo Schäfer, 
Facharzt für Psychiatrie und Psychothe-
rapie am UKE. Mehr als die Hälfte der 
Suchtabhängigen hat ein Trauma in der 
Kindheit erlitten und betäubt sein un-
sichtbares Leiden mit Alkohol, Tabletten 
und/oder Drogen.

Prof. Ulrich T. Egle, Facharzt für 
psychosomatische Medizin aus Zürich, 
wies in seinem Vortrag darauf hin, dass 
anhaltender Stress in der Kindheit die 
Lebenserwartung verkürzt. Er hielt ein 
Plädoyer für Prävention. Traumata in 
der Kindheit führen bei manchen Pati-
enten später zu schweren internistischen 
Krankheiten wie Diabetes, Krebs oder 
Herzkrankheiten. Traumatisierte Kin-
der mit PTBS haben ein 240 Prozent hö-
heres Risiko, nicht das 65. Lebensjahr zu 

erreichen. Prävention sollte schon bei 
werdenden Mütter anfangen, lautete sein 
Appell. 

Kunsttherapeutin Nicole Alich aus 
Berlin schließlich zeigte in Hamburg, 
wie Künstler mit belastenden Kindheits-
erfahrungen ihr Leid verwandeln und 
welche Heilungschancen künstlerische 
Prozesse ermöglichen.

„Die Erkenntnisse der Experten le-
gen nahe, dass möglichst frühe, trau-
maspezifische und nachhaltige Behand-
lungsmaßnahmen sinnvoll sind“, laute-
te das Fazit von Dr. Andreas Krüger. Seit 
2008 setzt sich Ankerland für die Schlie-
ßung einer Versorgungslücke bei trau-
matisierten Kindern und Jugendlichen 
ein. Pro Patient fallen laut Ankerland im 
Durchschnitt rund 8.000 Euro Therapie-
kosten pro Jahr an. Die durch Fundrai-
sing aufgebrachten Mittel sollen langfris-
tig durch öffentliche Kostenträger mit-
getragen werden. Gespräche mit Kran-
kenkassen und der Fachbehörde haben 
bislang zu keinen finanziellen Zusa-
gen geführt. Eine Begründung: Es beste-
he kein besonderer Versorgungsbedarf. 
(PM/RED)

T R A U M A T I S I E R U N G

Die Zeit heilt nicht 
alle Wunden
Fachtagung informierte über Folgen unbehandelter Traumatisierungen bei 
jungen Menschen. Zehn Prozent aller Kinder sind traumatisiert.

Referenten der TraumaTage 2018: Prof. Andreas Maercker, Prof. Ulrich T. Egle, Dr. Andreas Krüger, Prof. Ingo Schäfer,  
Nicola Alich 

Info
Mit den TraumaTa-
gen werden über die 
Fachwelt hinaus Hilfs-
organisationen, Be-
troffene, Studenten 
und alle Interessier-
ten am Thema ange-
sprochen. So konnten 
die rund 500 Besucher 
den Vorträgen der Re-
ferenten auch als Lai-
en folgen und Fragen 
stellen.
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G E B U R T S T A G E
 

Veröffentlicht sind nur die Namen der Jubilare, 
die mit der Publikation einverstanden sind.

Dr. Dr. jur. Bernd-Michael Penners, Mönkeberg, 
feiert am 02.12. seinen 70. Geburtstag.

Heinz-Werner Blättler, Heikendorf, 
feiert am 06.12. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Gerd Borosch, Neustadt, 
feiert am 07.12. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Heinrich Petersen, Glücksburg, 
feiert am 08.12. seinen 95. Geburtstag.

Dr. Manfred Kunze, Lübeck-Travemünde, 
feiert am 14.12. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Hans-Henning Buske, Schleswig, 
feiert am 14.12. seinen 70. Geburtstag.

Prof. Jürgen Knolle, Flensburg, 
feiert am 17.12. seinen 85. Geburtstag.

Holger Geyer-Ullrich, Leck, 
feiert am 19.12. seinen 70. Geburtstag. 

Dr. Mathilde-Roswitha Caliebe, Altenholz, 
feiert am 20.12. ihren 85. Geburtstag.

Dr. Hans Neumeyer, Kiel, 
feiert am 21.12. seinen 70. Geburtstag. 

Dr. Volker Opitz, Elmshorn, 
feiert am 22.12. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Wolf-Günter Riesenkampff, Norddeich, 
feiert am 23.12. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Hans Jochim Meyer, Pinneberg, 
feiert am 24.12. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Dipl.-Ing. Helmut Oehne, Flensburg, 
feiert am 25.12. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Ernst-Jürgen Kube, Ratzeburg, 
feiert am 27.12. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Johanna Anders, Fockbek, 
feiert am 30.12. ihren 95. Geburtstag.

Dr. Marianne Kruska, Preetz, 
feiert am 30.12. ihren 80. Geburtstag. 

Peter Reibisch, Kiel, 
feiert am 30.12. seinen 75. Geburtstag. 

P
rof. Dr. med. Dr. h.c. Friedrich-Wil-
helm Schildberg, geb. am 6.3.1934, 
ist am 4. September 2018 in Mün-
chen verstorben. Viele Chirurgen ver-

danken ihm eine Weiterbildung, die viel 
mehr als das Handwerk beinhaltete: Me-
dizin mit Augenmaß und kluges Ent-
scheiden waren ihm wichtig, ohne dass 
es an Humor oder an der Zugewandt-
heit zu Patienten und Mitarbeitern ge-
fehlt hätte. 

Zum Chirurgsein gehörte für ihn 
unbedingt auch die operative Intensiv-
medizin, die unter seiner Klinikleitung 
von Chirurgen betrieben wurde. Die in-
terdisziplinäre Kooperation auf Augen-
höhe zwischen den Intensivmedizinern 
verschiedener Fachgebiete war ihm ein 
wichtiges Anliegen. Er war u. a. Ehren-
mitglied der Deutschen Interdiszipli-

Nachruf Prof. Friedrich-Wilhelm Schildberg

nären Vereinigung für Intensivmedi-
zin und Notfallmedizin (DIVI) und der 
Deutschen Gesellschaft für Chirurgie. 

1978 wurde er zum Direktor der Kli-
nik und Poliklinik für Chirurgie an der 
Medizinischen Hochschule zu Lübeck 
berufen. Für seine Verdienste um die 
Universität Lübeck  erhielt er  1996 die 
Ehrendoktorwürde. 

1989 übernahm Schildberg  den re-
nommierten Lehrstuhl für Chirurgie an 
der chirurgischen Klinik Großhadern 
der Universität München. Dort wurde er 
2002  emeritiert. Nicht wenigen seiner 
Schüler und Kollegen blieb er auch da-
nach bis zuletzt verbunden. Wir geden-
ken seiner als einer großen Chirurgen-
persönlichkeit, mit Hochachtung und 
höchstem Respekt vor seiner Lebensleis-
tung. (Prof. Elke Muhl)

P
rof. Andreas Niemeier ist seit Okto-
ber neuer Chefarzt der Abteilung für 
Unfallchirurgie und Orthopädie am 
Krankenhaus Reinbek St. Adolf Stift. 

Niemeier folgt auf Dr. Thomas Gienapp, 
der wie berichtet nach 15 Jahren in den 
Ruhestand verabschiedet wurde. Nie-
meier war zuvor als stellvertretender Kli-
nikdirektor und leitender Oberarzt der 
Klinik und Poliklinik für Orthopädie am 
Universitätsklinikum Hamburg-Eppen-
dorf und am Klinikum Bad Bramstedt 
tätig. Seine Schwerpunkte sind laut Kli-
nik Gelenkchirurgie, die Endoprothe-
tik von Schulter, Ellenbogen, Hüfte und 
Knie sowie die Tumorchirurgie und or-
thopädische Rheumatologie. Reinbeks 
Ärztlicher Direktor Prof. Stefan Jäckle  
nannte Niemeier einen „Wissenschaft-
ler mit internationaler Reputation“. Vor-
gänger Gienapp wird noch stundenweise 
unterstützend am Reinbeker Kranken-
haus tätig bleiben. (PM/RED)

Neuer Chefarzt im Krankenhaus Reinbek

A
uf der Herbsttagung der Deutschen 
Gesellschaft für Kardiologie- Herz- 
und Kreislaufforschung hat ein in-
terdisziplinäres Team der Segeber-

ger Kliniken aus OP-Schwestern me-
dizinisch-technischen Assistenten und 
Medizinischen Fachangestellten den 
diesjährigen Posterpreis der Sektion As-
sistenz und Pflegepersonal gewonnen.  
Um den mit 1.000 Euro dotierten Preis 
bewirbt sich nach Angaben der Klinik 
jährlich nichtärztliches Personal ver-
schiedener renommierter Kliniken in 

Posterpreis ging nach Bad Segeberg
Deutschland. Dieses Jahr traten unter 
anderen auch Teams der Unikliniken in 
Leipzig und Lübeck an. 

„Wir freuen uns sehr, dass wir mit 
unserer Präsentation diesen Preis in ei-
nem anspruchsvollen Feld von Mitbe-
werbern gewonnen haben. Viel wichti-
ger ist aber, dass wir damit unsere eige-
nen Arbeitsverhältnisse aus strahlen-
hygienischer Sicht verbessern konnten“, 
sagt Guido Kassner, Leitender MTA im 
Herzzentrum der Segeberger Kliniken.  
(pm/RED)

Prof. Andreas Niemeier
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K U R Z  N O T I E R T
Auszeichnung für Bauermeister 
Dr. Matthias Bauermeister, niedergelassener Urologe aus Pin-
neberg, ist mit dem diesjährigen Preis für die Aktive Männer-
gesundheitspraxis ausgezeichnet worden. Bauermeister er-
hielt den Preis im Rahmen des Kongresses der Deutschen Ge-
sellschaft für Urologie (DGU) in Dresden. „Der Urologe wird 
vom männlichen Geschlecht als Feuerwehrmann gesehen, 
den man ja auch nur ruft, wenn das Haus bereits brennt. Wir 
möchten vermitteln, dass der Urologe „der Männerarzt“ ist, 
der Freund und Berater des Mannes – nicht nur in allen Ge-
sundheitsfragen, sondern auch, wenn es um Sexualität und 
psychische Stabilität geht“, sagte Bauermeister bei der Preis-
verleihung durch die Deutsche Gesellschaft für Mann und Ge-
sundheit. Ausgezeichnet wurde er für sein Engagement in die-
sem Bereich, u. a. als Mitinitiator eines Gesundheitstages und 
als erster Vorsitzender des Netzwerks Urologie in Schleswig-
Holstein (NUSS). (PM/RED)

Bobrowski bleibt BDL-Vorsitzender 
Dr. Andreas Bobrowski ist in seinem Amt als Vorsitzender des 
Berufsverbandes Deutscher Laborärzte bestätigt worden. Auf 
der Herbsttagung seines Verbandes wurde der Lübecker Fach-
arzt für Laboratoriumsmedizin für zwei weitere Geschäftsjahre 
(Amtszeit 2019/2020)  gewählt. Bobrowski ist bereits seit 2004 
Bundesvorsitzender des Verbandes. In Schleswig-Holstein ist 
Bobrowski ebenfalls berufspolitisch aktiv. Neben seiner Funk-
tion im Berufsverband ist der Labormediziner schon seit vielen 
Jahren auch in der Abgeordnetenversammlung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Schleswig-Holstein vertreten. (PM/RED)

W I R  G E D E N K E N  D E R  V E R S T O R B E N E N 
Hayo Sparr, Husum, 

geboren am 10.04.1950, verstarb am 19.06.2018.

Dr. Alexa Hildebrand, Lübeck, 
geboren am 22.01.1943, verstarb am 21.07.2018.

Dr. Fritz Dienemann, Klein Nordende, 
geboren am 04.08.1934, verstarb am 23.08.2018.

Dr. Astrid Reimers, Osterrade, 
geboren am 20.07.1968, verstarb am 11.09.2018.

Dr. Uwe Niehus, Büdelsdorf, 
geboren am 25.07.1952, verstarb am 17.09.2018.

Dr. Dietrich Brodersen, Schenefeld (Mittelholst.), 
geboren am 19.04.1939, verstarb am 22.09.2018.

Jörg Sauter, Breklum, 
geboren am 18.04.1963, verstarb am 27.09.2018

Dr. Jürgen Reinhold, Ratzeburg, 
geboren am 12.03.1938, verstarb am 29.09.2018.

Prof. Dieter Szadkowski, Norderstedt, 
geboren am 21.06.1933, verstarb am 02.10.2018.

Dr. Joachim Saßmannshausen, Flensburg, 
geboren am 23.10.1955, verstarb am 07.10.2018.

Dr. Karl-Heinz Herbold, Nahe, 
geboren am 29.05.1928, verstarb am 11.10.2018.

Dr. Ursula Völcker, Kiel, 
geboren am 03.01.1931, verstarb am 12.10.2018.

Professor Wolfgang von Renteln-Kruse in den 
Ruhestand verabschiedet

P
rof. Wolfgang von Renteln-Kruse ist 
in den Ruhestand verabschiedet wor-
den. Der bundesweit renommier-
te Altersmediziner und Gerontolo-

ge war lange Jahre Chefarzt der Medi-
zinisch-geriatrischen Klinik und Leiter 
der geriatrischen Forschungsabtei-
lung im Albertinen-Haus in Hamburg-
Schnelsen. Von Renteln-Kruse war zu-
gleich Hamburgs erster Professor für 
Geriatrie und Gerontologie am Univer-
sitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 
(UKE). Von Renteln-Kruse war seit 2002 
am Albertinen und auch vielen Ärzten 
in Schleswig-Holstein bekannt. In dieser 

Zeit wurde am Albertinen u. a. ein Zen-
trum für Alterstraumatologie gemein-
sam mit der unfallchirurgischen Klinik 
aufgebaut und ein geronto-psychosoma-
tischer Schwerpunkt entwickelt. Zuvor 
war er Chefarzt in Nordrhein-Westfalen 
und u. a. 1996 mit dem Max Bürger Preis 
der Deutschen Gesellschaft für Geronto-
logie ausgezeichnet worden. Zur Verab-
schiedung wurde von Renteln-Kruse u. 
a. als „Taktgeber“ für die Geriatrie und 
als „beliebter Hochschullehrer“ gewür-
digt. Der Nachfolger des Geriaters sollte 
erst nach Redaktionsschluss in Hamburg 
vorgestellt werden. (PM/RED)Fo
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P
rof. Claudia Baldus ist neue Direk-
torin der Klinik für Innere Medizin 
II – Hämatologie und Onkologie am 
UKSH in Kiel. Sie folgt auf Prof. Mi-

chael Kneba und ist bundesweit die ers-
te Frau, die einen Lehrstuhl für Inne-
re Medizin mit Schwerpunkt für Häma-
tologie und Onkologie erhält, zeitgleich 
mit Prof. Binder in Halle. Baldus war zu-
vor stellvertretende Direktorin und seit 
vergangenem Jahr kommissarische Lei-
terin der Medizinischen Klinik mit den 
Schwerpunkten Hämatologie, Onkolo-
gie, Tumorimmunologie der Charité in 
Berlin. Seit 2011 bekleidete sie die Mild-
red-Scheel-W3-Stiftungsprofessur „Mo-
lekulare Leukämieforschung“ der Deut-
schen Krebshilfe. Als Stipendiatin der Dr. 
Mildred-Scheel-Stiftung forschte sie von 
2001 bis 2013 im Human Cancer Gene-
tics Program an der Ohio State Universi-
ty. Zu ihren Forschungsschwerpunkten 
zählt die molekulare Leukämieforschung 
mit der Entwicklung von neuen diagnos-
tischen und therapeutischen Strategien. 
UKSH-Chef Prof. Jens Scholz beschei-

Neue Direktorin an der 
Klinik für Innere Medizin II

nigte ihrem Vorgänger Kneba zum Ab-
schied Weitblick und großes Engagement 
„Wir freuen uns, dass er als Emeritus sei-
ne wissenschaftliche Expertise weiterhin 
dem UKSH zugutekommen lässt“, sagte 
Scholz. (PM/RED)

Prof. Claudia Baldus

Prof. Wolfgang von 
Renteln-Kruse vom 
Hamburger Alberti-
nen, einer der renom-
miertesten Altersme-
diziner in Deutsch-
land, wurde kürz-
lich in den Ruhestand 
verabschiedet. 



3 2  //  M E D I Z I N  &  W I S S E N S C H A F T N OV E M B E R  2 0 1 8  |  AU S G A B E  1 1

D
as hohe Gefährdungspotenzial für 
die Gesundheit durch das Rau-
chen herkömmlicher Tabakwaren, 
zu denen Zigaretten, aber auch 
Feinschnitt, Zigarren, Zigarillos 
und Pfeifentabak gehören, ist seit 
Jahrzehnten gut bekannt, kann 

aber nicht oft genug wiederholt werden.
Die Zahl der Todesopfer infolge des 

Rauchens wird auf sieben Millionen pro 
Jahr geschätzt, wie die WHO (Weltge-
sundheitsorganisation) am Weltnicht-
rauchertag 2017 bekannt gab. Nach An-
gaben der EU-Kommission sterben in 
der Europäischen Union jährlich etwa 
700.000 Menschen an den Folgen des 
Rauchens. Allein in Deutschland wird 
diese Zahl auf circa 120.000 Personen 
pro Jahr geschätzt, das sind rund 14 Pro-
zent aller Todesfälle. 

Im Durchschnitt sterben Raucher 
zehn Jahre früher als Nichtraucher. Die 
britische Ärztestudie zeigt weiter, dass 
die Hälfte aller Raucher im mittleren Al-
ter (35 bis 69 Jahre) an einer Krankheit 
stirbt, die durch das Rauchen verursacht 
worden ist. Diese Gruppe verliert durch-
schnittlich 22 Lebensjahre. Damit ist das 
Zigarettenrauchen weltweit und auch bei 
uns der bei Weitem wichtigste einzelne 
krankmachende und todbringende Fak-
tor, der vermieden werden kann.

Diese Zahlen zeigen aber auch, dass 
die Tabakindustrie es nicht einfach hat. 
Denn jedes Jahr muss sie Millionen neu-
er Kunden gewinnen, weil die alten vor-
zeitig sterben. Damit die „Spezies Rau-
cher“ nicht ausstirbt, halten die Tabak-
konzerne mit ausgefeilten Werbestra-
tegien dagegen, für die sie allein in 
Deutschland fast 200 Millionen Euro pro 
Jahr aufwenden. 

Wenn nun vonseiten der Tabakin-
dustrie, wie es seit einer Reihe von Jah-
ren der Fall ist, Alternativen zu den her-
kömmlichen Tabakwaren in Form von 
E-Inhalationsprodukten auf den Markt 
gekommen sind, deren Konsum angeb-
lich weniger schädlich sein soll, dann 
wird man als Mediziner zunächst skep-

tisch sein und sich fragen: Was sind das 
für neue Produkte und was wissen wir 
über das tatsächliche Gefährdungs-
potenzial? Und: Warum kommen die-
se Produkte zum jetzigen Zeitpunkt auf 
den Markt?

Gefährdungspotenzial von 
E-Inhalationsprodukten 
E-Inhalationsprodukte – dazu gehören 
vor allem E-Zigaretten, E-Shishas, E-Zi-
garren und E-Pfeifen – haben alle den 
gleichen Grundaufbau. Sie bestehen aus 
einem Mundstück, einer Stromquelle in 
Form einer Batterie oder eines Akku, ei-
nem elektrischen Heizelement, das als 
Verdampfer fungiert, und einer Kartu-
sche für die verdampfende Flüssigkeit 
(Liquid), die in der Regel aus Propylen-
glycol und/oder Glyzerin, verschiedenen 
Aromen und meist auch Nikotin besteht. 
Das Liquid wird unter Wärmeeinwirkung 
vernebelt und das dabei entstehende Ae-
rosol wird wie beim Rauchen inhaliert. 
Somit findet im Gegensatz zu konventio-
nellen Zigaretten bei E-Zigaretten keine 
Tabakverbrennung statt.

Deshalb dürften E-Zigaretten im Ver-
gleich zu Tabakzigaretten wahrscheinlich 
weniger schädlich sein, aber sie sind auch 
keine harmlosen Lifestyle-Produkte. Um 
welche Größenordnung E-Zigaretten tat-
sächlich weniger schädlich sind als Ta-
bakzigaretten, lässt sich derzeit nicht ge-
nau sagen, denn es fehlen Langzeit-Un-
tersuchungen analog zur britischen Ärz-
testudie, um diese Frage zu beantworten.

Die meisten Stoffe, die beim Ge-
brauch von E-Zigaretten inhaliert wer-
den, gelten für die orale Aufnahme als 
unbedenklich, nicht aber zwangsläu-
fig für die inhalative Aufnahme über die 
Lunge. So gilt der Hauptbestandteil des 
Aerosols, das Propylenglykol, zwar bei 
oraler Aufnahme als unbedenklich, ver-
nebelt löst es aber Augen- und Atemweg-
sirritationen aus. Auch die Aromen sind 
bei oraler Aufnahme unbedenklich, es 
fehlen jedoch toxikologische Daten für 
die inhalative Aufnahme. 

Manche der in E-Zigaretten verwen-
deten Aromen, wie zum Beispiel Zimt-
aldehyd, haben jedoch eine allergene 
Wirkung und andere, wie zum Beispiel 
Diacetyl oder Acetylpropionyl, verur-
sachen Atemwegserkrankungen. Niko-
tin macht einerseits abhängig, anderer-
seits gibt es neue Daten, wonach Niko-
tin im Verdacht steht, Herz-Kreislaufer-
krankungen, Diabetes Typ 2 und Krebs-
erkrankungen zu fördern und besonders 
in der Schwangerschaft und Adoleszenz 
bedenklich ist. 

Daneben finden sich im Aerosol von 
E-Zigaretten unterschiedliche Konzent-
rationen von krebserregenden Substan-
zen wie Formaldehyd, Acetaldehyd, Ben-
zol und Nitrosamine. Diese Substanzen 
liegen in sehr geringen Konzentrationen 
vor und entstehen zum Teil erst bei der 
Verdampfung. Für ein solches Gemisch 
verschiedener krebserregender Stoffe 
gibt es jedoch keinen Schwellenwert, un-
terhalb dessen eine krebserregende Wir-
kung auszuschließen wäre. Aufgrund 
dieser Daten mögen E-Zigaretten für Ta-
bakraucher eine weniger schädliche Al-
ternative sein, aber harmlos sind sie kei-
neswegs. Langzeituntersuchungen über 
die Auswirkungen dieser Substanzen lie-
gen ebenfalls nicht vor. 

Auch ist zum jetzigen Zeitpunkt eine 
wissenschaftliche Aussage zum Nutzen 
von E-Zigaretten in der Tabakentwöh-
nung nicht möglich, da bisher nur weni-
ge aussagefähige Studien zu dieser Fra-
gestellung vorliegen und diese keinen 
überzeugenden Evidenzgrad aufweisen.

Problematisch ist der weit verbrei-
tete gleichzeitige Konsum von Tabak- 
und E-Zigaretten. Rund 70 Prozent der 
Konsumenten von E-Zigaretten verwen-
den beide Produkte. Wie viele Raucher 
aus diesem dualen Gebrauch zu Tabak-
zigaretten zurückkehren, wie viele dabei 
bleiben, wie viele auf den alleinigen Kon-
sum von E-Zigaretten umsteigen oder 
letztlich auf jeglichen Konsum verzich-
ten, ist unbekannt. 

Unter gesundheitspolitischen Ge-
sichtspunkten bringt aber möglicher-
weise nur der vollständige Umstieg auf 
E-Zigaretten einen Vorteil, denn neue-
re große Kohortenstudien weisen dar-
auf hin, dass eine Verminderung des Zi-
garettenkonsums im Vergleich zu un-
vermindertem Weiterrauchen das Sterb-
lichkeitsrisiko nicht eindeutig senkt. Das 
langfristige Gesundheitsrisiko könn-
te bei dualen Konsumenten sogar größer 
sein, wenn diese jahrelang parallel zum 
E-Zigaretten-Gebrauch zwar weniger, 
aber kontinuierlich Tabakzigaretten wei-
terrauchen, anstatt ganz mit dem Rau-
chen aufzuhören.

Bei Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen unter 20 Jahren liegt auch in 
Deutschland der Gebrauch von E-Ziga-
rette und E-Shisha im Trend. Der „Pro-
bierkonsum“ ist hier mit fast 14 Pro-

Info
Der Artikel ist Teil ei-
nes umfangreichen 
Textes des Autors, der 
in den Nachdenksei-
ten erschienen ist  
(www.nachdenksei-
ten.de/?p=44820).

E - Z I G A R E T T E N

Kein harmloser 
Lifestyle
Über die Gesundheitsgefahren von E-Inhalationsprodukten 
und Tabakerhitzern. Von Prof. Klaus-Dieter Kolenda.
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zent hoch, regelmäßiger Konsum ist al-
lerdings selten. Jugendliche verwenden 
eher nikotinfreie als nikotinhaltige E-Zi-
garetten. 2017 war die Anzahl der E-Zi-
garetten-Konsumenten auf 3,7 Millionen 
angestiegen. Bei dieser Zahl wird aber 
nicht zwischen gelegentlichem und re-
gelmäßigem Konsum unterschieden.

Dabei muss beachtet werden, dass 
sich grundsätzlich mit E-Zigaretten das 
Verhaltensmuster des Rauchens erler-
nen lässt. Außerdem kann eine Tabakab-
hängigkeit hervorgerufen werden, wenn 
in den Liquids Nikotin enthalten ist, wie 
das bei erwachsenen Konsumenten in 
der Regel der Fall ist. 

Ein wichtiger Aspekt ist, ob E-In-
halationsprodukte nicht-rauchende Ju-
gendliche dazu verleiten können, mit 
dem Tabakrauchen zu beginnen. In ei-
nem umfangreichen Review-Artikel 
aus dem Jahr 2016 über die Häufigkeit 
des Gebrauchs von E-Zigaretten in ver-
schiedenen Ländern weisen zwei Längs-
schnittstudien darauf hin, dass nicht-
rauchende Jugendliche, die E-Zigaretten 
verwendet haben, später doppelt so häu-
fig mit dem Rauchen beginnen wie Ju-
gendliche, die keine E-Zigaretten konsu-
miert haben. 

Beim „Dampfen“ von E-Zigaretten 
gelangen mit dem ausgeatmeten Aero-
sol gesundheitsschädliche Substanzen 
wie Propylenglykol, Formaldehyd, Acet-
aldehyd, flüchtige organische Substan-
zen und Metalle in die Raumluft. Die Be-
lastung ist zwar geringer als durch Ta-
bakzigarettenrauch beim herkömmli-
chen Passivrauchen, wenn aber viele E-
Zigaretten gleichzeitig geraucht werden, 
kann die Belastung der Raumluft auf 
hohe Werte ansteigen, wobei dann auch 
Nichtkonsumenten diese Schadstof-
fe einatmen können. Dies könnte insbe-
sondere für sensible Gruppen wie Kin-
der, Asthmatiker, Allergiker, Herzpatien-
ten und Lungenerkrankte problematisch 
sein. Es liegen aber keine Studien vor, die 
es erlauben, die potenzielle Gesundheits-
gefährdung für passiv belastete Nicht-
konsumenten abzuschätzen.

Nach dem Jugendschutzgesetz ist in 
Deutschland seit 2016 Kindern und Ju-
gendlichen der Erwerb und Konsum von 
E-Inhalationsprodukten verboten. Nicht 
bekannt ist, wie gut diese Bestimmungen 
umgesetzt werden. Neben schon erfolg-
ten Werbeeinschränkungen und Quali-
tätsanforderungen sind weitere gesetz-
liche Regulierungen für den Gebrauch 
von E-Inhalationsprodukten notwendig. 
Dazu gehört vor allem ein Nutzungsver-
bot in Nichtraucherbereichen.

Gefährdungspotenzial 
von Tabakerhitzern
Mit dem sogenannten Tabakerhitzer na-
mens IQOS (I-Quit-Ordinary-Smoking) 
wurde 2016 vom Philip Morris-Kon-
zern ein neues Produkt als angeblich we-

niger schädliche Alternative zum Ta-
bakrauchen auf den Markt gebracht. Im 
IQOS werden spezielle Tabakstifte auf 
eine Temperatur von 350 Grad Celsius 
erhitzt. Das dabei entstehende Aerosol 
wird über ein Mundstück inhaliert. Im 
Vergleich zur Inhalation von nikotinhal-
tigem E-Zigaretten-Dampf beschleunigt 
angeblich das IQOS-Verfahren die Ni-
kotinanflutung, sodass von den Nutzern 
eingefleischte Rituale wie die Raucher-
pause beibehalten werden können. Die 
Marlboro-Produzenten geben sich des-
halb in ihrer Werbung davon überzeugt, 
dass Tabakerhitzer bei Tabakrauchern 
auf größere Akzeptanz stoßen werden 
als E-Zigaretten. 

Das Suchtpotenzial in Form von Ni-
kotinabhängigkeit bleibt aber auch bei 
diesem neuen Produkt der Tabakindus-
trie, ebenso wie bei den nikotinhaltigen 
E-Inhalationsprodukten, nicht nur er-
halten, sondern ist möglicherweise noch 
verstärkt worden, da die Nikotinanflu-
tung angeblich beschleunigt worden ist. 
Die Nikotinabhängigkeit ist offensicht-
lich die Hauptsache, um die es der Ta-
bakindustrie geht, denn dadurch wird 
der langfristige Konsum des Produktes 
garantiert und der duale oder alternative 
Konsum von Tabakzigaretten gefördert.

Zweifel an den Herstellerangaben, 
die von einem Rückgang des Schad-
stoffgehalts des Aerosols von Tabaker-
hitzern um 90 bis 99 Prozent gegen-
über dem Tabakrauch sprechen, wecken 
vor allem die Ergebnisse einer Untersu-
chung, die im Mai 2017 in der Fachzeit-
schrift JAMA erschienen ist. Die For-
scher fanden deutliche Diskrepanzen zu 
den Daten von Philip Morris zum Bei-
spiel bei Schadstoffen wie den flüchti-
gen organischen Verbindungen, aber 
auch bei weiteren gefährlichen Subs-
tanzen wie Formaldehyd und Acrole-
in. Dieselben Autoren weisen darauf 
hin, dass die IQOS-Aerosole zwar kei-
ne Verbrennungsprodukte enthalten, 
aber substanzielle Mengen von potenzi-
ell schädlichen Chemikalien, die in ei-
nem Pyrolyse-Prozess entstanden sind. 
Unter Pyrolyse-Produkten sind Sub-
stanzen zu verstehen, die bei Erhitzung 
der Ausgangsstoffe ohne Sauerstoff-
zufuhr entstehen. Ein solches Aerosol 
lässt sich laut den Autoren des Artikels 
auch als „Rauch“ klassifizieren, sodass 
der „Dampf “ des „heat-not-burn“-Pro-
duktes von Marlboro nicht gänzlich 
als „rauchlos“ zu betrachten ist. Dage-
gen vermarktet Philip Morris IQOS als 
„rauchfreies“ Produkt, das einen niko-
tinhaltigen „Dampf “ erzeugt.

Bislang gibt es nur wenige unab-
hängige Studien zum tatsächlichen Risi-
kopotenzial der Tabakerhitzer. Erwäh-
nenswert ist, dass bei der 17. Tabakkon-
troll-Konferenz des Deutschen Krebs-
forschungszentrums in Heidelberg im 
November 2017 Ergebnisse des Bundes-

instituts für Risikoforschung (BfR) vor-
gelegt wurden. Diese ergaben, dass für 
zwei Substanzklassen, die das Krebsrisi-
ko beeinflussen, das Aerosol des IQOS-
Systems im Vergleich zum Tabakrauch 
von herkömmlichen Tabakzigaretten 
80 bis 99 Prozent weniger Schadstoffe 
enthielt. Das gilt für Formaldehyd, Acet-
aldehyd, Benzol und Butadien. Daraus 
ist aber auch zu schließen, dass dieses 
Aerosol nicht frei von diesen Substanzen 
ist und deshalb weiterhin als mutagen 
und potenziell krebserregend eingestuft 
werden muss. Untersuchungen weiterer 
Schadstoffe durch das BfR sollen folgen.

In der aktuellen Stellungnahme eines 
Experten aus der Tabakambulanz der 
Uniklinik München vom Februar 2018 
heißt es zum Gefährdungspotenzial von 
IQOS: „Die Tabakverdampfer stehen un-
gefähr von der Schädlichkeit her zwi-
schen der konventionellen und der E-Zi-
garette. Wobei wir wirklich noch keine 
seriösen Daten haben. Die gesamte Da-
tenlage über diese Tabakerhitzer stammt 
von der Herstellerfirma, nämlich Phi-
lip Morris. Gut gemacht oder nicht gut 
gemacht, das wissen wir noch nicht, das 
müssen wir erst nachprüfen“. 

Ende 2016 hat Philip Morris bei der 
US-amerikanischen Food and Drug Ad-
ministration (FDA) die Zulassung und 
Anerkennung von IQOS als „Tabak-
produkt mit modifiziertem Risiko“ be-
antragt. Das Verfahren ist nicht been-
det und der Ausgang ungewiss. Seit 2016 
ist mit IQOS von Philip Morris der ers-
te Tabakerhitzer in Deutschland auf dem 
Markt und wird seit der Markteinfüh-
rung vom Zoll lediglich als Pfeifenta-
bak eingestuft, wobei deutlich weniger 
Steuern als bei Tabakzigaretten anfallen. 
Die zuständige Aufsichtsbehörde stell-
te IQOS bei der Kennzeichnungspflicht 
hinsichtlich der Warnhinweise Zigarren 
und Zigarillos gleich.

Schlussbemerkung
Abschließend zur Frage, warum E-Inha-
lationsprodukte und Tabakerhitzer auf 
den Markt gekommen sind. Ich glaube 
nicht, dass Tabakkonzerne künftig ihre 
Gewinne ausschließlich mit „risikoredu-
zierten Produkten“ erzielen wollen. Es ist 
nicht geklärt, ob und wie stark das Ge-
fährdungspotenzial der neuen Produkte 
bei regelmäßigem Gebrauch über Jahr-
zehnte tatsächlich reduziert ist. Medien 
berichteten, dass Lobbyisten sich welt-
weit bemühen, strengere Gesetze zur 
Eindämmung des Tabakkonsums zu ver-
hindern. Somit ist anzunehmen, dass Ta-
bakrauchen uns noch viele Jahrzehn-
te begleiten wird. Die Einführung der E-
Produkte hat andere Gründe, etwa die 
schwindende Akzeptanz herkömmli-
cher Tabakprodukte unter Jugendlichen. 
Der Tabakindustrie droht bei dieser Ent-
wicklung der mittel- und langfristige 
Verlust vieler Kunden. 

Info
Eine kürzlich been-
deten Studie des Kie-
ler Instituts für Thera-
pie- und Gesundheits-
forschung (IFT-Nord) 
an über 2.100 Schü-
lern, die bisher kei-
ne Tabakzigaretten 
geraucht hatten, be-
stätigt, dass Jugendli-
che mit E-Zigaretten-
Erfahrung doppelt so 
häufig zur Tabakzi-
garette greifen als sol-
che, die diese Erfah-
rungen nicht gemacht 
haben. Für Studien-
leiter Prof. Reiner Ha-
newinkel könnten da-
mit E-Zigaretten das 
Tabakrauchen wieder 
attraktiver machen- 
mit allen Folgen für 
die Gesundheit bis hin 
zur Nikotinabhän-
gigkeit. 
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Info
Die norddeutsche 
Schlichtungsstelle ist 
zuständig für Ber-
lin, Bremen, Bran-
denburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vor-
pommern, Nieder-
sachsen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein 
und Thüringen. Seit  
Gründung 1976 haben 
mehr als 100.000 Pat-
Patienten ihre Diens-
te in Anspruch ge-
nommen. Die Schlich-
tungsstelle bietet Pa-
tienten, Ärzten und 
Haftpflichtversiche-
rern eine Plattform 
für die außergericht-
liche Klärung von 
Arzthaftungsstreitig-
keiten. Ziel ist, allen 
Beteiligten eine ob-
jektive, kompetente 
Streitbeilegung zu er-
möglichen.

D E R  S C H L I C H T U N G S F A L L

Verspätete Diagnose einer Spondylo-
diszitis mit begleitender Abszedierung 
und Einengung des Spinalkanals
Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern.

Kasuistik
Im Schlichtungsverfahren war die Be-
handlung durch Ärzte einer Neurochir-
urgischen und Inneren Klinik eines Kli-
nikums zu prüfen.

Am 27. Februar wurde eine 48-jähri-
ge Patientin durch den Kassenärztlichen 
Bereitschaftsdienst wegen Übelkeit und 
Durstgefühl bei mit einer Insulinpumpe 
behandeltem Diabetes mellitus stationär 
eingewiesen. Unter dem klinischen Bild 
einer Sepsis und Auffassung, dass eine  
Spondylodiszitis ausgeschlossen sei, er-
folgte durch die Klinik für Neuro- und 
Wirbelsäulenchirurgie die Verlegung in 
die Klinik für Innere Medizin. In einem 
dort am 22. März aufgrund der fortbe-
stehenden Klinik initiierten MRT wur-
den eine epidurale Abszedierung, betont 
bei BWK 5 und BWK 8, und eine abso-
lute Spinalkanalstenose von BWK2 bis 8 
mit Myelopathie-Signal auf Höhe BWK 
6/7 nachgewiesen. Am Folgetag erfolg-
te eine Empyementlastung von BWK4 
bis BWK8. Die stationäre Behandlung 
schloss sich bis zum 4. April an. Es ver-
blieb ein inkomplettes Querschnittssyn-
drom mit Rollstuhlpflicht.

Zur weiter zurückliegenden Vorge-
schichte sind die Diagnose eines Typ I 
Diabetes 1984 und die Notwendigkeit ei-
ner intravenösen Insulintherapie wegen 
absoluter subkutaner Insulinresistenz 
von Bedeutung. Die Patientin machte 
zwei Pankreastransplantationen, meh-
rere Inselzelltransplantationen und nach 
einer hausärztlichen Epikrise eine Viel-
zahl von Dia-Port-System-Anlagen und 
weiteren venösen Zugängen ohne Erfolg 
durch. Zur Anamnese gehören ferner 
ein zurückliegender bariatrischer Ein-
griff mit nur mäßigem Gewichtseffekt 
und ein schweres Schmerzsyndrom mit 
osteoporotischer Wirbelkörperfraktur, 
Opiatabhängigkeit, Blasenentleerungs-
störung sowie rezidivierend schweren 
depressiven Episoden. 

Beanstandung der  
ärztlichen Maßnahmen
Die Patientin bemängelt eine nicht zeit-
gerechte Abklärung der sich in der ers-
ten Märzwoche entwickelnden Läh-
mungserscheinungen. Erst viel später, 
nämlich am 22. März, sei die Ursache 
für die neurologischen Ausfälle erkannt 

worden. Hätte man früher zielführen-
de Untersuchungen veranlasst und sich 
nicht von dem Verdacht einer Diabe-
teskomplikation leiten lassen, wäre ver-
mutlich das Schlimmste noch vermie-
den worden.

Stellungnahme der Abteilung für 
Innere Medizin des Klinikums
Die Übernahme aus der Klinik für Neu-
ro- und Wirbelsäulenchirurgie sei nach 
einem definitiven Ausschluss einer 
Spondylodiszitis erfolgt. Die Symptoma-
tik und die Befunde seien einerseits mit 
der Möglichkeit einer septischen Pneu-
monie erklärbar gewesen und anderer-
seits habe ein chronisches Schmerzsyn-
drom bestanden, für das die Fortfüh-
rung einer komplexen Schmerztherapie 
erforderlich gewesen sei. Nach den erst-
mals dokumentierten Beschwerden der 
Patientin mit Schwäche des rechten Un-
terschenkels am 12. März sei die weitere 
Diagnostik ohne Verzögerung eingelei-
tet und Durchgeführt worden. 

Gutachten
Der externe Gutachter führt aus, dass 
die initiale Diagnostik in der Neurochi-
rurgischen Klinik inkomplett und da-
mit nicht fachgerecht gewesen sei. Es sei 
versäumt worden, die Brustwirbelsäule 
mittels MRT vollständig mit abzubilden. 
Fehlerhaft sei insbesondere gewesen, im 
neurochirurgischen Verlegungsbericht, 
vom „Ausschluss Spondylodiszitis“ zu 
sprechen. Dies habe den weiteren dia-
gnostischen Verlauf entscheidend ver-
zögert und es seien Folgefehler entstan-
den, die sich aus dem ersten Fehler erge-
ben hätten. Die fortgeschrittene Spondy-
lodiszitis hätte sich im MRT mit großer 
Wahrscheinlichkeit deutlich darstellen 
lassen. In diesem Fall wäre eine umge-
hende operative Intervention zu disku-
tieren gewesen und das Nichterkennen 
des deutlichen Befunds oder eine Nicht-
reaktion darauf wären völlig unverständ-
lich oder nicht nachvollziehbar gewesen. 
Der Fehler hätte bei sorgfältigem Vorge-
hen in der damaligen Situation vermie-
den werden können. Es sei wahrschein-
lich, dass bei richtigem ärztlichen Han-
deln und frühzeitiger operativer Inter-
vention die Parese zu verhindern gewe-
sen sei. Bei schnellerer Diagnose hätte 

vermutlich das Eintreten der Lähmung 
verhindert werden können. Allerdings 
wäre auch bei optimaler Behandlung bei 
dieser Patientin mit einem komplexen 
Krankheitsbild eine Parese nicht immer 
vollständig zu verhindern gewesen. So-
mit sei die Lähmung als solche nicht al-
lein fehlerbedingt aufgetreten. Das Aus-
maß der Lähmung sei jedoch wahr-
scheinlich allein fehlerbedingt verur-
sacht. 

Entscheidung der Schlichtungsstelle
Die Schlichtungsstelle schloss sich dem 
Gutachten im Ergebnis an. Bei jahrzehn-
telang bekanntem schwer therapierba-
rem Typ 1 Diabetes mellitus erfolgte am 
27. Februar eine notärztliche Kranken-
hauseinweisung. Im Aufnahmebefund 
sind Kopfschmerzen, Temperaturerhö-
hung bis 39,7°C, Übelkeit und Erbre-
chen und in der Form noch nie aufgetre-
tene gleichbleibende stechende Rücken-
schmerzen vermerkt. Nachdem eine 
MRT-Untersuchung der Lendenwir-
belsäule vom 28. Februar keine Hinwei-
se auf eine Spondylodiszitis ergab, wur-
de die Patientin in der Klinik für Inne-
re Medizin des Klinikums weiter unter-
sucht und behandelt. 

Erst im weiteren Verlauf und nach 
der Entwicklung von Lähmungserschei-
nungen wurde ein MRT der Halswirbel-
säule, der Brustwirbelsäule und der Len-
denwirbelsäule vom 22. März diagnos-
tisch mit Aufdeckung eines ausgedehn-
ten entzündlichen Geschehens an der 
dorsalen Rumpfwand und im Spinalka-
nal durchgeführt.

Die Schlichtungsstelle folgt der de-
taillierten Analyse des Gutachters, wo-
nach es fehlerhaft war, die erste MRT-
Untersuchung auf den Bereich der Wir-
belsäule zu beschränken, der die vorlie-
gende Diagnose nicht ermöglichte. Der 
Gutachter stellt das Krankheitsbild der 
Spondylodiszitis korrekt dar. Die bei der 
Patientin seinerzeit vorliegenden Symp-
tome und Befunde hätten nicht erlaubt, 
diese als eine Form diabetischer Neu-
ropathie aufzufassen. Im vorliegenden 
Fall sind Mängel in der Befunderhebung 
festzustellen. Es stellt sich daher die Fra-
ge, inwieweit Veränderungen in der Be-
weislastverteilung zwischen den Partei-
en daraus resultieren.
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ANzeige

Eine fehlerhafte Unterlassung der medi-
zinisch gebotenen Befunderhebung führt 
dann zu einer Umkehr der Beweislast hin-
sichtlich der Kausalität des Behandlungs-
fehlers für den eingetretenen Schaden, 
wenn sich bei der gebotenen Befunderhe-
bung mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit ein reaktionspflichtiges positives Er-
gebnis gezeigt hätte und wenn sich die 
Verkennung dieses Befundes als funda-
mental oder die Nichtreaktion hierauf als 
grob fehlerhaft darstellen würde (vgl. BGH 
NJW 2004, 1871 ff). 

Diese Voraussetzungen sind hier er-
füllt: Nicht auf die – angesichts des weite-
ren Verlaufs – bei fachgerechter Diagnos-
tik ohne Weiteres erkennbare Spondylo-
diszitis operativ beziehungsweise konser-
vativ zu reagieren, würde in Anbetracht 
der Risiken, die ein Fortschreiten der 
Spondylodiszitis hat, einen schweren Be-
handlungsfehler darstellen.

Vor dem Hintergrund der Beweislas-
tumkehr reicht es für den Kausalitätsnach-
weis aus, dass die zu unterstellende funda-
mentale Verkennung des zu erwartenden 
Befunds oder die Nichtreaktion darauf ge-
nerell geeignet ist, einen Schaden der tat-
sächlich eingetretenen Art herbeizuführen. 

Gesundheitsschaden
Die Beweislastumkehr bezieht sich auf 
folgende Primärschaden und typischer-
weise damit verbundene sekundäre Ge-
sundheitsschäden: Ausbreitung und In-
tensivierung der Spondylodiszitis mit 
damit verbundenen irreversiblen neuro-
logischen Störungen. Fehlerbedingt ist 
die Patientin jetzt dauerhaft auf die Be-
nutzung eines Rollstuhls angewiesen. 

Fazit
Einem Untersuchungsergebnis Sepsis 
mit Ausschluss Spondylodiszitis muss 
eine geeignete und vollständige Bildge-
bung zugrunde liegen. Die hier inkom-
plette MRT-Darstellung der Wirbelsäu-
le hat zu einer verspäteten Diagnose der 
Spondylodiszitis mit begleitender Abs-
zedierung und Einengung des Spinalka-
nals geführt. Das Ausmaß der Lähmung 
muss als wahrscheinlich allein fehlerbe-
dingt verursacht angesehen werden. 

Prof. Dr. med. Gerald Klose 
Ass. jur. Kerstin Kols 

Schlichtungsstelle für Arzthaft-
pflichtfragen
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K U R Z  N O T I E R T
Fernbehandlung: Viele Kammern 
ändern ihre Berufsordnungen
Die Landesärztekammern fällen in Bezug auf die Fernbehand-
lung zwar unterschiedliche Entscheidungen. Es zeichnet sich 
aber ab, dass immer mehr Kammern dem Beschluss des Deut-
schen Ärztetages folgen und mit einer Änderung ihrer Berufs-
ordnung die ausschließliche Fernbehandlung ermöglichen. 
Für eine entsprechende Änderungen ihrer Berufsordnungen 
entscheiden sich bis Redaktionsschluss schon die Kammern 
in Sachsen, Bayern, Berlin, Bremen, Rheinland-Pfalz, Nieder-
sachsen und Thüringen. Die Ärztekammer in Mecklenburg-
Vorpommern hat die Entscheidung über eine ausschließliche 
Fernbehandlung dagegen verschoben. Wie die Kammer nach 
der Diskussion in der Kammerversammlung in Rostock mit-
teilte, halten die Delegierten Haftungsfragen für nicht ausrei-
chend geklärt. Das Thema soll zunächst in Ausschüssen wei-
ter behandelt werden, bevor es der Kammerversammlung er-
neut zur Beschlussfassung vorgelegt wird. In Brandenburg hat-
te sich die Kammerversammlung gegen eine Änderung der 
Berufsordnung ausgesprochen. Schleswig-Holstein hatte seine 
Berufsordnung wie berichtet schon vor dem Deutschen Ärzte-
tag geändert. (RED)

Organspende: Bessere Rahmenbe-
dingungen und mehr Vernetzung
Bis Mitte 2019 soll ein „Gemeinschaftlicher Initiativplan Or-
ganspende“ auf Bundesebene erarbeitet werden. Beim Auf-
takttreffen am 30. Oktober waren bessere Rahmenbedingun-
gen und mehr Vernetzung das Ziel. In einem ersten Schritt sol-
len konkrete Handlungsfelder, in denen Verbesserungspoten-
zial besteht, beraten werden. An der Erarbeitung unter der Fe-
derführung der Deutschen Stiftung Organspende beteiligen 
sich die Bundesärztekammer, die Deutsche Krankenhausge-
sellschaft, der GKV- Spitzenverband, der Verband der Priva-
ten Krankenversicherung e.V., die Gesundheitsministerkonfe-
renz der Länder, die Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung, Patientenverbände, Spenderangehörige, die Deutsche 
Transplantationsgesellschaft, die Deutsche Interdisziplinä-
re Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin, die Stiftung 
Über Leben und der Verein Junge Helden. BÄK-Präsident Prof. 
Frank Ulrich Montgomery  hält Anstrengungen für erforder-
lich, „den Menschen Organspende zu erklären, ihnen die Si-
cherheit geregelter Abläufe zu geben und Todkranken zu hel-
fen.“ (pm/RED)
 

Patientenberatung: UPD 
verzeichnet mehr Nachfragen
Wie die Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) 
berichtet, werden gesetzlich Versicherte zunehmend von ihren 
Krankenkassen aufgefordert, Widersprüche zurück zu neh-
men. Häufig werde der Hinweis erteilt, der Widerspruch habe 
keine Aussicht auf Erfolg.  „Durch dieses Vorgehen – das vom 
vorgegebenen Verwaltungsweg abweicht – wird häufig die Un-
wissenheit der Versicherten ausgenutzt. Wer vorschnell einer 
Rücknahme des Widerspruchs zustimmt, verzichtet auf den 
vorgesehenen Rechtsweg“, warnte die UPD. Die Vorgehens-
weise vieler Kassen macht sich laut UPD auch in der Beratung 
bemerkbar: Rund 44.000 Mal erläuterten die Berater im ver-
gangenen Jahr Ratsuchenden deren Rechte gegenüber den ge-
setzlichen Kranken- und Pflegekassen – ein deutlicher Anstieg 
zu den 27.000 Beratungen in 2016. (pm/RED)
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D
as Endoprothesenregister 
Deutschland (EPRD) hat ei-
nen Jahresbericht mit annähernd 
283.000 eingegangenen OP-Do-
kumentationen aus 706 Daten lie-
fernden Krankenhäusern vorge-
legt. Damit konnten rund 63 Pro-

zent der insgesamt 448.000 endoprothe-
tischen Eingriffe an Knie und Hüfte in 
Deutschland erfasst werden. Online ab-
rufbar ist der Bericht unter www.eprd.
de. 

Den Schwerpunkt des Jahresberichts 
bildet die Untersuchung der Standzeiten 
verschiedener endoprothetischer Ver-
sorgungsformen. Hier werden erstmals 
Ergebnisse von Implantatsystemen in-
nerhalb der ersten drei Jahre betrachtet.

Wie groß die Wahrscheinlichkeit ist, 
dass ein künstliches Hüft- oder Kniege-
lenk in den ersten beiden Jahren nach 
dem Ersteingriff gewechselt werden 
muss, wird für konkrete Implantatsyste-
me bzw. -kombinationen tabellarisch, al-
phabetisch sortiert und ohne Wertung 
dargestellt. Auf eine Interpretation wur-
de bewusst verzichtet, weil die Unter-
schiede nicht allein auf die verwende-
ten Implantatkomponenten, sondern auf 
eine Vielzahl von Faktoren zurückzu-
führen sind. 

Die Komplexität der Bewertung der 
Ergebnisse zeigt sich bei den implan-
tatübergreifenden Auswertungen. Bei-
spielsweise sind bei einem Vergleich der 
Hüftversorgungen mit Inlays aus hoch-
vernetztem Polyethylen ohne und mit 
zusätzlicher Anreicherung von Anti-
oxidantien Unterschiede bereits in den 
ersten Monaten nach der Implantation 
erkennbar. „Nach derzeitigem Erkennt-
nisstand lässt sich dies weder auf die Ma-
terialeigenschaften der Inlays noch auf 
patientenbezogene Einflussfaktoren zu-
rückführen“, teilte das EPRD mit. Des-
halb wurde gesondert untersucht, in-
wiefern die Erfahrung innerhalb eines 
Krankenhauses mit bestimmten Versor-
gungsformen oder Implantaten Auswir-
kungen auf die Standzeit der von ihm 

K U R Z  N O T I E R T

Diagnostik des Keratokonus
Mit dem Hans-Sautter-Preis, der alle zwei Jahre im Rah-
men der Jahrestagung der Vereinigung Norddeutscher Au-
genärzte (VNDA) vergeben wird, wurde in diesem Jahr PD 
Dr. Johannes Steinberg aus Hamburg für seine Arbeit über 
die Biomechanik des Keratokonus, erschienen im Journal 
of Refractive Surgery, geehrt. Steinberg und Mitarbeiter be-
wirkten durch einen im Sinne eines Non-Contact-Tonome-
ters zentral auf die Hornhaut abgegebenen exakt definier-
ten Luftimpulses reversible Verformungen der Hornhaut 
und dokumentierten diese mittels einer Hochgeschwindig-
keits-Scheimpflug-Kamera. Die so gewonnenen biomecha-
nischen Daten stellen eine weitere Information für die Diag-
nostik des Keratokonus, einer sich in der Regel langsam ent-
wickelnden kegelförmigen Veränderung der Hornhaut des 
Auges dar. In Synopsis mit dem klinischen Befund, der cor-
nealen Topografie und Tomografie wird eine derzeit maxi-
male Sensitivität und Spezifizität in der Diagnostik des Kera-
tokonus erreicht, die nicht nur für die Früherkennung, son-
dern auch für die Beurteilung des individuellen Verlaufs die-
ser Erkrankung von Bedeutung ist. Keratoconus Screening 
With Dynamic Biomechanical In Vivo Scheimpflug Analy-
ses: A Proof-of-Concept Study. Steinberg J, Amirabadi NE, 
Frings A, Mehlan J, Katz T, Linke SJ. J Refract Surg 2017 Nov 
1; 33(11): 773-778 (RED)

durchgeführten endoprothetischen Ver-
sorgungen haben kann.

Auch wenn das EPRD nicht die Er-
fahrung einzelner Operateure messen 
kann, zeigt sich, dass die Gesamterfah-
rung einer Klinik eine wesentliche Rol-
le für die Standzeiten spielt. Besonders 
deutlich tritt der Unterschied bei den 
unikondylären Knieversorgungen her-
vor. Erfahrung ist allerdings nicht aus-
schließlich auf die Zahl der Eingriffe zu 
beziehen, die eine Klinik im Jahr vor-
nimmt, sondern betrifft auch die ver-
wendeten Implantate. Kliniken, die den 
Hersteller, über den sie ihre Implan-
tatkomponenten beziehen, wechseln, 
weisen nach diesem Wechsel signifi-
kant höhere Ausfallwahrscheinlichkei-
ten auf. Hintergrund könnte sein, dass 
der Wechsel der verwendeten Implanta-
te von Operateuren und OP-Personal ein 
Umlernen erfordert und damit unmittel-
bar nach dem Wechsel ein zusätzliches 
Risiko für die Versorgung und damit für 
den Patienten darstellen kann.

Die Alters- und Geschlechtsver-
teilung der operierten Patienten ist im 
EPRD über die Jahre nahezu unverän-
dert: Rund drei von fünf Patienten, die 
sich einer Erstimplantation an Hüf-
te oder Knie unterziehen, sind weib-
lich, das mediane Alter liegt zum Zeit-
punkt dieser Erstimplantation bei etwa 
70 Jahren. Wie im Vorjahr und in ande-
ren europäischen Endoprothesenregis-
tern zu beobachten, werden in Deutsch-
land Hüftversorgungen mit einem Anteil 
von 56 Prozent häufiger vorgenommen 
als Knieversorgungen (44 %).

Beim erstmals dargestellten BMI-
Wert unterscheiden sich Hüft- und 
Kniepatienten deutlich: Während dieser 
Wert bei den Hüftpatienten im Median 
bei 27 Punkten lag, liegt er bei den Knie-
patienten fast drei Punkte höher. Dies 
entspricht einem deutlichen Gewichts-
unterschied und stützt daher die be-
kannte Assoziation von starkem Überge-
wicht und Entwicklung des Kniegelenks-
verschleißes. (pm/RED)

E N D O P R O T H E T I K

Erfahrung 
hilft weiter 
Jahresbericht des Endoprothesenregisters: Erfahrung 
der Kliniken spielt wesentliche Rolle für die Standzeiten.
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Jede Spende hilft!
Kollegiale Hilfe in Notsituationen

Wir helfen:
Kindern in Not geratener Ärztinnen und Ärzte

Halbwaisen und Waisen aus Arztfamilien 

Ärztinnen und Ärzte in besonders schweren Lebenslagen

Wir bieten:
Kollegiale Solidarität

Finanzielle Unterstützung für Schul- und Studienausbildung

Förderung berufsrelevanter Fortbildungen

Schnelle und unbürokratische Hilfe

Spendenkonto der Stiftung: 
Deutsche Apotheker und Ärztebank eG Düsseldorf
IBAN DE88 3006 0601 0001 4869 42
BIC DAAEDEDDXXX

Online-Spende unter
www.aerzte-helfen-aerzten.de

Ärzte helfen Ärzten“ 

ANzeige
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R
und 17 Millionen operative Ein-
griffe werden laut Gesundheitsbe-
richterstattung des Bundes jähr-
lich in Deutschland vorgenom-
men, etwa fünf Prozent aller ope-
rierten Patienten entwickeln laut 
Schätzungen von Schmerzexper-

ten Monate nach der Operation chroni-
sche Schmerzen. „Je stärker und anhal-
tender die akuten Schmerzen sind, desto 
höher das Risiko, dass daraus chronische 
Schmerzen werden“, sagte Prof. Win-
fried Meißner aus Jena beim Deutschen 
Schmerzkongress in Mannheim. Die ers-
ten Tage nach der OP seien entscheidend 
in Bezug auf die Gefahr einer Chronifi-
zierung. Frühes Handeln zahle sich aus, 
so Meißner: Effektive und „finanziell er-
schwingliche“ Methoden zur Schmerz-
behandlung seien an den meisten Klini-
ken vorhanden.

„Um die Qualität der Akutschmerz-
behandlung zu verbessern, sind Emp-
fehlungen und Leitlinien erarbeitet wor-
den. Allerdings werden sie – ebenso wie 
bei der Behandlung von chronischen 
Schmerzen – noch nicht überall konse-
quent umgesetzt“, erklärte Kongressprä-
sidentin Prof. Carla Nau, Direktorin der 
Klinik für Anästhesiologie und Intensiv-
medizin am Campus Lübeck des UKSH. 
Es gebe noch erheblichen Nachholbe-
darf beispielsweise bei der Verfügbarkeit 
von Akutschmerzdiensten. Das sind spe-
zialisierte Teams aus Pflegekräften und 
Ärzten, wie es sie auch am UKSH in Lü-
beck gebe, erklärte Nau auf Nachfrage 
des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblat-
tes. Nur zwei Drittel aller Kliniken ha-
ben solche Teams bislang. Auch bei der 
Umsetzung der empfohlenen Therapi-
en und bei der Schmerzdokumentation 
hapere es.

Defizite könnten nur dann erkannt 
werden, wenn Schmerzen regelmäßig 
gemessen und verglichen werden, wie 
dies etwa im Schmerzzentrum der Lü-
becker Klinik geschehe. „Über die Teil-
nahme an den multizentrischen, inter-
disziplinären Benchmark- bzw. Qua-
litätssicherungsprojekten QUIPS 
(Qualitätsverbesserung in der post-
operativen Schmerztherapie) und KE-
DOQ-Schmerz (Kerndokumentation 
und Qualitätssicherung Schmerz) be-
kommen wir ein regelmäßiges Feed-
back über die Ergebnisqualität unse-
rer Schmerztherapie“, erläuterte die 
Schmerzexpertin aus Lübeck. 

Eine aktuelle Analyse der bislang ge-
wonnenen QUIPS-Daten, die Mitte Ok-
tober in Mannheim vorgestellt wurde, 
brachte insbesondere zwei Erkenntnis-
se: Die Schmerzintensität der operier-
ten Patienten variiert erheblich zwischen 
den 138 teilnehmenden Kliniken. Auf ei-
ner Skala von 0 (= kein Schmerz) bis 10 
(= stärkster Schmerz) berichteten Pati-
enten der zehn Prozent der Krankenhäu-
ser mit den schlechtesten Werten über 

S C H M E R Z K O N G R E S S

„Behandlungsqualität 
kann optimiert werden“
Lübecker UKSH-Professorin war Kongresspräsidentin in Mannheim 
– Akutschmerztherapie verbessern, Chronifizierung vermeiden.

Prof. Carla Nau ist 
Anästhesiologin mit 
dem Schwerpunkt 
Schmerzforschung. 
Seit 2013 ist sie Direk-
torin der Klinik für 
Anästhesiologie und 
Intensivmedizin am 
UKSH, Campus Lü-
beck. Zuvor war sie 
leitende Oberärztin 
am Universitätsklini-
kum Erlangen. 
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Schmerzgesellschaft und die Migräne- 
und Kopfschmerzgesellschaft haben ent-
sprechende Apps entwickelt, die über die 
gängigen Stores abrufbar sind. 

„Über die Qualität und Wirksamkeit 
dieser Smartphone-Apps wissen wir lei-
der noch nicht genug. Es fehlen regulato-
rische Vorgaben und eine wissenschaft-
lich fundierte Auswertung“, gibt PD Dr. 
Tim Jürgens aus Rostock zu bedenken. 
„E-Health-Anwendungen, Telemedizin 
und Apps müssen eine wissenschaftli-
che Evidenz haben, bevor sie in den Be-
handlungsalltag eingehen können“, be-
tont Jürgens. 

Die Deutsche Migräne- und Kopf-
schmerzgesellschaft untersucht der-
zeit in vom Gemeinsamen Bundesaus-
schuss geförderten Forschungsprojek-
ten zwei solche eHealth-Projekte auf ihre 
Wirksamkeit. Mithilfe von SMARTGEM 
(Smartphonegestützte Migränethera-
pie) können Patienten ihre Kopfschmer-
zen dokumentieren und mögliche auslö-
sende Faktoren identifizieren. Ein integ-
riertes Therapiemodul unterstützt sie bei 
Entspannungsübungen oder Ausdauer-
sport und schult sie in Bezug auf indivi-
duelle verhaltenstherapeutische Ansätze. 

MOMO (Modules on migraine on-
set) richtet sich an Kinder mit Migrä-
ne. Diese multimodale, interdisziplinä-
re Frühintervention hat das Ziel, die Le-
bensqualität und Langzeitprognose für 
diese Kinder zu verbessern. 

Uwe Groenewold

eine Schmerzintensität von 6,3; Patien-
ten der zehn Prozent der besten Kliniken 
von lediglich 3,6. Und: In den Kranken-
häusern, in denen die Schmerzen in der 
Krankenakte dokumentiert und die Pa-
tienten zu den verschiedenen Therapie-
möglichkeiten informiert wurden, wa-
ren schmerzbedingte Beeinträchtigun-
gen geringer und die Zufriedenheit der 
Patienten höher.

Weitere Möglichkeiten, die Behand-
lung vor allem chronischer Schmerzen 
zu verbessern, bieten Telemedizin und 
Apps. Sie eröffnen die Chance, therapeu-
tische Beratung und Behandlung über 
Praxis und Klinik hinweg auszuweiten. 

„Die Schmerztherapie nutzt vorwiegend 
kommunikative und medikamentöse 
Wirkfaktoren. Einige Projekte belegen, 
dass sich Telemedizin, eHealth und Apps 
besonders in der Schmerztherapie gut 
einsetzen lassen“, sagt Nau. Sie verweist 
auf Apps mit sogenannten Store-and-
Forward-Applikationen, mit denen Pa-
tient und Arzt Daten elektronisch spei-
chern und zu einem späteren Zeitpunkt 
sichten und auswerten können. Dazu ge-
hören die Erfassung der Schmerzstärke 
und -lokalisation in einem Schmerztage-
buch, die Auswertungen von Schmerz-
tests, das Erlernen von Selbstmanage-
mentstrategien und das Teilen von Infor-
mationen mit Dritten.

Solche Applikationen sind in der 
Schmerzmedizin weit verbreitet, leicht 
zugänglich und kostengünstig. Auch die 

17 Mio.
Menschen werden 
jährlich in Deutsch-
land operiert – Ten-
denz weiter steigend.

5 %
der operierten Patien-
ten entwickeln in den 
folgenden Monaten 
chronische Schmer-
zen.
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Fortbildungstermine bei der Ärztekammer
Ä R Z T L I C H E  F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G

N O V E M B E R / D E Z E M B E R  2 0 1 8 /  JA N U A R  2 0 1 9
2 1 . N O V E M B E R Schwangerschaftskonfliktberatung 

Beginn: 16:00 Uhr

2 1 . N O V E M B E R Seminarreihe Allgemeinmedizin - Update HIV-
Infektionen - Wichtiges für die Praxis 
Beginn: 16:00 Uhr

1 . D E Z E M B E R Akupunktur Block G, Teil 5 
Beginn: 9:00 Uhr

1 . D E Z E M B E R Ärztliche Begutachtung im System der sozialen 
Sicherung in Deutschland 
Beginn: 9:00 Uhr

A B  3 . D E Z E M B E R Sonographie-Grundkurs für Abdomen und 
Schilddrüse 
Beginn: 10:00 Uhr

8 . D E Z E M B E R Berufsgruppenübergreifende Fortbildung für 
Transplantationsbeauftragte - Teil B 
Beginn: 9:00 Uhr

1 2 . JA N U A R Hypnose Grundkurs 
Beginn: 9:30 Uhr

A B  2 2 . JA N U A R Homöopathie - A-Kurs
Beginn: 9:00 Uhr

A B  2 3 . JA N U A R Seminarreihe Allgemeinmedizin 
Beginn: 16:00 Uhr

F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G  F Ü R  M E D I Z I N I S C H E S  A S S I S T E N Z P E R S O N A L

 N O V E M B E R / D E Z E M B E R  2 0 1 8 /  JA N U A R  2 0 1 9
A B  2 3 . N O V E M B E R Sachkunde gem. §5 und §8 nach MPBetreibVO 

Beginn: 9:00 Uhr 

A B  2 3 . N O V E M B E R Häufige Krankheitsbilder in der hausärztlichen 
Praxis 
Beginn: 9:00 Uhr 

A B  2 3 . N O V E M B E R Qualitätsmanagementbeauftragte/r in 
Einrichtungen des Gesundheitswesens 
Beginn: 14:00 Uhr 

2 3 . N O V E M B E R Praxisnahes Telefontraining 
Beginn: 15:00 Uhr 

A B  3 0 . N O V E M B E R Geriatrische Syndrome und Krankheitsfolgen im 
Alter / Diagnoseverfahren
Beginn: 15:00 Uhr 

1 . D E Z E M B E R Diabetes: Formen, Therapie und Ernährung 
Beginn: 9:00 Uhr

A B  3 . D E Z E M B E R Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal 
Beginn: 8:30 Uhr

A B  7 . D E Z E M B E R Koordination und Organisation von Therapie- und 
Sozialmaßnahmen 
Beginn: 15:00 Uhr

8 . D E Z E M B E R Kommunikation am Empfang 
Beginn: 9:00 Uhr 

1 2 . D E Z E M B E R GOÄ Aufbaukurs 
Beginn: 14:30 Uhr 

1 2 . D E Z E M B E R Ausbilderabend 
Beginn: 16:30 Uhr 

A B  1 1 . JA N U A R Sachkunde gem. §5 und §8 nach MPBetreibVO
Beginn: 9:00 Uhr 

A B  1 1 . JA N U A R Planen, Steuern und Organisieren betrieblicher 
Prozesse
Beginn: 14:00 Uhr 

A B  1 1 . JA N U A R Fachzertifikat Ernährungsmedizin / Grundlagen
Beginn: 15:00 Uhr 

A B  1 4 . JA N U A R Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal
Beginn: 8:30 Uhr

I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  F O R T B I L D U N G E N

 N O V E M B E R / D E Z E M B E R  2 0 1 8 /  JA N U A R  2 0 1 9
2 2 . N O V E M B E R Kindernotfälle - Kindertrainingszirkel (KiTZ) - 

Wiederbelebung 
Beginn: 17:00 Uhr

A B  2 3 . N O V E M B E R Professionelle Gesprächsführung
Beginn: 15:00 Uhr 

1 2 . D E Z E M B E R Notfallmanagement und Basisreanimation 
Beginn: 15:00 Uhr 

1 2 . D E Z E M B E R Ausbilderabend 
Beginn: 16:30 Uhr 

1 6 . JA N U A R Informationsveranstaltung Case Management 
(NEU), Aufstiegsfortbildung, NäPA, 
Ausbildereignunsprüfung
Beginn: 15:00 Uhr

Kontakt

Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700
E-Mail akademie@aeksh.de
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Sachkunde gem. §5 und §8 
nach MPBetreibVO

23. - 24. November und 6. - 8. Dezember 2018,  
Donnerstag, Freitag und Samstag jeweils 9:00 - 16:30 Uhr
Dieser Kurs ist in Schleswig-Holstein als gesetzlicher Bildungs-
urlaub anerkannt! Das Seminar Sachkunde gemäß §5 und §8 
nach MPBtreibVO richtet sich an Arzthelfer/innen, MFA und 
Angehörige weiterer medizinischer Assistenzberufe in der ärzt-
lichen Praxis, die mit der Instrumentenaufbereitung betraut 
sind. Es werden Grundkenntnisse für die Aufbereitung von 
Medizinprodukten vermittelt, die gemäß §8 (3) MPBetreibVO, 
den Richtlinien des Robert-Koch-Instituts und des BfArM ge-
fordert werden. 
Anmeldung: Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
Rabea Brunke, Telefon: 04551803706, rabea.brunke@aeksh.de 

Praxisnahes Telefontraining
23. November 2018, 15:00 - 20:00 Uhr 
Dieses Seminar vermittelt Ihnen neben zielorientierten Kom-
munikationstechniken Kenntnisse der speziellen Einflussgrö-
ßen die in einem Telefongespräch wirksam werden. Sie erhal-
ten „Werkzeuge“, um Telefonate aktiv zu gestalten und zu füh-
ren. Positive Gesprächsabschlüsse bewirken Zufriedenheit bei 
den Gesprächspartnern und schaffen neben Klarheit und Pati-
entenbindung ein Klima des Willkommenseins. 
Anmeldung: Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
Lea-Sophie Steinke, Telefon: 04551803722, lea-sophie.steinke@
aeksh.de

Informationsveranstaltung Case 
Management (NEU), Aufstiegsfortbil-
dung, NäPA, Ausbildereignungsprüfung

16. Januar 2019, ab 15:00 Uhr 
Sie möchten gerne Ihre Karriere für den medizinischen Assis-
tenzberuf voranbringen? Als Akademie für Sie bieten wir Ih-
nen verschiedene Aufstiegsmöglichkeiten bis hin zur allge-
meinen Hochschulzugangsberechtigung an. Heute informie-
ren wir Sie über Case Management in der ambulanten medi-
zinischen Versorgung (NEU ab Februar 2019), Nicht-ärztli-
che Praxisassistenz, den Fachwirt für ambulante medizinische 
Versorgung, den Fachwirt im Gesundheits- und Sozialwesen 
sowie über die Ausbildungseignungsprüfung. Gerne können 
Sie vorab schon Fragen einreichen.   
Anmeldung: Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
Rabea Brunke, Telefon: 04551803706, rabea.brunke@aeksh.de 

Krebsregister in Praxis und Klinik
19. Januar 2019, ab 9:00 Uhr 
Nach dem Landeskrebsregistergesetz sind alle Ärztinnen/Ärz-
te verpflichtet, bösartige Neubildungen bei ihren Patienten an 
das Krebsregister zu melden. Um die Ärzte bei der Erstellung 
der Meldungen zu unterstützen, bietet die Veranstaltung die 
Gelegenheit, nach einer kurzen theoretischen Einführung die 
Meldungseingabe im Melderportal zu üben.  
Anmeldung: Akademie der Ärztekammer Schleswig-Holstein, 
Lea-Sophie Steinke, Telefon: 04551803722, lea-sophie.steinke@
aeksh.de

F O R T B I L D U N G S T E R M I N E  AU S  D E M  N O R D E N

N O V E M B E R / D E Z E M B E R  2 0 1 8
2 7 .  N O V E M B E R One Step Ahead:

Infektiologie
Punkte beantragt

UKSH, Karl-Lennert-
Krebszentrum, 
Telefon 0431 500 22476

2 8 .  N O V E M B E R De facto: Onkologie
Aktuelle Forschung: „2015 
gone: why did
we not succeed in pancreatic 
cancer?“
3 Punkte

UKSH Kiel,
Krebszentrum Nord
Telefon 0431 500 18 201
krebszentrum-nord@uksh.de
www.krebszentrum-nord.de

2 8 .  N O V E M B E R Neues aus der Neurologie
MS und Migräne
Punkte beantragt

UKSH Lübeck,
Klinik für Neurologie 
Telefon 0451 500 43 400
Thomas.Muente@uksh.de
www.uksh.de/neurologie-
luebeck

2 8 .  N O V E M B E R Symposium zum Thema
„Hepatocelluläre Carcinom 
(HCC)“
Punkte beantragt

UKSH Kiel,
Restaurant Schöne Aussichten,  
Telefon 0431 500 20542  
birgit.zschiegner@uksh.de

3 0 .  N O V E M B E R / 
1 .  D E Z E M B E R

XVIII. Forensische Gespräche 
Lebensaltersschätzung in der 
Rechtsmedizin
8 Punkte

UKSH Lübeck, 
Institut für Rechtsmedizin,
Fax 0451 500 15954 
rmed-hl@uksh.de

5 . D E Z E M B E R Fortbildung für Ärzte und 
med. Fachangestellte
forum gynäkologie 2018
Punkte beantragt

UKSH Kiel,
Klinik für Gynäkologie und 
Geburtshilfe / Universitäres 
Kinderwunschzentrum 
Telefon 0231 909 80 23
0179 760 82 22
gabriele.wickert@wicara.de; 
www.wicara.de

7 . D E Z E M B E R Lübecker Zentrums
für Seltene Erkrankungen
2 Punkte

UKSH Lübeck,
Zentrum für Seltene 
Erkrankungen (ZSE),
Telefon 0451 500 43452
corinna.kulikowsky@uksh.de 
www.uksh.de/zse-luebeck
zse@uksh.de

8 . D E Z E M B E R Sabbatical und 
Weltumrundung als Medien 
der Selbsterkundung 
Punkte beantragt

NGaT, Curtius-Klinik, Malente
www.ngat.de

1 1 . D E Z E M B E R Vom Wirkstoff zum Patienten –  
die Herstellung eines 
Arzneimittels 
3 Punkte

Fortbildungskreis 
Elmschenhagener Ärztinnen, 
Ärzte und Apotheker 
Telefon 0431 781166 
praxis@besch-besch.de

1 2 . D E Z E M B E R Was Warmes zur kalten 
Jahreszeit
Punkte beantragt

UKSH Kiel, 
Klinik für Anästhesiologie und 
Operative lntensivmedizin,  
Telefon 0431 500 20701
sonja.heinrich@uksh.de

1 8 . D E Z E M B E R One Step Ahead:
Intensivmedizin 
Punkte beantragt

UKSH, Karl-Lennert-
Krebszentrum, 
Telefon 0431 500 22476

Weitere Informationen bei den Veranstaltern. Alle Angaben ohne Gewähr.
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FACHARZTKOMPETENZEN
Allgemeinchirurgie
Carolin Jessen
Dr. Katja Ulrich

Allgemeinmedizin
Dr./VAK Elena Bulanova
Dr. Christian Andrés Carballo-
Wandel
Dr. Marius Gawlik
Dr. Holger Haas
Kim Harder
Kristin Jonak
Dr. Susanne Elisabeth Knudsen
Dr. Inga Christine Mohrmann
Dr. Greta Friederike Moikow
Dr. Tobias Johannes Sonnenberg
Viola Swidersky
Dr. Deborah Wolff

Anästhesiologie
Dr. Saskia Bermbach
Theresa Maria Bertram
Dr. Katrin Fligge
Dr. Julia Hüllemann
Maren Kohlhof
Lea Käselau
Dr. Wiebke Martsch
Sebastian Ruf
Dr. Julia Witte

Arbeitsmedizin
Dr. Öcal Akaltun
Dr. Inga Koch

Augenheilkunde
Dr. Lena Diedrich
Juliane Koch
Dr. Armin Mir Mohi Sefat
Dr. Iryna Olegivna Naydis
Amirmohammad Rezvan

Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Agapi Eleftheriadou

Gefäßchirurgie
Rouven Berndt
Dr. Ramona Lüdemann
Dr. Caroline Dawn Mofid

Haut- und Geschlechtskrankheiten
Dr. Nina van Beek
Dr. Julia Deinzer
Ilka Marie Gloy
Dr. Victoria Grätz
Nadine Holze
Dr. Charlotte Mohr

Innere Medizin
Dr. Lennart Bartolitius
Christopher Buske
Dr. Sarah Mareike Christ-Ebert
Gaby Young Dede
Christin Mahnke
Milan Misovic
Murad Ahmed Murad
Jens Nitzsche
Dr. Saskia Otte

Linda Christine Petersen
Dr. Alexandra Sawade
Fabian Dominik Sibbersen
Andrea Gerda Steinbach
Frederike Uhlich

Innere Medizin und 
Gastroenterologie
Dr. Thorsten Ulrich Michel
Ralitsa Georgieva Stambolova

Innere Medizin und Kardiologie
Dr. Johanna Beideck
Thomas Demming
Arief Kurniadi
Dr. Christian Möller
Dr. Julia Münch
Dr. Björn Riedel
Dr. Martina-Elisabeth Spehlmann

Innere Medizin und Pneumologie
Doctor-Medic Octavian-Adrian 
Capraru

Innere Medizin und Rheumatologie
Andrea Gerda Steinbach

Kinder- und Jugendmedizin
Timo Kayser

Laboratoriumsmedizin
Dr. Clara Elise Weisner

Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie
Dr. med. dent. Christian Flörke

Neurochirurgie
Ahmad Alhousein

Neurologie
Andrea Eymess
Nahida Minawal-Schröder
Marta Schröder

Orthopädie und Unfallchirurgie
Ammar Al-Fagih
Mirko Bolewicz
Patrick Dethloff
Lennart-Finn Radtke
Tobias Stukowski

Physikalische und 
Rehabilitative Medizin
Nicole Scheffler
Dr. Charlotte Wiedwald-Gotschlich

Psychiatrie und Psychotherapie
Dr. Anne Grote-Kloehn

Radiologie
Alaa Albasyouni
Dr. Hannah Theresa Denninger
Dr. Fabian Johannes Jacob
Almut Beate Kunz
Martin Preuß
Dr. Carlos Osbert Wüstner

Strahlentherapie
Dr. Julia Köck

Thoraxchirurgie
Dr. Ulrike Annette Hinterseher

Transfusionsmedizin
Jürgen Senge

Urologie
Dr. Patrick Berg
Dr. Stephanie Christiane Knüpfer
Seyed Mehrdad Mehdi Irai
Doctor-Medic Mihaela Nechita
Dr. Randi Marisa Pose
Dr. Hanno Martin Sondermann
Dr. Julian Peter Struck

Visceralchirurgie
Sabine Röpcke

SCHWERPUNKTKOMPETENZEN
SP Gynäkologische Onkologie
Dr. Kerstin Ramaker
SP Kinder-Kardiologie
Dr. Sigrid Bitzhenner
Dr. Elisabeth Roeling

SP Kinderradiologie
Dr. Ilka Senkpiehl

ZUSATZWEITERBILDUNGEN
Akupunktur
Kai Bünnig
Dr. Mohamad Khanafer
Dr. Beata Anna Thomsen

Allergologie
Dr. Anke Drückler

Betriebsmedizin
Dr. Svenja Schmid

Dermatohistologie
Prof. Dr. med. habil. Michal 
Kasperkiewicz
Dr. Nathalie Cana Stutz

Geriatrie
Dr. Jakob Willem Duncker
Dr. Philipp Hüllemann
Karsten Tretow

Handchirurgie
Dr. Dirk Volker Heinichen

Infektiologie
Dr. Annekatrin Asja Ripke
Dr. med. univ. Helmut Salzer

Intensivmedizin
Dr. Matthias Eden
Sylvia Hartenstein
Kristian Kalle Herberger
Priv.-Doz. Dr. med. Janine Pöß
Dr. Sabrina Rottmann
Dr. Karolin Schmoll

Labordiagnostik - fachgebunden
Dr. Julia Kristin Cordes

Manuelle Medizin/Chirotherapie 
Daniel Patrick Gätjen
Thomas Hoffmeister
Dr. Susanne Katrin Hoffmeister
Bengü Khanafer
Dr. Ursula Annett Leibiger
Dr. Claudia Meins
Dr. Lydia Piepenbrink
Dr. Katja Vogeler
Dr. Maik Welzel

Medikamentöse Tumortherapie
Hamza Aljabali
Dr. Julia Kristin Cordes
Dr. Philine Dietl
Dr. Nils Gilbert
Anke Hallbauer

Notfallmedizin
Peter Heinz Herkert
Astrid Kleinwächter
Thangavelautham Kokulan
Dr. Kathrin Lieb
Micaela Mendez Bräutigam
Dr. Lennart Henry Muras
Dr. Diana Möhlenbrock
Prof. Dr. Werner Nikischin
Kristian Otte
Dr. Patrick Daniel Ueck
Martin Wallenfang
Antje Weber
Dr. Kerstin Weinert
Dorothee Anna Wilpsbäumer

Palliativmedizin
Dr. Bettina Gwendolyn Bruker
Dr. univ. Helmut Josef Friedrich Salzer
Dr. Eckhard Johannes Schenk

Physikalische Therapie 
und Balneologie
Anja Eiffert
Dr. Georg Laaff
Dr. Charlotte Wiedwald-Gotschlich

Plastische Operationen
Dr. Dr. med. dent. Jürgen Thomas 
Lichtenstein

Röntgendiagnostik - 
fachgebunden Skelett
Dr. Thorben Müller

Schlafmedizin
Robert Winkler

Sozialmedizin
Anke Petersen
Dr. Susanne Würfel

Spezielle Orthopädische Chirurgie
Dr. Dipl.-Kfm. Robert Thieme

Spezielle Schmerztherapie
Markus Jungbluth

Sportmedizin
Dr. Philipp Bernd Meyborg

Ärztliches Qualitätsmanagement
Dr. Klaas Frederik Franzen

Die Liste ist nicht vollständig. Sie enthält 
nur die Namen derjenigen Ärztinnen und 
Ärzte, die sich mit der Veröffentlichung 
einverstanden erklärt haben.

A N E R K E N N U N G E N  N A C H  W E I T E R B I L D U N G S O R D N U N G
Im III. Quartal 2018 wurden von der Ärztekammer Schleswig-Holstein aufgrund erfüllter 
Voraussetzungen folgende Anerkennungen nach Weiterbildungsordnung ausgesprochen:
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Stellenanzeigen

Wir suchen für unseren Bereich Gesundheitsamt (Amtsärztlicher Dienst) zum nächstmöglichen Zeitpunkt für ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis in Teilzeit (50 % von Vollzeit, eine befristete Aufstockung der Wochenarbeitszeit ist möglich) eine / einen
 

Stadtärztin / Stadtarzt
Aufgabenschwerpunkte:
•  Erstellung von amtsärztlichen Gutachten
•  Teilnahme an der ärztlichen Rufbereitschaft gemäß Psychisch-Kranken-Gesetz Schleswig-Holstein (PsychKG)
•  Mitarbeit bei anderen Fragestellungen und organisatorischen Aufgaben innerhalb der Abteilung
•  Vertretung „Beratungsstelle sexuelle Gesundheit“

Erwartet werden:
•   Approbation als Ärztin/Arzt 
•  mindestens zweijährige Berufserfahrung, möglichst Erfahrung auf dem Gebiet der Allgemeinmedizin oder Inneren Medizin 
•  möglichst Erfahrungen im Gutachtenwesen oder im Bereich des öffentlichen Gesundheitsdienstes
•   psychische Belastbarkeit, Flexibilität, gute Auffassungsgabe, Durchsetzungsvermögen, Entscheidungsfreudigkeit sowie  

organisatorisches Geschick
•   möglichst Besitz der Fahrerlaubnis für PKW und Bereitschaft zum Einsatz des privaten PKW für dienstliche Zwecke gegen 

Zahlung einer Entschädigung

Die durchschnittliche regelmäßige Wochenarbeitszeit beträgt zurzeit 19,50 Stunden (eine befristete Aufstockung der Wochen- 
arbeitszeit ist möglich). Die Eingruppierung kann bei Vorliegen der persönlichen und tariflichen Voraussetzungen bis in die 
Entgeltgruppe 15 TVöD erfolgen. Die Zahlung einer Zulage ist möglich. Das Gesundheitsamt Lübeck besitzt eine Weiterbil-
dungsermächtigung für das Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“ (18 Monate). Weiterhin besteht die Möglichkeit der 
Ausübung von Nebentätigkeiten. 

Qualifizierte Frauen werden ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewerben.

Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben.

Den vollständigen Ausschreibungstext finden Sie unter www.bekanntmachungen.luebeck.de stellen und unter 
www.berufe-sh.de. 

Bitte bewerben Sie sich bis zum 30. November 2018 über das Online-Bewerbungsportal www.interamt.de. Dort können Sie Ihre 
Bewerbung mit vollständigen Nachweisen unter der Stellenangebots-ID 475243 einstellen.

Von Bewerbungen auf dem Postweg oder per E-Mail bitten wir abzusehen. Bewerbungen, die auf dem Postweg bei uns ein- 
gehen, werden nach Abschluss des Verfahrens aus Gründen des Verwaltungsaufwandes und der damit verbundenen Kosten 
nicht zurückgesandt.

Als Ansprechpartnerin für fachbezogene Fragen steht Ihnen Frau Schiffner, Tel.: 0451 122-5386 /-5324, zur Verfügung.  
In personalwirtschaftlichen Angelegenheiten wenden Sie sich bitte an Herrn Seelig, Tel.: 0451 122-1159.

Hinweis:
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür 
übernehmen, dass die ausgeschriebenen Praxen im Sinne der 
Bedarfsplanung bedarfsgerecht sind. Interessenten werden 
gebeten, sich mit der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-
Holstein in Verbindung zu setzen.

Anzeigenschlusstermin: 
Bitte beachten Sie unseren nächsten 
Anzeigenschlusstermin:

Heft Nr. 12/2018 20.11.2018

Anzeigen

Hausärztliche Gemeinschaftspraxis  

mit diabetologischem Schwerpunkt 

sucht in 2016/2017 Nachfolger/-in für aus Altersgründen ausscheidenden Partner.  

Wir suchen eine Hausärztin/Hausarzt mit diabetologischer Qualifikation oder Interesse. 

Unser Praxisprofil:  
3 Partner, 1 angestellte Ärztin, 1 WBA, qualifiziertes MfA-Team mit 6 Mitarbeiterin-

nen und Diabetesberaterin, Arbeit als Teampraxis, inhaltlich orientiert an  

evidenzbasierter, aber auch akzeptierender Medizin, Lehrpraxis der MHH.

 
Kontakt: Gemeinschaftspraxis Schüttenriehe · J.Biesewig/C.Godt/A.Zallmann 

An der Schüttenriehe 18 · 28259 Bremen  

Tel.: 0421-583511 · Mail: praxisschuettenriehe@gmx.de

Stellenanzeigen

WB-Assistent/in für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht                  

Arthro-Clinic Hamburg
www.arthro-clinic.deWir sind eine orthopädisch-unfallchirurgische Gemeinschaftspraxis 

mit operativem Schwerpunkt und 2 angeschlossenen Kliniken.

Wir suchen zur Verstärkung unseres Teams einen fortgeschrittenen 

WB-Assistenten/in für Orthopädie und Unfallchirurgie.

WBE: 1 Jahr Praxis, 3 Jahre Klinik (1 Jahr Basis WB Chirurgie und  

2 Jahre WB O/UCH).Bewerbung bitte an praxis@arthro-clinic.de oder

Arthro Clinic Hamburg, 
z.Hd. Dr. Jensen, Rahlstedter Bahnhofstraße 7a, 22143 Hamburg

Karriereplanung ist Lebensplanung.

Das Klinikum Itzehoe ist eines der größten Krankenhäuser in 

Schleswig-Holstein und Lehrkrankenhaus der Universitäten Kiel, 

Lübeck und Hamburg. Unseren Patienten bieten wir innovative 

medizinische Versorgung auf hohem Niveau und individuelle 

Pfl ege nach neuesten Standards. Als Unternehmen mit mehr als

2.000 Mitarbeitern sind wir effi zient und zukunftsorientiert auf-

gestellt. Wirtschaftlicher Erfolg bestätigt unsere Arbeit. Wir sind 

Mitglied des Krankenhausverbundes 6K mit über 10.000 Mitar-

beitern. Unseren Beschäftigten bieten wir eine gesunde Basis 

für ihre Karriere- und Lebensplanung in einem attraktiven Um-

feld mit hoher Lebensqualität in der Metropolregion Hamburg.

Für unser Zentrum für Psychosoziale Medizin suchen wir in Voll- 

oder Teilzeit jeweils eine/n

Klinikum ItzehoePersonalmanagement
Robert-Koch-Str. 225524 Itzehoepersonalmanagement@                

kh-itzehoe.deWeitere Informationen über unser 

Unternehmen fi nden Sie unter: 

www.klinikum-itzehoe.de/karriere

Für erste Fragen steht Ihnen Herr 

Prof. Deister, Chefarzt der Klinik, 

unter der Telefonnummer 04821 

772-2800 gerne zur Verfügung. 

Schwer behinderte Bewerberin-

nen und Bewerber werden bei 

gleicher Qualifi kation und Eig-

nung vorrangig berücksichtigt.
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung, 

gern per E-Mail, an:  

Wir erwarten von Ihnen:
- Selbstständiges Arbeiten im Team mit ärztlichen Kollegen und 

 anderen Berufsgruppen unter Supervision

- Psychotherapeutische Betreuung von Patientengruppen

- Engagement für die Behandlung von Menschen mit        

 psychischen und psychosomatischen Störungen

- Aufgeschlossenheit und Interesse an der eigenen           

 WeiterentwicklungWir bieten Ihnen:- Die vollständige Weiterbildung im Fachgebiet einschließlich  

 des neurologischen Pfl ichtjahres – darüber hinaus eine

 18-monatige Weiterbildungsberechtigung für Psycho-           

 somatische Medizin und Psychotherapie

- Die Mitarbeit an einem innovativen Modellprojekt zur Weiter- 

 entwicklung der psychiatrischen Versorgung in der Region

- Die vollständige Übernahme aller Kosten für die Weiter-        

 bildung (intern und extern)

- Einen Montessori-Kindergarten auf dem Klinikgelände und  

 eine sehr gute Anbindung an Hamburg

 » Fachärztin/Facharzt                               

Psychiatrie und Psychotherapie bzw.              

Psychosomatische Medizin und Psychotherapie

und eine/n » Assistenzärztin/Assistenzarzt                               

für die Dauer der Weiterbildung

atlas Verlag - Anzeigen per E-Mail an: 

kleinanzeigen-sh@atlas-verlag.de

Bitte beachten Sie  
unseren nächsten Anzeigeschluss:

Heft 02/2016: 20.01.2016
Hinweis:Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzei-

genkunden und werden nicht von der Redaktion 

geprüft. Verlag, Herausgeber und Redaktion können 

keine Gewähr dafür übernehmen, dass die Angaben 

– auch zu den Weiterbildungsbefugnissen – korrekt 

sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen 

Listen der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und 

Ärzte in Schleswig-Holstein. Entsprechende Be-

schwerden über unrichtige Angaben, insbesondere 

zu falschen Aussagen hinsichtlich der Weiterbil-

dungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen 

Vorschriften verfolgt werden.Auf eventuelle zivilrechtliche Folgen, wie Schadens-

ersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerbliche 

Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.

Die Redaktion
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Hausärztliche Gemeinschaftspraxis 

mit diabetologischem Schwerpunkt 
ausscheidenden Partner. 

Wir suchen eine Hausärztin/Hausarzt mit diabetologischer Qualifikation oder Interesse. 

3 Partner, 1 angestellte Ärztin, 1 WBA, qualifiziertes MfA-Team mit 6 Mitarbeiterin-

nen und Diabetesberaterin, Arbeit als Teampraxis, inhaltlich orientiert an 

evidenzbasierter, aber auch akzeptierender Medizin, Lehrpraxis der MHH. · J.Biesewig/C.Godt/A.Zallmann

für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht                  

für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht                  

für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht
Wir sind eine orthopädisch-unfallchirurgische Gemeinschaftspraxis 

mit operativem Schwerpunkt und 2 angeschlossenen Kliniken.

Wir suchen zur Verstärkung unseres Teams einen fortgeschrittenen 

WB-Assistenten/in für Orthopädie und Unfallchirurgie.

WBE: 1 Jahr Praxis, 3 Jahre Klinik (1 Jahr Basis WB Chirurgie und 

Bewerbung bitte an praxis@arthro-clinic.de oder

z.Hd. Dr. Jensen, Rahlstedter Bahnhofstraße 7a, 22143 Hamburg

Für erste Fragen steht Ihnen Herr 

Prof. Deister, Chefarzt der Klinik, 

unter der Telefonnummer 04821 

772-2800 gerne zur Verfügung. 

Schwer behinderte Bewerberin-

nen und Bewerber werden bei 

gleicher Qualifinung vorrangig berücksichtigt.
Bitte richten Sie Ihre Bewerbung, 

gern per E-Mail, an:  

Anzeigen

Hausärztliche Gemeinschaftspraxis 

mit diabetologischem Schwerpunkt 

sucht in 2016/2017 Nachfolger/-in für aus Altersgründen ausscheidenden Partner. 

Wir suchen eine Hausärztin/Hausarzt mit diabetologischer Qualifikation oder Interesse. 

Unser Praxisprofil: 
3 Partner, 1 angestellte Ärztin, 1 WBA, qualifiziertes MfA-Team mit 6 Mitarbeiterin

nen und Diabetesberaterin, Arbeit als Teampraxis, inhaltlich orientiert an 

evidenzbasierter, aber auch akzeptierender Medizin, Lehrpraxis der MHH.

Kontakt: Gemeinschaftspraxis Schüttenriehe · J.Biesewig/C.Godt/A.Zallmann

An der Schüttenriehe 18 · 28259 Bremen 

Tel.: 0421-583511 · Mail: praxisschuettenriehe@gmx.de

Stellenanzeigen

WB-Assistent/in für Orthopädie/Unfallchirurgie gesucht

Arthro-Clinic Hamburg
www.arthro-clinic.deWir sind eine orthopädisch-unfallchirurgische Gemeinschaftspraxis 

mit operativem Schwerpunkt und 2 angeschlossenen Kliniken.

Wir suchen zur Verstärkung unseres Teams einen fortgeschrittenen 

WB-Assistenten/in für Orthopädie und Unfallchirurgie.

WBE: 1 Jahr Praxis, 3 Jahre Klinik (1 Jahr Basis WB Chirurgie und 

2 Jahre WB O/UCH).Bewerbung bitte an praxis@arthro-clinic.de oder

Arthro Clinic Hamburg, 
z.Hd. Dr. Jensen, Rahlstedter Bahnhofstraße 7a, 22143 Hamburg

Bitte beachten Sie 
unseren nächsten Anzeigeschluss:
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Listen der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und 
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zu falschen Aussagen hinsichtlich der Weiterbil-
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Januar 2016
Bad Segeberg
69. Jahrgang
Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

Mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung 
Schleswig-Holstein
 

Besuchender und besuchter Arzt analy-sieren dabei gemeinsam die medizini-schen Sachverhalte, erarbeiten Stärken und Schwächen, wägen Chancen und Risiken ab. Verbesserungspotenziale sol-len erkannt, Prozessabläufe optimal or-ganisiert und Fehler möglichst vermie-den werden. 
Seit 2011 wird das Peer Review-Ver-fahren von der Ärztekammer Schleswig-Holstein als Koordinierungsstelle als frei-willige Methode der Qualitätsverbesse-rung angeboten. Zunächst nur im Rah-men der Intensivmedizin gestartet, ist das Verfahren seit 2015 auch als Pilotpro-jekt auf die Allgemeinmedizin ausgewei-tet worden. Um sich als Peer zu qualifi-zieren, ist die Teilnahme an einem Kurs nach dem Curriculum der Bundesärzte-kammer erforderlich.

Q
ualitätsmanagement wird im medi-zinischen Arbeitsalltag nicht immer als attraktives Betätigungsfeld wahr-genommen, sondern oft mit Büro-kratie, Dokumentationsaufwand und Datensammlungen assoziiert. Spaß ist ein Begriff, den man in diesem Zusam-menhang selten hört. Beim Peer Review Verfahren, bei dem sich Fachkollegen gegenseitig in der Praxis oder in der Kli-nik besuchen und auf Augenhöhe vonei-nander lernen, ist das anders: „Es macht Freude, daran teilzunehmen und die di-rekten Effekte wahrzunehmen“, ist einer der Sätze, den fast jeder Beteiligte mühe-los über die Lippen bringt – egal ob be-suchter Arzt oder besuchender Peer. Das Verfahren, das von Ärzten für Ärzte entwickelt wurde, steht für gegen-seitigen Respekt und kollegialen Dialog. 

Aufgrund der besonderen Struk-tur und der Möglichkeit, Qualitätssi-cherung selbst mitbestimmen zu kön-nen, erfährt das Verfahren eine hohe Akzeptanz in der Ärzteschaft. Das zeigt sich auch in den Erfahrungsberichten der Teilnehmer aus Intensiv- und All-gemeinmedizin, die in diesem Heft zu Wort kommen. Wie genau das Peer Re-view-Verfahren abläuft, wie es sich in der Intensiv- und in der Allgemein-medizin in Schleswig-Holstein entwi-ckelt hat, welche Vorteile und Verbes-serungspotenziale die Teilnehmer für sich persönlich und ihr Fachgebiet se-hen und warum es auch ein interes-santes Verfahren für Praxisnetze sein könnte, lesen Sie in unserer Titelge-schichte.
 W E I T E R  A U F  S E I T E  6

Eine positive Atmosphäre gehört beim Peer Review zum Erfolgsrezept: Nicht gegenseitiges Bewerten, sondern voneinander lernen ist das Ziel.
T H E M E N

12
Interview mit 
Dekan Prof. 
Ulrich Stephani 

17
Klinikum 
Nordfriesland 
vor Einschnitten

18
UPD in Kiel 
zieht Bilanz

20
Ärzte proben den Wiedereinstieg in den Beruf

23
Rendsburger 
Ärzte helfen im 
Nordirak

P E E R  R E V I E W

Urärztlich: Mit Peer Reviews Qualität gestalten und leben Seit 2011 gibt es das Verfahren in Schleswig-Holstein. Nach den Intensiv-
medizinern sollen nun auch Allgemeinmediziner davon profitieren. 
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MIT DIESEM WUNSCH SIND SIE BEI ASKLEPIOS GUT AUFGEHOBEN. Mit über 160 Gesundheitseinrichtungen in 14 Bundesländern zählen wir zu den größten privaten Klinik
betreibern in Deutschland. Der Kern unserer Unternehmensphilosophie: Es reicht uns nicht, wenn unsere Patienten gesund werden – wir wollen, dass sie gesund 
bleiben. Wir verstehen uns als Begleiter, der Menschen ein Leben lang zur Seite steht.

Wir suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen

Oberarzt / Leitenden Oberarzt (w/m)
für die Klinik für Geriatrie
 
Wir sind

mit über 1.800 Betten an drei Standorten die größte Klinik in Hamburg. Getreu dem Leitsatz „Gesund werden. Gesund leben.“ arbeiten 28 medizinische und 
psychiatrische Kliniken und Abteilungen Hand in Hand, um jährlich über 100.000 Patienten aus dem Norden der Freien und Hansestadt Hamburg sowie dem 
Süden SchleswigHolsteins auf höchstem Niveau zu versorgen.

Ihr Aufgabengebiet

Sie sind als Oberarzt im Zentrum für Ältere an den Standorten Ochsenzoll und Heidberg tätig, führen internistische Funktionsdiagnostik sowie Konsile durch und 
beteiligen sich am Bereitschafts und Hintergrunddienst entsprechend der internen Regelungen der Asklepios Klinik Nord. Sie haben optimalerweise Erfahrung in 
der klinischen Geriatrie und im Kodieren. Ihr Tätigkeitsfeld umfasst stationäre und teilstationäre Behandlung. Die Abteilung unterhält eine eigene geriatrische  
Palliativstation. Die volle WB Palliativmedizin kann erworben werden. Bei entsprechender Eignung ist die Übertragung der Funktion als Leitender Oberarzt möglich.

Ihr Profil

Sie verfügen über eine abgeschlossene Qualifikation als internistischer oder nervenärztlicher/neurologischer Facharzt | Für die Tätigkeit setzen wir ausgewiesenes 
Interesse an dem geriatrischen Fachgebiet voraus | Sie werden eigenständig alle Formen der Assistentenbetreuung und ausbildung begleiten | Da die Geriatrie ein 
Querschnittsfach ist, ist eine breit aufgestellte klinische Erfahrung die ideale Voraussetzung | Sie besitzen außerdem eine gut ausgeprägte Kommunikationsfähig 
keit und hohe Sozialkompetenz | Wir erwarten von Ihnen ein hohes Maß an Engagement und Flexibilität sowie die Bereitschaft, Veränderungsprozesse in der Asklepios 
Klinik aktiv zu unterstützen | Voraussetzung für die Einstellung ist die Zusatzbezeichnung Geriatrie oder ihre Erlangung innerhalb der Mindestzeit (18 Monate)

Wir bieten

eine interessante, verantwortungsvolle Aufgabe in einem motivierten und engagierten Team sowie hohe Qualitätsstandards. Möglichkeiten zur internen und externen 
Fortbildung, u. a. am unternehmenseigenen Bildungszentrum. Leistungsgerechte Vergütung nach TVöD. Betriebliche Gesundheitsvorsorge und betriebliche Alters 
versorgung. Kindertagesstätte und Krippe auf dem Klinikgelände in Ochsenzoll sowie HVV-ProfiTicket und nah.sh-Firmenabo gehören ebenso zu unserem Angebot. 

Die Stelle ist grundsätzlich auch für Schwerbehinderte geeignet.

Für weitere Informationen steht Ihnen gerne Herr Dr. Gehrke, Chefarzt der Klinik für Geriatrie, unter Tel.: (0 40) 18 1887 23 14 (Sekretariat) zur Verfügung.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann freuen wir uns auf Ihre OnlineBewerbung unter Angabe der Kennziffer 127267SÄB: 
www.asklepios.com/hamburg/nord/heidberg/unternehmen/bewerber/stellenangebote/

Klinik Nord
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Gemeinschaftspraxis für Allgemeinmedizin 
Dr. K. Ahlvers / Dr. B. Schröder 

Johannssenstr. 4, 25693 St. Michaelisdonn
sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 

Facharzt/Ärztin für Allgemeinmedizin/Innere Medizin 
als Entlastungsassistenten/in bis zu 10 h / Woche              

oder nach Absprache 

Tel. 04853/8505 oder 
eMail: k.ahlvers@t-online.de

Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin gesucht
Hausarztpraxis sucht

eine/n Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin
oder eine/n Weiterbildungsassistenten für Allgemeinmedizin

Wir sind ein eingespieltes Team, bieten optimale Voraussetzungen
und können flexibel auf Ihre persönlichen Möglichkeiten und

Wünsche eingehen.
Weiterbildung für Allgemeinmedizin (30 Monate)

Chiffre: 2505/10183

Anstellung mit Perspektive:
HEITERE HOLSTEINISCHE HAUSARZTPRAXIS sucht pas-

sende/n Internisten/in gern mit Endoskopieerfahrung.
Jetzt mit der richtigen Nummer : 0151-29257943 

Fachübergreifende Gemeinschaftspraxis
Inga Grimm / Dr. Petra Jessen

Allgemein- und Palliativmedizin, Innere Medizin,
Gastroenterologie, Proktologie

Wir suchen ab sofort und auch zu einem späteren Zeitpunkt
eine/n Weiterbildungsassistentin/en für Allgemeinmedizin

sowie
eine/n Weiterbildungsassistentin/en für Gastroenterologie

Feldstraße 123, 24105 Kiel
Erdbeerfeld 8, 24161 Altenholz
Email: praxis@jessen-grimm.de

Wir suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine (n) 
Fachärztin/Facharzt für Kinder- und Jugend-
psychiatrie und -psychotherapie
in Teil- oder Vollzeit für unser MVZ Wagenhaus in Rendsburg. 
 
Als Betreiberin von zwei medizinischen Versorgungszentren
halten wir die Fachbereiche Kinder- und Jugendpsychiatrie, Neu-
rologie, Psychotherapie, Psychiatrie und Allgemeinmedizin vor.
 
Wir bieten Ihnen
 
•   selbstständige, kreative und verantwortungsvolle Tätigkeit in 

einem aufgeschlossenen und multiprofessionellen SPV Team
•   Möglichkeit von Fort- und Weiterbildungen
•   Geregelte Arbeitszeiten, keine Nacht- und Wochenend-

dienste (Vereinbarkeit von Beruf & Familie)
•   Attraktive Sozialleistungen
 
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!
Wagenhaus Brücke MVZ GmbH, Herrn Andreas Melzer,
Am Stadtsee 9, 24768 Rendsburg, Tel.: 04331 1323-225
oder per E-Mail: andreas.melzer@bruecke.org
www.wagenhaus-mvz.de

Hinweis:
Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzeigenkunden und 
werden nicht von der Redaktion geprüft. Verlag, Herausgeber 
und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass 
die Angaben – auch zu den Weiterbildungsbefugnissen – kor-
rekt sind. Unter www.aeksh.de finden Sie die aktuellen Listen 
der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und Ärzte in Schles-
wig-Holstein. Entsprechende Beschwerden über unrichtige An-
gaben, insbesondere zu falschen Aussagen hinsichtlich der 
Weiterbildungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen 
Vorschriften verfolgt werden. Auf eventuelle zivilrechtliche Fol-
gen, wie Schadensersatzansprüche, wird hingewiesen. Gewerb-
liche Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.            
     
     Die Redaktion

Mütter stärken! Bitte helfen Sie mit Ihrer Spende.

Spendenkonto: 88 80 · Bank für Sozialwirtschaft München · 

BLZ 700 205 00

Tel.: 030 330029 0 · www.muettergenesungswerk.de

Foto: M
N

Studio

WB-Ass Allgemeinmedizin Hamburg VZ/TZ
GP im EKZ ab Mai 2019. Gutes Team, breites Spektrum,
Mitarbeit / WB Arbeits-/Betriebsmedizin möglich.

Hausärzte im CCB * Dr. J. E. + Ch. E. Kulemann
Bergedorfer Str.105 * 21029 Hamburg
Kontakt: info@praxis-kulemann.de. Wir freuen uns!
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Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Gesunde Nähe

Die imland gGmbH ist eine gemeinnützige GmbH in Trägerschaft 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde. Die gGmbH besteht aus den 
imland Kliniken Rendsburg und Eckernförde – Akademisches Lehr-
krankenhaus der Medizinischen Fakultät der Christian-Albrechts- 
Universität zu Kiel – als Schwerpunktkrankenhaus mit 808 Plan-
betten verteilt auf zwei Standorte.
Am Standort Eckernförde suchen wir zum nächstmöglichen Zeit-
punkt für die Innere Medizin eine/einen

Ärztin/Arzt in Weiterbildung
befristet, in Vollzeit
oder eine/einen

Fachärztin/Facharzt
unbefristet, in Vollzeit

Sie bringen mit:
• Freude am ärztlichen Beruf
• Einsatzbereitschaft, Engagement und Selbstständigkeit
• Verantwortungsbewusstsein und Einfühlungsvermögen
• Betriebswirtschaftliches Denken und Handeln
• EDV-Kenntnisse
Ihre Aufgaben:
• Weiterbildung im Fach Innere Medizin/Allgemeinmedizin
• Versorgung stationärer und ambulanter Patienten
• Teilnahme an den Bereitschaftsdiensten der Inneren Medizin
Unser Angebot an Sie:
• Ein interessanter und vielseitiger Arbeitsplatz mit langfristigen  
 Perspektiven und kontinuierlichen Entwicklungsmöglichkeiten  
 bspw. in kardialer Bildgebung
• Strukturierte Einarbeitung sowie großzügige Förderung von Fort-  
 und Weiterbildungen
• Ein attraktives, von Kollegialität und Interdisziplinarität geprägtes  
 Arbeitsumfeld bei einem der größten Arbeitgeber der Region
• Gegebenenfalls ist auch eine Teilzeitbeschäftigung nach Ab- 
 sprache möglich
• Eine leistungsgerechte Vergütung nach TV-Ärzte/VKA
Wir sind Mitglied der 6K-Kooperation kommunaler Krankenhäuser 
mit über 10.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wir bieten Ihnen  
ein Lebens- und Arbeitsumfeld in einer attraktiven Region mit einer  
Vielzahl an kulturellen und sportlichen Angeboten. Die Region  
zwischen Ostsee-Küste und Nord-Ostsee-Kanal wird bestimmt 
durch Kultur und Natur, Familienfreundlichkeit und vielfältige Ent-
faltungsmöglichkeiten. Ein reiches Angebot zur Freizeitgestaltung 
bietet einen hervorragenden Ausgleich zum Alltagsstress.
Für weitere Rückfragen steht Ihnen der Chefarzt, Herr Dr. Joachim, 
unter der Durchwahl 04351-882-1200 oder Frau Dr. Anja Rueck unter 
der Durchwahl 04351-882-1202 zur Verfügung.
Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie Ihre Bewerbung 
bitte postalisch an die 
imland gGmbH, Abteilung Personal & Recht
Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg 
oder per E-Mail (Unterlagen bitte als PDF) an ulrike.sander@imland.de

KREIS STEINBURG · DER LANDRAT · HAUPTAMT
Viktoriastr. 16–18 · 25524 Itzehoe · personal@steinburg.de

Das Gesundheitsamt des Kreises Steinburg sucht zum nächst-
möglichen Zeitpunkt einen

Arzt (m/w/d)
für den kinder- und  

jugendärztlichen Dienst
mit klinischer Erfahrung auf dem Gebiet der Kinder- und 
Jugendmedizin, der Kinder- und Jugendpsychiatrie oder 
der Allgemeinmedizin. Wünschenswert wären das Vorliegen 
einer Weiterbildung zum Facharzt (m/w/d) für Kinder- und 
Jugendmedizin oder Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Erfahrung in sozialmedizinischer Begutachtung.

Ein ausführliches Anforderungsprofil mit detaillierter Aufgaben-
beschreibung finden Sie im Internet unter www.steinburg.de.

Für weitere Auskünfte stehen Ihnen die Leiterin des Gesundheits-
amtes, Frau Dr. Vollmers, unter der Tel.-Nr. 04821/69-351 oder 
ihre Stellvertreterin Frau Gundlach (-304) gern zur Verfügung.

Wir gewähren ein Entgelt nach dem TVöD-Verwaltung. Die 
 Eingruppierung erfolgt nach den individuellen Voraussetzungen. 
Es wird eine Arbeitsmarktzulage in Höhe von 10 % gezahlt. Bei 
gleicher Befähigung, Eignung und fachlicher Leistung werden 
schwerbehinderte Menschen bevorzugt berücksichtigt.

Aussagekräftige Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen 
richten Sie bitte an: 

Medizinisches Versorgungszentrum in Itzehoe 
(Kreisstadt in Schleswig Holstein) sucht per sofort

eine/n Allgemeinmediziner/in oder 
hausärztlichen Internisten/in

in Ganztags-oder Teilzeitstellung. KV-Sitz vorhanden. 
Das MVZ ist sowohl fachärztlich gastroenterologisch, kardio-
logisch und angiologisch als auch hausärztliche ausgerichtet. 

Es besteht die Möglichkeit, endoskopische und sonogra-
fische Diagnostikverfahren zu erlernen oder zu vertiefen. 

Auf Wunsch ist die Teilnahme am kassenärztlichen Bereit-
schaftsdienst möglich. Die Bezahlung erfolgt nach Tarif, eine         
Beteiligung am Unternehmensgewinn ist selbstverständlich.

Bewerbungen richten Sie bitte an:
MVZ am Holstein Center GmbH

Dr. med. Johannes Fontius (leitender Arzt)
Brunnenstraße 5
25524 Itzehoe

Tel.: 04821/3913 oder 2814
Fax: 04821/2164

E-Mail: mvz@mvz-am-hc.de
Weiterbildungsassistent(in) für

Frauenärztliche Gemeinschaftpraxis                                                                                       
(2 Jahre Weiterbildungsermächtigung) in Rendsburg Voll- 
oder Teilzeit gesucht. Familienfreundliche Arbeitszeiten.           

Chiffre 2505/16801
E-Mail: kleinanzeigen-sh@atlas-verlag.de
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Buchen Sie im Internet: 
www.atlas-verlag.de / kleinanzeigenmarkt

Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Gesunde Nähe

Die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik verfügt 
über 142 stationäre und teilstationäre Behandlungsplätze sowie eine 
psychiatrische Institutsambulanz. Seit 2006 arbeitet die Klinik im 
Regionalbudget, einem Modellprojekt mit Aufhebung der Grenzen 
zwischen ambulantem, teilstationärem und stationärem Sektor, das 
eine patientenzentrierte psychiatrisch-psychotherapeutische Arbeit 
ermöglicht. Es besteht eine enge Kooperation mit den somatischen 
Kliniken des Hauses. 
Wir suchen ab sofort in Vollzeit oder Teilzeit eine/-n

Assistenzärztin/-arzt in Weiterbildung 
zur/zum Fachärztin/-arzt Psychiatrie 
und Psychotherapie oder im Rotations- 
jahr für die/den Fachärztin/-arzt  
für Neurologie
Bringen Sie sich mit Engagement und Kreativität in unser Team ein 
und entwickeln Sie gemeinsam mit uns innovative Konzepte für eine 
nachhaltige Behandlung unserer Patienten. Für uns sind Teamfähig-
keit, eine hohe Arbeitsqualität und ein gutes Arbeitsklima besonders 
wichtig. 
Wir können eine fundierte Ausbildung für die gesamte Weiterbil- 
dungszeit für den Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie gewähr- 
leisten. Es besteht die Möglichkeit der Rotation in die neurologische 
Abteilung im Hause. Die Kosten für die Assistenzarztausbildung an 
einem psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut einschließlich der 
Selbsterfahrungskurse werden vom Haus getragen. 
Die Vergütung richtet sich nach den Bestimmungen des TV-Ärzte/
VKA bzw. TVöD-K, hinzu kommen die im öffentlichen Dienst üblichen 
sozialen Leistungen. Fortbildungen werden großzügig gefördert. 
Auskünfte erteilt Ihnen gerne die Chefärztin der Klinik, Frau Dr. 
Schulz-Du Bois, unter der Telefonnummer 04331 200 8001.
Ihr Interesse ist geweckt? Dann richten Sie Ihre Bewerbung bitte an die 
imland gGmbH, Abteilung Personal & Recht
Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg 
oder per E-Mail (Unterlagen bitte in PDF) an ulrike.sander@imland.de

Beilagenhinweis 
Diese Ausgabe enthält Beilagen der PVS Schleswig Holstein 

und der Universität Hamburg ZFW

Zukunft in Kinderhände – 
mit einem Testament helfen

Das Deutsche Kinderhilfswerk e.V. setzt sich deutsch- 
landweit für die Belange von Kindern und deren Rech-
te ein. Mit Ihrem Testament können Sie unsere Arbeit 
unterstützen. Informationen erhalten Sie von  
Cornelia Teichmann unter Tel. 030 / 30 86 93 - 23  
oder per E-Mail: teichmann@dkhw.dewww.dkhw.de

Medizinisches Versorgungszentrum in Itzehoe 
(Kreisstadt in Schleswig Holstein) bietet 

Weiterbildungsassistent/in für Allgemeinmedizin 
interessante Tätigkeit ab sofort oder später. 

Das MVZ in fachärztlich, gastroenterologisch und 
kardiologisch sowie hausärztlich ausgerichtet. 

Weiterbildungsermächtigung bis zu 30 Monaten liegt vor.
Die Bezahlung erfolgt in Anlehnung an den Tarif für Klinikärzte.

Spätere Festanstellung möglich.
Bewerbungen richten Sie bitte an:

MVZ am Holstein Center GmbH
Dr. med. Johannes Fontius (leitender Arzt)

Brunnenstraße 5
25524 Itzehoe

Tel.: 04821/3913 oder 2814
Fax: 04821/2164

E-Mail: mvz@mvz-am-hc.de

31
7

Bitte unterstützen Sie unsere Arbeit für kranke, 
behinderte und vernachlässigte Kinder.

Machen Sie  
das Leben bunter

Spendenkonto (IBAN): DE 48 4805 0161 0000 0040 77, 
BIC: SPBIDE3BXXX, Stichwort »Kinder«
Online spenden unter www.spenden-bethel.de
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Seit 1975 bietet die AMZ in Kiel norddeutschen Betrieben und Einrich-
tungen  die  sicherheitstechnische  und  arbeitsmedizinische Betreuung 
an. Neben den arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen finden
Begehungen und Beratungen vor Ort bei unseren Kunden statt. Für die
dauerhafte arbeitsmedizinische Betreuung unserer Kunden suchen wir in
Voll- oder Teilzeit sowie in freier Mitarbeit eine/n

Arbeits- bzw. Betriebsmediziner (m/w)
oder in Festanstellung

Arzt in Weiterbildung (m/w)
im Fachgebiet Arbeitsmedizin
(Region/en in Schleswig-Holstein auf Anfrage)

• vorgeplante  Arbeitszeiten
• keine Wochenend- und Nachtdienste
• vielfältige Fortbildungsmöglichkeiten und arbeitsmedizinische Fachkreise
• Unterstützung durch erfahrenes Assistenzpersonal

Nach sorgfältiger Einarbeitung bieten wir Ihnen eine auf langfristige
Zusammenarbeit angelegte Anstellung und freuen uns auf Ihre voll-
ständigen Bewerbungsunterlagen mit möglichem Eintrittstermin.

AMZ Arbeitsmedizinische Zentraldienst GmbH
Herr Simon · Muhliusstraße 53 · 24103 Kiel
Telefon: 04 31 / 55 22 66 · E-Mail:  m.simon@amz-arbeitsmedizin.de
www.amz-arbeitsmedizin.de

FÜR ARBEITSMEDIZIN
UND ARBEITSSICHERHEIT

Seit 1975
Psychiatrische Spitzenkompetenz  
in Kiel und Lübeck

Zentrum für Integrative Psychiatrie – ZIP gGmbH
Personalabteilung 
Niemannsweg 147
24118 Kiel

Das Medizinische Versorgungszentrum der ZIP gGmbH ist eine 
Tochtergesellschaft des ZIP, zudem sowohl psychiatrische als 
auch psychotherapeutische Kassensitze gehören. Behandelt 
 werden alle psychiatrischen Krankheitsbilder. Besondere Schwer-
punkte sind die Gedächtnissprechstunde und die Schlafmedizin. 

Für unser engagiertes multiprofessionelles Team in Kiel suchen wir zum 
nächstmöglichen Termin Verstärkung:

Facharzt (m/w) für Psychiatrie und 
Psychotherapie, Neurologie oder 
Nervenheilkunde
(flexible Arbeitszeit: 10 bis 42 Std/wöchentlich)

Die Tätigkeit im MVZ ist gleichermaßen für engagierte Berufseinsteiger/-
innen, Kandidaten/-innen mit einschlägiger Berufspraxis, Mütter und 
Väter in Elternzeit sowie Kollegen/-innen, die sich innerhalb des Fachs 
umorientieren wollen, sehr gut geeignet. 

Wir bieten Ihnen ein angenehmes Arbeitsklima, familienfreundliche und 
flexible Arbeitszeiten ohne Bereitschafts- und Wochenenddienste 
sowie eine angemessene Vergütung nach dem TV-Ärzte und eine 
 betriebliche Altersvorsorge (VBL).

Ausführliche Informationen zu unserem Unternehmen und der 
 Ausschreibung finden Sie unter:
https://www.zip-kiel.de/Stellenangebote.html 

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige Bewerbung per E-Mail  unter 
Angabe der Stellennummer 201822 an: Karriere-ZIPKI@uksh.de 

WBA Allgemeinmedizin
gesucht

Für unsere
allgemeinmedizinische
Gemeinschaftspraxis in

Lübeck suchen wir eine/n
Weiterbildungsassistentin/en

ab Sommer 2019, Teilzeit
oder Vollzeit möglich,

Weiterbildungsberechtigung
30 Monate vorhanden.

A. Riffert und Dr. med. K.
Marquardt, Stettiner Str. 25,

23558 Lübeck, Tel.
0451/85029.

Karriere im Aufwind

Zur Sicherstellung des PsychKG-Rufbereitschaftsdienstes täglich außerhalb der Öffnungszeiten des Gesundheitsamtes 
sowie an Wochenenden und Feiertagen sucht die Stadt Flensburg

Ärztinnen/Ärzte mit psychiatrischer Erfahrung 

Stadt Flensburg | Die Oberbürgermeisterin | FB Zentrale Dienste/Personal | 24931 Flensburg
Karriere im Aufwind

Zur Sicherstellung des PsychKG-Rufbereitschaftsdienstes täglich außerhalb der Öffnungszeiten des Gesundheitsamtes 
sowie an Wochenenden und Feiertagen sucht die Stadt Flensburg

Ärztinnen/Ärzte mit psychiatrischer Erfahrung 

Stadt Flensburg | Die Oberbürgermeisterin | FB Zentrale Dienste/Personal | 24931 Flensburg

zur Fertigung gutachtlicher Stellungnahmen. Diese sind vor Ort zu erstellen und bilden die Grundlage für etwaige 
Unterbringungsmaßnahmen im Rahmen des PsychKG S-H.

Die Einsatzzeiten werden vorab mit allen grundsätzlich zur Verfügungen stehenden GutachterInnen im Rahmen 
monatlicher Dienstpläne vereinbart. Die möglichen Dienste werden dabei seitens der GutachterInnen benannt, der 
Umfang der Dienste ist somit individuell frei gestaltbar. 

Es erfolgt eine Vergütung der Rufbereitschaftsdienste sowie – ergänzend – der innerhalb der Dienste gefertigten 
Stellungnahmen. Daneben werden Aufwandentschädigungen gewährt.

Bei Interesse erhalten Sie nähere Auskünfte bei der Leiterin des Sozialpsychiatrischen Dienstes,  Frau Dipl.-Med. Evelyn  
Stock-Friemert, Tel. 0461/85-2603. 

JETZTONLINEZUSTIFTEN!

Chiffre-Zuschriften senden Sie bitte an:  
atlas Verlag GmbH, Chiffre XXXXX, Flößergasse 4, 81369 München, bzw. per E-Mail an: kleinanzeigen-sh@atlas-verlag.de
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Veranstaltungen

6. Sana CardioMed Nord ColloquiumSana CardioMed Nord

Ihre Herzspezialisten

in der Nähe

Prae-Workshops | Praxisfälle mit TED Abfrage 
Ambulante Kardiologie | Herz und Interaktionen

Hot Topics der interventionellen Kardiologie

Infos und Anmeldung unter: 
www.sana-cardiomed-nord.de

Unsere Schwerpunktthemen zur Herzmedizin:

12 CME Fortbildungspunkte

Unsere Schwerpunktthemen zur Herzmedizin:

Freitag 30. November & Samstag 1. Dezember 2018
media docks Lübeck 

30. November und 
1. Dezember 2018
media docks 
Lübeck

180629 Anzeige CardioMed Nord Colloquium 120x190.indd   1 17.07.2018   15:50:55

Fortbildungen

Ausbildungsinstitut für Psychotherapie (TP und VT) und Psychoanalyse
unter ärztlicher Leitung.

Durch die Ärztekammer Schleswig-Holstein anerkannte Weiterbildung
in allen P-Fächern – Theorie – Selbsterfahrung – Supervision – Balint –
Entspannungsverfahren
Patienten-Behandlungen werden über die KV abgerechnet und die Kandidaten 
werden an den Einnahmen (derzeit ca. 61,– € pro Behandlungs-Std.) beteiligt, 
darüber finanziert sich die Weiterbildung selbst.

Bereiche und Gebiete:
Facharzt – Psychiatrie-Psychotherapie (TP und VT)
Facharzt – Psychosomatische Medizin (TP und VT)
Facharzt – Kinder- u. Jugendlichen-Psychiatrie und Psychotherapie (TP)
Zusatzbezeichnung Psychoanalyse
Zusatzbezeichnung Psychotherapie fachgebunden (TP und VT)
Gruppentherapiefachkunde
EMDR-Fachkunde

Die Theorieausbildung findet am Institut in Lübeck statt, alles andere dezentral.

Für weitere Informationen und Anfragen:
ZAP-Nord-GmbH · Fackenburger-Allee 1 · 23554 – Lübeck
Tel.: 0451 48660700 · sekretariat@zap-nord.de

Lehrinstitut Lübeck
Zentrum Ausbildung Psychotherapie · ZAP Nord

Integrative ärztliche Weiterbildung  
in allen P-Fächern in Lübeck

Stellenanzeigen

MVZ NordOst 
Allgemeinmedizin, Innere Medizin, Pädiatrie

Das ärztlich geleitete MVZ NordOst betreibt Haus- und Kinderarztpraxen
im südlichen Schleswig Holstein, östlich von Hamburg.

Wir suchen einen engagierten Facharzt für Allgemeinmedizin 
(m/w) oder einen engagierten Facharzt für Innere Medizin
für eine unbefristete Anstellung mit geregelten Arbeitszeiten

ohne Nacht- und Wochenenddiensten.

Unser Standort in Büchen mit drei Allgemeinmedizinern, zwei Fachärztinnen
für Innere Medizin und zwei Fachärztinnen für Kinder- und Jugendmedizin 

befindet sich in neuen hellen Räumen und ist nur 400 m vom Bahnhof entfernt. 

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann senden Sie Ihre Bewerbung gerne
an unseren kaufmännischen Leiter Ralf Hirnstein:

MVZ NordOst,
z.H. Ralf Hirnstein

Zwischen den Brücken 1
21514 Büchen

Für ein erstes Gespräch oder Ihre Fragen steht Ihnen Herr Hirnstein auch
gerne telefonisch zur Verfügung: 04155 - 8233050 oder

 +49 170 7035011 zur Verfügung.

Wir freuen uns auf Sie!

MVZ-NordOst
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Fachberater

Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg  |  Heide  |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

Praxisgemeinschaft

Verschiedenes  Fachberater

AMT Abken Medizintechnik GmbH  ·  Langenharmer Weg 219  ·  22844 Norderstedt

... auch im Internet unter:

www.amt-abken.de
Ihr zuverlässiger Partner für
Ultraschallgeräte bei Beratung,
Kauf, Service und Finanzierung!

Tel. 040 - 180 10 282  ·  info@amt-abken.de  ·  www.amt-abken.de

 
 
 
 
 
 
 
    

    Ihre Spezialisten für alle Rechtsfragen 
 im Gesundheitswesen! 
 

 

 Insbesondere Beratung für   - Ärzte | Zahnärzte 
  - Apotheken 
  - Krankenhausträger 
  - Berufsverbände 
  - Sonstige Unternehmen im Gesundheitswesen 
 

 Vom Arbeitsrecht bis zur Zulassung – unsere Kanzlei steht für persönliche, 
individuelle und zielgerichtete Rechtsberatung und Vertretung. Erfahren Sie mehr über 
unser umfassendes Leistungsportfolio unter 

  Praxisrecht.de 
 oder vereinbaren Sie einen persönlichen Termin. 
  Kanzlei Hamburg 

 Rechtsanwälte & Fachanwälte für 
Medizinrecht | Steuerrecht 

Lokstedter Steindamm 35  22529 Hamburg 
fon      +49 (0) 40 – 2390876-0 
e-mail  hamburg@praxisrecht.de 

 

Watt ne Chance!
Überörtliche Gemeinschaftspraxis für Allgemeinmedizin in

Nordfriesland, in statu nascendi, mit städtischem wie ländlichem
Standort, sucht Ausbildungsassistenten/in mit späterer

Einstiegsmöglichkeit. Erfahrene Praxisteams mit
Weiterbildungsberechtigung, akademische Lehrpraxis. Sämtliche

Schulen und Kindergärten vor Ort
Chiffre: 2505/10179

PraxisabgabePraxisräume

GP für Pränataldiagnostik 
Etablierte, erfolgreiche GP im 

Norden sucht Nachfolger! 
01712344231, Dr. Krüger, MLP

Psychotherapie Privat-
praxis Kiel, Stadtmitte

3 Räume eingerichtet
2-3 Tage frei zur 
Mitbenutzung

Tel. 0172-4111712
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Ärztekammer Schleswig-Holstein 
Bismarckallee 8-12 
23795 Bad Segeberg
Telefon 04551 803 0
Fax 04551 803 101
info@aeksh.de
www.aeksh.de

Vorstand
Dr. Henrik Herrmann (Präsident)
Dr. Gisa Andresen (Vizepräsidentin)
Dr. Svante Gehring
Dr. Sabine Reinhold 
PD Dr. med. habil. Doreen Richardt
Dr. med. habil. Thomas Schang
Mark Weinhonig
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
vorstand@aeksh.de

Geschäftsführung
Dr. Carsten Leffmann 
(Ärztl. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
Karsten Brandstetter 
(Kaufm. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
sekretariat@aeksh.de

Ärztliche Weiterbildung
Leitung: Manuela Brammer
Telefon 04551 803 652
Fax 04551 803 651
weiterbildung@aeksh.de

Rechtsabteilung
Leitung: Carsten Heppner (Justiziar)
Telefon 04551 803 402
Fax 04551 803 401
rechtsabteilung@aeksh.de

Qualitätsmanagement
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
qm@aeksh.de

Akademie der Ärztekammer Schleswig-
Holstein
Telefon 04551 803 700
Fax 04551 803 701
akademie@aeksh.de

Hauswirtschaft und Gästehaus 
Leitung: Helena Willhöft
Telefon 04551 803 802
Fax 04551 803 801
gaestehaus@aeksh.de

Ärztliche Angelegenheiten
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
uta.kunze@aeksh.de

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
Leitender Redakteur: Dirk Schnack
Telefon 04551 803 272
Fax 04551 803 271
aerzteblatt@aeksh.de

Mitgliederverzeichnis/Ärztestatistik
Leitung: Yvonne Rieb, 
Christine Gardner
Telefon 04551 803 456, 04551 803 452
Fax 04551 803 451
mitglied@aeksh.de

Finanzbuchhaltung
Leitung: Kay Petruske
Telefon 04551 803 552
Fax 04551 803 551
buchhaltung@aeksh.de

IT-Abteilung
Leitung: Michael Stramm
Telefon 04551 803 602
Fax 04551 803 601
it@aeksh.de

Personalabteilung
Leitung: Tobias Köpke
Telefon 04551 803 152
Fax 04551 803 151
personal@aeksh.de

Facility Management
Leitung: Helge Timmermann
Telefon 04551 803 502
Fax 04551 803 501
facility@aeksh.de

Strahlenschutz/Ärztliche Stellen
Cornelia Ubert, Gabriele Kautz-Clasen
Telefon 04551 803 304, 04551 803 303
Fax 04551 803 301
aerztliche-stelle@aeksh.de

Krebsregister Schleswig-Holstein  
Vertrauensstelle
Leitung: Mirja Wendelken
Telefon 04551 803 852
krebsregister-sh@aeksh.de

Versorgungseinrichtung der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein
Bismarckallee 14-16, 23795 Bad Segeberg
www.veaeksh.de
Geschäftsführung
Harald Spiegel
Telefon 04551 803 911
sekretariat@veaeksh.de
Mitgliederservice
Telefon 04551 803 900
Fax 04551 803 939
mitglieder@veaeksh.de
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Info
Ausschreibungen von 
Vertragsarztsitzen 
gemäß § 103 Abs. 4 
SGB V 

Die Kassenärztliche 
Vereinigung Schles-
wig-Holstein hat bis-
her Vertragsarztsit-
ze zur Nachbesetzung 
im Schleswig-Holstei-
nischen Ärzteblatt 
ausgeschrieben. Bit-
te beachten Sie, dass 
seit Januar 2018 die-
se Ausschreibungen 
ausschließlich auf der 
Homepage der KVSH 
www.kvsh.de erschei-
nen werden. Der 
Grund für die neue 
Vorgehensweise ist die 
Beschleunigung der 
Ausschreibungsver-
fahren. Die Veröffent-
lichungen werden im-
mer zum Monatsan-
fang mit einer Bewer-
bungsfrist bis zum 
Monatsende erfolgen. 



Fachberater

Impressum
bitte ersetzen

Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!



SCHLESWIG-HOLSTEINS 
BESTER STELLENMARKT 
FÜR ÄRZTE 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt informiert elfmal im Jahr über 
zentrale Themen aus dem Gesundheitswesen zwischen Nord- und Ostsee. 
Das Mitgliedermagazin der Ärztekammer Schleswig-Holstein erreicht neben 
den Ärzten auch viele Entscheidungsträger aus dem Gesundheitswesen.

Kontakt: Maxime Lichtenberger, 089 55241-246, maxime.lichtenberger@atlas-verlag.de

Was das für mich bedeutet? Ohne die PVS müsste ich wohl mindestens 
eine halbe oder vielleicht sogar eine ganze Stelle für eine medizinische 
Fachangestellte einrichten, die die vielen Rechnungen ausdruckt, sie 
verschickt und dafür sorgt, dass die Geldeingänge stimmen.

Prof. Dr. med. Jörn Elsner 

Mitglied der PVS seit 2008

„Bei der PVS bekomme ich genau 
die Unterstützung, die man als 
niedergelassener Arzt benötigt.“

Privatliquidation von Mensch zu Mensch.

Prof. Dr. med. Jörn Elsner 

Lesen Sie meinen 
Erfahrungsbericht 

im Themenpapier
Nr. 5

Jetzt kostenfrei anfordern! 
www.pvs-se.de/themenpapiere 
Tel: 04551/809-9022 | Fax: 04551/809-3282




